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RASSISMUS TOTET — 
KUNDGEBUNG WEGEN DES MORDES AN AMADEU ANTONI1O 


AM 19. AUGUST 1992 AB 16 UHR IN EBERSWALDE AUF DEM MARKTPLATZ 


Liebe Leute, 


der Prozeß wegen des Mordes an Amadeu Antonio wird nach 30-tägieger 
Pause am 19. August um 8.30 Uhr in Eberswalde, An der 
Friedensbrücke 24 in Eberswalde fortgesetzt. Den bisherigen 
Prozeßverlauf könnt Ihr dem Artikel in dieser ZAG nachlesen. 

Der 19. August wird voraussichtlich der letzte Tag der 
Beweisaufnahme in Eberswalde sein. Die weiteren Prozeßtage finden, 
falls der Zeitplan eingehalten wird, in Frankfurt/Oder statt. 

Für den 19. August rufen wir gemeinsam nit Gruppen aus Eberswalde 
und Berlin zur Kundgebung mit anschließender Demonstration auf. 
Anlaß unseres Protestes ist der Mord an Amadeu Antonio und der 
nach wie vor anhaltende rassistische Terror in Eberswalde. Ob es 
im Anschluß an die Kundgebung zu einer Demonstration zur 
Chemischen Fabrik, dem Ort an dem Amadeu Antonio im November 193930 
angegriffen und zusammengeschlagen rn kommen wird, hängt davon 
ab, wieviel r Kundgebung erscheinen. 

Solltet ee Vorbereitung und an a 
Informationen zum bisherigen Prozeßverlauf und zum Stand — F 
Vorbereitungen interessiert sein laden wir Euch zu den folgenden 

' Terminen ein: 


7. August ab 19 Uhr: Plenum der Antirassistischen Initiative, 
Yorckstr. 59, Hinterhaus, 2. Stock 


14 .August ab 20 Uhr: Plenum der Antirassistischen Initiative, 
gleicher Ort 


Am 11. August um 20 Uhr findet im Ex im Mehringhof, Gneisenaustr. 
2a in Berlin 61 die folgende Veranstaltung statt: . 

"Wunsiedel 92 - Von Biedermännern und Brandstiftern 
Infoveranstaltung mit Film "Die Neue Rechte zum en 

- Prozeß wegen der Ermordung Amadeu Antonios in we. age 
- Geplanten europäischen Aufmarsch der Faschisten am : 


organisiert von unabhängigen Antifa-Gruppen 
Ab 10. August wird der Aufruf zur Kundgebung vorliegen. 


Wir wissen zwar, daß die Termine sehr kurzfristig sind, 20 
sıch aber, auch bedingt durch die gemeinsane Vorbereitung mı 
Eberswalder Gruppen, nicht anders organisieren. 


WIR RUFEN EUCH AUF, EUCH AN DER KUNDGEBUNG UND AN DER SICH 
ANSCHLIEBENDEN DEMONSTRATION MASSENHAFT ZU BETEILIGEN! 
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Vorwort 


Die Erstellung dieser ZAG-Ausgabe ist überschattet vom Pro- 
zeßbeginn wegen des Mordes an Amadeu Antonio ın Eberswal- 
de. Ein Teil der RedaktionsmitarbeiterInnen beobachtet seit 
dem ersten Verhandlungstag, dem ersten Juli, diesen Prozeß 
regelmäßig, versucht zum Prozeß zu mobilisieren, um eine 
möglichst große Öffentlichkeit zu gewährleisten und hat die 
Solidaritätsfete am 11. Juli im SO 36 mit organisiert. Genauere 
Infos zu diesem Prozeß und Einschätzungen dazu von der Antıi- 
rassistischen Initiative in dieser Ausgabe. 

Andere MitarbeiterInnen sind mit dem Ausbau der neuen 
Redaktionsräume beschäftigt, in die auch die Antirassistische 
Initiative so bald wie möglich einziehen wird. Wir arbeiten zur 
Zeit auf einer Baustelle. Außerdem sind wir urlaubsreif und eini- 
ge schon unterwegs.... Deshalb liegt Euch diesmal eine nicht 
ganz so umfangreiche Zeitung, entstanden zwischen Tür und 
Angel, vor. - Soweit unser Appell an Euch, etwas nachsichtig 
mit uns und ZAG 4 zu sein! 


Unsere neue Adresse: ZAG Redaktion, c/o Antirassistische 
Initiative e.V., Yorckstr. 59, 1000 Berlın 61, Tel.: 7857281 (neue 
Nummer des Antirassistischen Telefons ın Westberlin), FAX: 
7869984. 

Für diese Ausgabe erhalten wir noch einmal vom AStA der FÜ 
einen Druckkostenzuschuß. Ab sofort ist die Stiftung Umvertei- 
len! Mitherausgeberin des ZAG. Diese und die kommenden 3 
Ausgaben werden von der Stiftung Umverteilen! mitfinanziert. 
Danke an die Unterstützerlnnen, zu denen auch der AStA der 
TU gehört. 

Das heißt, daß die Herausgabe der nächsten 3-4 ZAGs finanziell 
einigermaßen abgesichert sind. Wir hoffen, daß sich unser/Euer 
Zeitungsprojekt danach weitgehend selbst trägt. 

Um das zu gewährleisten, müsserı wir allerdings den Preis pro 
Ausgabe auf 3 Mark erhöhen. 


Die Redaktionsgruppe 


ERNEST: 


Infos zum ZAG 


Wir wollen im ZAG Handlungsmöglichkeiten aufzeigen, über 
den Widerstand und Aktionen gegen rassistische und faschisti- 
sche Gewalt berichten und die Meldungen, die bei den Infotele- 
fonen eingegangen sind, dokumentieren und veröffentlichen. 
Das ZAG soll nicht nur uns, den drei herausgebenden Info-Tele- 
fonen, sondern auch anderen antirassistischen und antifaschisti- 
schen Gruppen die Möglichkeit bieten, Informationen, Einschät- 
zungen, Selbstdarstellungen und Ankündigungen zu veröffentli- 
chen. 

Ziel und Aufgabe der Info-Telefone und des ZAG ist es: 

- Menschen, die konkret von faschistischer Gewalt, rassisti- 
schen Diskriminierungen oder staatlichen Maßnahmen betrof- 
fen sind, solidarisch bei ihrer Gegenwehr zu unterstützen. 

- zu einer starken Gegenöffentlichkeit beizutragen, das Wegse- 
hen und Schweigen gegenüber dem alltäglichen Rassismus und 
der faschistischen Gewalt zu durchbrechen. 

- Antirassistische und antifaschistische Aktionen durchzuführen 
und zu unterstützen. 

Die Qualität und der Informationsgehalt des ZAG hängt auch 
von Eurer Mitarbeit ab. Deshalb: Gebt Eure Informationen und 
Erfahrungen an die Infotelefone weiter. Soweit es uns möglich 


DAS ANTIFA-INFO-TELEFON MACHT SOMMERPAUSE 
VOM 1.7.92 BIS 1.10.92 ! 


Da wir durch Mangel an Leuten und die dadurch entstandene 
Überlastung nicht mehr dazu kamen, notwendige, inhaltliche 
Diskussionen zu führen, wollen wir das anstehende Sommer- 
loch dazu nutzen, diese nachzuholen. 


Unser Anrufbeantworter mit anstehenden Terminen ist wei- 
terhin geschaltet und wird zweimal in der Woche von uns ab- 
gehört. In ganz dringenden Fällen könnt ıhr das Antırassisti- 
sche Telefon Ostberlin, Tel.-Nr. 426 94 51, do: 17.00 - 20.00, 
anrufen. 


Außerdem könnt ıhr uns mıt Kritik und Anregungen unterstüt- 
zen. Schreibt uns: 


Antifa-Info-Telefon Berlin 
e/o Buchladen O 21 
Oranienstr. 21 
W-1000 Berlin 36 


ist, werden bei der ZAG eingehende Artikel wörtlich übernom- 
men. Wortwahl und Inhalte von Beiträgen, die von Einzelperso- 
nen oder Gruppen unterzeichnet sind, sind Ausdruck von deren 
Politik und stimmen nicht unbedingt mit den politischen Ansich- 
ten der ZAG-Herausgeber-Gruppen überein. 

Redaktionsschluß für das nächste ZAG: 1. Oktober 1992 
Weil es ziemlich arbeitsaufwendig ist, die Texte druckfertig zu 
machen (abtippen, Korrektur lesen, usw.), bitten wir alle, denen 
dies möglich ist, uns ihre Artikel auf Diskette (ohne Druckfor- 
mat, mit Angabe des Textverarbeitungssystems und einem 
Textausdruck) zuzusenden. Fotos und anderes Layout-Material 
bitte nicht vergessen! 

Außerdem danken wir allen, die das ZAG bisher mit Spenden 
und Abos unterstützt haben. Wie auch die Erfahrungen anderer 
Zeitungsprojekte zeigen, ist es in der Bundesrepublik fast un- 
möglich, als alternative oder linke Zeitung die Kosten aus- 
schließlich durch die Verkaufserlöse abzudecken. Deshalb sind 
wir auch weiterhin auf Eure Spendenfreudigkeit und möglichst 
regelmäßige finanzelle Unterstützung angewiesen. 


Die Redaktionsgruppe 


Art 
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Der Mord an Amadeu Antonio vor Gericht 


Nach mehr als eineinhalb Jahren wurde am 1. Juli in Frank- 
furt/Oder der Prozeß wegen des Mordes an Amadeu Antonio 
eröffnet. 


Amadeu Antonio kam 1987 aus Angola in die DDR. Dort lebte 
und arbeitete er ın Eberswalde, einer Kleinstadt 60 Kilometer 
nordöstlich von Berlin. 

In der Nacht vom 24. auf den 25. November 1990 wurde Ama- 
deu Antonio und drei weitere Vertragsarbeiter aus Angola und 
Mosambik vor einer Discothek in Eberswalde von Neonazis und 
Heavy Metals überfallen. Während sich seine Freunde, zum Teil 
schwer verletzt retten konnten, entkam Amadeu den rassistr 
schen Schlägern nicht. 

Er blieb bewußtlos und zunächst ohne Hilfe auf der Straße lie- 
gen und wurde später ins Krankenhaus eingeliefert. Dort starb 
er am 6. Dezember 1990, ohne das Bewußtsein noch einmal 
wiedererlangt zu haben. 

Nach der Ermordung von Amadeu Antonio hörten die rassisti- 
schen Angriffe, Pöbeleien und Bedrohungen in Eberswalde 
nicht auf. Alle schwarzen Menschen dort, deren Freundinnen, 
Ehefrauen und Kinder leben in einer ständigen Bedrohungssi- 
tuation. Und immer wieder hören wir den Satz: “Im Augenblick 
ist eigentlich alles ganz ruhig, aber natürlich gehen wir abends 
nicht mehr auf die Straße, schon gar nicht in eine Kneipe oder 
Discothek.” 

Im Sommer letzten Jahres mußte Amadeu Antonios Lebensge- 
fährtin mit dem gemeinsamen Kind, das einen Monat nach 
Amadeus Tod geboren wurde, zeitweise aus Eberswalde flie- 
hen. Über einen Mitarbeiter der Initiative Schwarzer Deutscher 
lernten wir sie und ihren Sohn kennen. Seitdem bereiteten wir, 
gemeinsam mit ihr und anderen engagierten Leuten den Prozeß 
wegen des Mordes an Amadeu Antonio vor. Dabei ging es uns 
zunächst darum, dazu beizutragen, daß der rassistische Angriff 
vom November 1990 nicht in Vergessenheit gerät, daß die Tä- 
ter zur Verantwortung gezogen werden und nicht zuletzt woll- 
ten und wollen wir, daß die Rolle der Polizei in dieser Nacht auf- 
gedeckt wird. Schon direkt nach dem brutalen Angriff gab es 
einige Anhaltspunkte dafür, daß die Polizei am Tatort war, dem 
rassistischen Mob zuschaute und viel zu spät, nachdem die 
Opfer bereits geflohen waren oder schwerverletzt auf der 
Straße lagen, eingriff. 

Engagierte JournalistInnen recherchierten im Sommer letzten 
Jahres in Eberswalde und sorgten so für etwas Wirbel und Ner- 
vosität in den Eberswalder Amtsstuben. Einige empörte Hono- 
rationen, um den guten Ruf ihres hübschen Städtchens be- 
sorgt, een verlauten, daß die rassistische Stimmung in Ebers- 
walde überhaupt erst durch die Presse angeheizt würde. Einer 
der Ehrenmänner hoffte sogar, daß es sich ja bei Amadeus Tod 
um einen Unfall handeln könnte. Wie es im Juli 1992, nach sie- 
ben Prozeßtagen, um die dumpfe Zuversicht dieses Herren be- 
stellt ist, konnte die Redaktion leider nicht in Erfahrung bringen. 


Der Prozeß 


Zum bisherigen Prozeßverlauf ist aus unserer Sicht folgendes 
zu sagen. 

Aus einer Gruppe von ca. 50 - 70 Leuten aus der rechtsextre- 
men Szene, die in der Nacht vom 24. auf den 25. November 
1990 zur Disco "Hüttengasthof” zogen, um, wie einige der Zeu- 
gInnen ganz offen bekunden, "Neger aufzuklatschen”, wurden 
6 Männer angeklagt. 

Verhandelt wırd gemeinschaftliche, gefährliche Körperverlet- 
zung mıt Todesfolge, Landfriedensbruch und Sachbeschädı- 
gung. 

Einer der Angeklagten ıst flüchtig. Gegen ıhn wurde Haftbefehl 
erlassen Die anderen Angeklagten wurden am ersten und 
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zweiten Prozeßtag gehört. Weder sie noch die meisten Zeuglin- 
nen machen ein Geheimnis aus ihren rassistischen Vorstellun- 
gen und aus ihrer Bereitschaft, deshalb auch mal zuzuschlagen. 
ZeugInnen, die nicht der rechtsextremen Szene zugerechnet 
werden müssen, sind rar. Von Verhandlungstag zu Verhand- 
lungstag wird klarer, daß die meisten von den Zeugen genauso- 
gut oder -schlecht auf der Anklagebank sitzen könnten. |n der 
Nacht dabei waren alle, die einen aus Neugier, die anderen, 
weil gerade kein Bus fuhr. Der eine oder andere hat auch mal 
ein bißchen geschubst, geschlagen oder getreten, aber eher so 
im Vorbeigehen. Da werden Racheakte konstruiert, weıl man 
angeblich von den Vertragsarbeitern bedroht und zusammenge- 
schlagen wurde, da gibt es Gedächtnislücken, kurzsichtige Fa- 
schos, die leider in dieser Nacht aus Eitelkeit ihre Brille nıcht 
trugen, einige hatten mit einem Tränengasangrıff von eınem 
kleinen, dicken, alten Mann zu kämpfen, da werden Aussagen 
widerrufen, dann doch bestätigt und etwas abgewandelt, es 
geht um Gerüchte, daß die einen die anderen be- oder entla- 
sten, je nach Bedarf. Je länger der Prozeß andauert, je mehr Fa- 
schos aussagen bzw. im Gerichtssaal sitzen, desto besser die 
Stimmung unter den Angeklagten und deren Anhang. Und auch 
der ein oder die andere VerteidigerIn freut sich gemeinsam mit 
den Angeklagten darüber, wie schön die ZeugInnen mauern 
und sich widersprechen. Die Hoffnung von Verteidigerlnnen 
und Angeklagten steigt, daß zumindestens einigen von ıhnen 
keine direkte Tatbeteiligung nachzuweisen sein wird. 

Daß Amadeu Antonio an den Folgen dieses rassıstischen An- 
griffs starb, ist den meisten ZeugInnen und Angeklagten egal, 
schließlich hat man heutzutage andere Probleme. 


Der Richter 


Alles in allem ein schlecht ınszeniertes, zähes Verwirrspiel. 
Spielleiter ist der um Väterlichkeit und Pädagogik bemühte Rich- 
ter Kamp. Daß er in diesem Verfahren erwachsene Menschen 
um die 20 Jahre vor sich hat, scheint er nicht zu realisieren. Will 
ein Zeuge nicht so recht mit der Sprache rausrücken, muß er 
mal eben 10 Minuten in Begleitung zweier Polizisten ın den 
angrenzenden Raum zum “Nachdenken”. Das erinnert sehr an 
den Lehrer, der seinen unartigen Schüler zum Schämen in die 
Ecke stellt. Einer seiner Lieblingssprüche, selbstverständlich 
mit erhobenem Zeigefinger: "Herr Zeuge, glauben Sie bloß 
nicht, sie könnten hier das Gericht vernaschen! So, nun mal 
raus mit der Sprache!” Draußen auf dem Flur klopfen sich dıe 
Faschos vor Vergnügen auf die Schenkel. Der Rıchter ıst für sıe 
ein gelungener Witz. 

Der Herr Vorsitzende tut sich (nicht nur) sprachlich etwas 
schwer: Nachdem er nun hören mußte, daß der Begriff "Ne- 
ger” diskriminierend und beleidigend sein könnte, mag er das 
zwar nicht so recht glauben, bemüht sich aber trotzdem um 
Alternativen. Am besten gefällt ihm "Schwarzafrikanischer 
(Mit)Bürger”. Was er wohl sagen würde, wenn er selbst als 
weißeuropäischer Mitbürger bezeichnet würde? Zwei Prozefß3ta- 
ge lang waren die Opfer des rassistischen Angriffs, unabhängig 
von ihrer Herkunft, plötzlich alle Angolaner. Des öfteren, da 
muß er sich nicht zu sehr bemühen, bleibt er dann doch beı den 
"Negern” und fügt hinzu, daß er gerade die Sprache der Zeu- 
gInnen verwendet. Amadeu Antonios Namen muß er auch nach 
sieben Prozeßtagen noch ab und an nachlesen. Kein Wunder, er 
nennt die Opfer kaum beim Namen. Stattdessen greift er dıe 
Idee einer Zeugin, die “die Neger mal eben durchnummeriert” 
auf und spricht vom ersten, zweiten, dritten..." Schwarzafrika- 
ner”. Seine Ignoranz wird auch an anderer Stelle deutlich: Den 
beiden schwarzen Zeugen, die ın der Nacht mıt Amadeu zusam- 
men waren, verweigert er, obwohl ziemlich schnell klar wird, 
daß ihre deutschen Sprachkenntnisse nicht fur eine genaue 
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Weißeuropäer 


In dem Eberswalder Prozeß ge- 
gen fünf Jugendliche wegen des 
tödlichen rassistischen Über- 
falls sind die Opfer längst in den 
Hintergrund geraten. Nicht nur, 
daß in der Verhandlung inzwi- 
schen vollkommen entpersoni- 
fiziert von Opfer 1 bis 4 gespro- 
chen wird, konsequent sprechen 
Richter und Verteidiger von den 
Opfern als „Schwarzafrikaner“ 
oder „Neger“. 

Vom Rechtsanwalt der Ne- 
benklägerin darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß diese Wort- 
wahl von den Betroffenen als 
diskriminierend und beleidi- 
gend empfunden wird, reagie- 
ren sie nicht. Vielmehr rechtfer- 
tigt sich der Richter, Neger sei 
doch lediglich die lateinische 
Übersetzung des Wortes 
schwarz. Dies macht die Belei- 
digung jedoch kaum erträgli- 
cher und ist außerdem nicht 
ganz richtig (lateinisch heißt 
schwarz „niger, -gra, -grum“). 
Außerdem, so der Richter, kön- 
ne er sich bei Verwendung einer 
„sozialadäquaten“ Sprache 
besser mit den Angeklagten ver- 
ständigen. Doch ubwohl „Bul- 
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le“ eine sozialadäquate Be- 
zeichnung für Polizeibeamte 
sein könnte, verbittet sich der, 
Richter die Verwendung im Ge- 
richtssaal. Und würde man den 
Richter „milieugerecht“ belei- 
digen, wäre sicherlich ein Ord- 
nungsgeld fällig. 

Auch die Bezeichnung 
„Schwarzafrikaner“ kann nur 
jemandem einfallen, der sich als 
„Weißer“ von anderen abgren- 


‘ zen will. Die Verteidiger spra- 


chen - offensichtlich haben sie 
zuviel Karl May gelesen - noch 


‘von „Schwarzhäuten“, und der 


Richter bot als Alternative noch 
„schwarzer Bürger“ an. Doch 
knapp daneben ist auch vorbei, 
denn genau die Bürgerrechte 
werden den Arbeitsimmigran- 


tInnen und ehemaligen Ver- 


tragsarbeiterInnen in Deutsch- 
land verwehrt. 

Einfach von „Schwarzen“ zu 
sprechen, wie es von ihnen 
selbst gewünscht wird, weil sie 
es für die neutralste Bezeich- 
nung halten, liegt diesen „Weiß- 
europäern“ mit ihrer ausgren- 
zenden ausländerfeindlichen 
Rhetorik offensichtlich voll- 
kommen fern. 

CHRISTOPH SEILS 


DE PETEESEADGEBEREE EISEN EIS REES NEEES FE IBEEEN DEINER EEE ERGERES BEER 
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Aussage ausreichen, die Dolmetscher. Nach dem Motto: "Spre- 
chen Sie denn deutsch? ” “Ja, ein bißchen.” Der Richter: "Na 
sehen Sie, das geht doch schon ganz gut!” Da helfen keine 
Anträge der Nebenklage und kein Protest der Ausländerbeauf- 
tragten des Landes Brandenburg. Vorher gibt er dem Vertreter 
der Nebenklage noch zu verstehen, daß er nicht so genau weiß, 
welche Sprache in Angola eigentlich gesprochen wird. 


Die ZeugInnen 


Trotz seines etwas eingeschränkten Weltbildes versucht der 
‚Richter Kamp der rassistischen Motivation dessen, was da ver- 
handelt wird, auf die Spur zu kommen. Zwei Kategorien fallen 
Ihm ein, um ZeugInnen und Angeklagte politisch zuzuordnen: 
entweder einer ist Skin oder Heavy Metal. Erst nachdem sich 
einige Zeugen nicht so recht einordnen konnten, fügt er ein drit- 
tes Kriterium hinzu: der Fascho. Bravo! - Letztlich ist das alles 
eine Frage der Haarlänge! 

Ganz so einfach ist das allerdings nicht. Einige der Zeugen 
machen zwar schon äußerlich klar, wo sie politisch stehen: 
Springerstiefel, Bomberjacke mit dem Hakenkreuz auf den Ar- 
mel genäht, Militärhose und ja, ja Herr Richter, auch der Haar- 
schnitt stimmt. Aber da ist auch der nette Junge von nebenan. 
Der sitzt sowohl auf der Anklagebank als auch unter den Zeu- 
ginnen. Ordentlich gescheitelt, Hemd, Krawatte, Wolljäckchen, 
gibt der Herr Zeuge - er hat sich gut vorbereitet und ein paar 
Notizen mitgebracht - seine politische Überzeugung zum Be- 
sten: "Damals war ıch Nationalıst, heute bın ich Arbeiter.” Nein, 
"ausländerfeindlich” ist er nicht, eher ein "Inländerfreund”. Die 
" Scheinasylanten” müßten zwar vertrieben werden, aber doch 
nicht mit Gewalt, sondern eher mit politischen Mitteln. Und die 
“Ausländer”, die hier seit den 60er Jahren "unsere" Wirtschaft 
ankurbeln, können ruhig auch hıer bleiben, sagt er, der Heiko S.. 


Rechtsextreme Organisations- 
zusammenhänge in Eberswalde? 


Den Rassismus der Angeklagten und ZeuglInnen außer Betracht 
zu lassen, wäre in diesem Verfahren völlig unmöglich. Da muß 
Richter Kamp sich nicht so sehr bemühen. Denn wie bereits 
erwähnt: Alle bekunden mehr oder weniger offen ihr rassisti- 
sches Weltbild. Ein wenig schwieriger wird es da schon mit den 
rechtsextremen Organisationszusammenhängen. Bisher ist 
zwar nicht davon auszugehen, daß es in Eberswalde festgefüg- 
te Faschoorganisationen gibt, dennoch treten im Prozeß immer 
wieder einzelne Zeugen auf, die organisiert sind. Der Richter ist 
hartnäckig darum bemüht, sämtliche Versuch des Vertreters der 
Nebenklage, die rechtsextremen Organisationszusammenhän- 
ge offenzulegen, abzuwürgen. Dem Herrn Vorsitzenden ist 
nicht so recht klar, was das überhaupt mit dem zu tun haben 
könnte, was er da verhandelt. 

Damit es alle noch mal mitbekommen, sagt er klar und deutlich, 
worum es geht bzw. nicht geht. Das klingt dann in etwa so: 
“Ob sıch irgendeine Gruppe irgendwo in der Bundesrepublik 
rechtsradikal organisiert, hat nichts mit dem Verfahren zu tun. 
Hier soll allein die konkrete Fat aufgedeckt werden. Die politi- 
schen Verhältnisse in der Bundesrepublik sollen hier nicht er- 
gründet werden.” 

Trotzdem, der Vertreter des Nebenklägers, Rechtsanwalt 
Ronald Reimann ist ein wenig unbequem mit seinen Fragen. Er 
gibt sich mit dem penetranten "kann schon sein, vielleicht, 
weiß nicht so genau” der ZeugInnen nicht so schnell zufrieden, 
bohrt nach, fragt nach dem "Deutsch-Nationalen Bund”, der in 
Eberswalde von Tristan Dewitz gegründet werden sollte. Immer 
wieder wird der Richter und der/die eine oder andere Verteidi- 
gerIn der Angeklagten darüber etwas ungehalten. Man will 
doch schließlich hier schnell zu einem Ende kommen. Einer der 
Herren Verteidiger beginnt demonstrativ, aber nicht wirklich, zu 
gähnen, sobald der Vertreter der Nebenklage sein Fragerecht 
wahrnimmt. Ansonsten ist der junge Mann damit beschäftigt, 
den Richter anzugrinsen und seine Fishermans Friend auf den 
Unterlagen auszukippen und zu sortieren 


Sven Böcker ist einer der Angeklagten in dem Prozeß, der die Tötung des 
Angolaners Amadeu Antonio aufklären soll 
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Die Polizei - Freund und Helfer 
des rassistischen Mobs? 


Einen herausragenden Stellenwert innerhalb des Prozesses 
nimmt das skandalöse Verhalten der Polizei in dieser Nacht ein. 
Unsere bisherigen Vermutungen bezüglich der Untätigkeit der 
Polizei werden im Verlauf des Verfahrens nur bestätigt. Mittler- 
weile ist klar, daß die Polizei einen Teil der Jugendlichen bereits 


A 


auf dem Weg ın die Disko "Rockbahnhof” - einem Treffpunkt 
von Rechtsextremen im Stadtteil Finow - beobachtete und ge- 
gen Mitternacht Kenntnis davon erhielt, daß die Diskobesuche- 
rInnen gesammelt zum "Hüttengasthof” - einer zur damaligen 
Zeit vorwiegend von Schwarzen besuchten Diskothek und Gast- 
stätte, in der sich an diesem Abend auch Amadeu und seine 
Freundinnen aufhielten - ziehen wollten. Die Polizei selber war 
es auch, die den Wirt des "Hüttengasthofs” telefonisch alar- 
mierte und diesem nahelegte, die Gaststätte zu schließen und 
die gefährdeten Besucherinnen nach Hause zu schicken. 
Bereits 30 Minuten, bevor der gewalttätige Mob den "Hütten- 
gasthof” erreichte, hatten 20 Polizisten, aufgeteilt in zwei Grup- 
pen, in einer Seitenstraße unweit des späteren Tatorts Stellung 
bezogen. Eine Gruppe von 3 Zivilbeamten war zur gleichen Zeit 
an der Chemischen Fabrik - ca. 150m vor dem "Hüttengasthof” 
an der Hauptstraße gelegen - postiert mit dem Auftrag, den sich 
nähernden "Aufmarsch" zu beobachten. Trotz der Anwesenheit 
der Polizei war es dem aufgeheizten, rassistische Parolen grö- 
lenden Mob möglich, die noch vor dem "Hüttengasthof” ver- 
bliebenen Schwarzen mit brutaler Gewalt anzugreifen. Amadeu 
Antonio wurde dabei direkt vor-der Chemischen Fabrik. d.h. vor 
den Augen der 3 Zivilpolizisten, derart zusammengeschlagen 
und -getreten, daß er 11 Tage später an den Folgen dieses 
Überfalls starb. Die Zivilbeamten griffen weder ein. noch be- 
nachrichtigten sie beizeiten die Polizisten am nahegelegenen 
"Hüttengasthof”. Auch hielten sie es anscheinend nicht für 
nötig, von den später noch Herumstehenden die Personalien 
festzustellen. Vom Gericht nach dem Grund für ihr Nichteingrer 
fen befragt, erklärte ein Beamter, sie hätten den ausdrücklichen 
Befehl gehabt, nicht einzugreifen, egal was geschehe. Ein ande- 
rer “entschuldigte” sich damit, daß sie zu dritt gegen 50 nichts 
hätten ausrichten können und verweigerte anschließend jede 
weitere Aussage, um Sich nicht selbst zu belasten. Auch die in 
der Nähe des Hüttengasthofs” postierten 20 Polizisten griffen 
nicht ein, als dort ein weiterer Schwarzer von der Menge zu- 
sammengeschlagen wurde. Sie erschienen erst am Ort des 
Geschehens, als schon alles vorbei war -angeblich, weil alles so 
schnell ging und weil man, wie der Einsatzleiter vor Gericht aus- 
sagte, nicht mit einer solchen Eskalation gerechnet habe. Stellt 
sich die Frage, warum die Herren Beamten in Zivil und Uniform 
an diesem Abend im Einsatz waren und es für nötig hielten, den 
“Hüttengasthof” zu alarmieren, wenn sie doch mit so einer Es- 
kalatıon gar nicht gerechnet hatten... Nicht nur Amadeus Le- 
bensgefährtin fragt, ob Amadeu noch leben würde, wenn die 
Polizei Ihre verdammte Aufgabe wahrgenommen hätte. Aber in 
Eberswalde, wie In anderen Städten auch, ist mittlerweile be- 
kannt, dal die Polizei bei rassistisch motivierten Angriffen nach- 


sichtig ist, zu spät oder gar nicht kommt oder eben wie ın der 
Novembernacht da ist und zuschaut, wie ein Mensch erschla- 
gen wird. Bezeichnend ist die Äußerung eines Zivis vor der che- 
mischen Fabrik zu einer Bekannten von Amadeu: "Für einen 
Neger tu’ ich nichts!" 

Gegen die drei Zivis wurde mittlerweile ein Ermittlungsverfah- 
ren eingeleitet. Ob auch gegen die uniformierten Polizisten we- 
gen ihrer dreisten Untätigkeit ermittelt werden wird, muß sich 
noch herausstellen. Das heißt noch lange nicht, daß sie alle 
auch tatsächlich zur Verantwortung gezogen werden. Es wäre 
nicht das erste Mal, daß Ermittlungsverfahren gegen PolizistIn- 
nen im Sande verlaufen. 

Darüberhinaus laufen auch gegen eine Reihe von Zeuginnen Er- 
mittlungsverfahren bzw. werden wohl noch eingeleitet. Deshalb 
ist mit weiteren Prozessen wegen des Mordes an Amadeu 
Antonio zu rechnen. 

Der Prozeß wird nach einer 30-tägigen Pause am 19. August 
um 8.30 Uhr in Eberswalde, An der Friedensbrücke 24 fortge- 
setzt. Die weiteren Termine, Mitfahrgelegenheiten usw. erfahrt 
Ihr über das Antirassistische Telefon: 8619422 

Bei der Prozeßbegleitung geht es uns darum, mit möglichst vie- 
len Leuten präsent zu sein, um den Faschos nicht den Gerichts- 
saal zu überlassen. Wir wollen eine möglichst große Offentlich- 
keit schaffen, um einerseits der Nebenklage den Rücken zu 
stärken und andererseits, um auf den Prozeßverlauf Einfluß zu 
nehmen. Nach wie vor geht es uns darum, daf die Organisati- 
onszusammenhänge der rechtsextremen Szene in Eberswalde 
aufgedeckt und eben nicht als "Nebenschauplatz” ausgeklam- 


mert werden. 


Nachtrag: Die Solifete im SO 36 "Reggae für Amadeu” war eın 
Riesenerfolg! Bei der Verwendung des Geldes hat es allerdings 
einige Mißverständnisse gegeben: Das Geld ıst NICHT dafür 
bestimmt, den Vertreter der Nebenklage zu bezahlen, sondern 
wir finanzieren damit: Öffentlichkeitsarbeit, Flugis, Plakate, eine 
Dokumentation nach Abschluß des Prozesses, Mietautos, um 
zum Prozeß zu fahren, Sicherheitsmaßnahmen... 


Die Dokumentation zum Prozeß könnt Ihr ab Oktober 1992 über 
die Antirassistische Initiative und über die ZAG-Verteilerstellen 


erhalten. 


Weitere Informationen zur Vorgeschichte des Prozesses könnt 
Ihr den ZAGs 1-3 und der bereits erschienenen Dokumentation 
“Der Mord an Amadeu Antonio” entnehmen. 


Antirassistische Initiative e.V. 


Kurz gemeldet 


Im ZAG 3 berichteten wir in dieser Rubrik über die Strafanzeige 
der Antirassistischen Initiative e.V. gegen Friedhelm Farthmann, 
Mitglied des SPD Bundesvorstandes und Fraktionsvorsitzender 
der Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfalen. Farthmann war im 
März 1992 mit folgendem "Vorschlag" zum Umgang mit Flücht- 
lingen, die in der Bundesrepublik einen Asylantrag stellen wol- 
len, ın verschiedenen Medien zitiert worden: "Gegebenenfalls 
Überprüfung nur durch einen Einzelrichter am besten an Ort 
und Stelle, dann an Kopf und Kragen packen und raus damit.” 

Wir erstatteten Anzeige, weil solche Äußerungen nicht nur 
zutiefst menschenverachtend sind, sondern sie signalisieren 
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den Tätern, daß rassistisch motivierte Angriffe und Diskriminie- 


rungen geduldet bzw. erwünscht sind. | 
Am 11.6.1992 erhielten wir unter dem Aktenzeichen 810 Js 


438/92 von der Staatsanwaltschaft Düsseldorf folgende Ant- 
wort, die jeden Kommentar überflüssig macht: 

"Ihre Strafanzeige gibt mir zur Aufnahme von Ermittlungen keı- 
ne Veranlassung, da sie keine zureichenden tatsächlichen An- 
haltspunkte für eine Straftat enthält.( 152 Abs. 2 StPO).” 
Teschendorf (Staatsanwältın) 


Antirassistische Initiative e.V. 


Dieser Brief an den Richter Kamp wurde der Redaktion 
von der IAF Frankfurt/Main mit der Bitte um Veröffentli- 
chung übersandt. 


Herrn Richter 

Hartmut Kamp 

Bezirksgericht Frankfurt/Oder 
Bachgasse 10 

O- 1200 Franfurt/Oder 


Frankfurt/M., 10.7.1992 


Sehr geehrter Herr Kamp, 


mit Interesse habe ich heute in der Frankfurter Rundschau 
einen Bericht über den Prozeß gegen die Mörder von Ama- 
deu Antonio gelesen. 

Da in unserem Verband sehr viele Frauen Mitglied sind, die 
auch mit Negern, um in Ihrem Jargon zu bleiben, zusammen- 
leben oder verheiratet sind, beschäftigen wir uns u.a. sehr 
intensiv mit Vorurteilen und Rassismus in jeglicher Erscher 
nungsform. 

Dem Bericht zufolge, haben Sie außerordentliche Probleme 
mit einer adäquaten Bezeichnung des Mannes, der in Ebers- 
walde Opfer eines mörderischen Rassismus geworden ist. 
Wir möchten Ihnen daher einige Vorschläge unterbreiten. 
Wie wäre es denn, wenn Sie schlicht und einfach vom Opfer 
sprechen würden, wie es doch normalerweise auch üblich 
ist? Sie können diesen afrikanischen Toten ja auch durchaus 
mit seinem Namen nennen, was meines Wissens nach in 
Prozessen auch Gepflogenheit ist. Warum ist es für Sie 
schwierig, ın dieser Weise von dem Ermordeten zu spre- 
chen? 

Tatsache ist, daß es nun einmal schwarze, braune, gelbe und 
weiße Hautfarben gibt. In diesem Fall haben Weiße einen 
Schwarzen erschlagen, weil er schwarz war und weil sie der 
Meinung waren (sind), daß sie (ausgerechnet sie !!) schwar- 


zen Menschen überlegen sınd. 

Ich hoffe, Sie für die Zukunft etwas ınspiriert zu haben und 
verbleibe 

mit freundlichen Grüßen 


(Unterschrift) 


Erklärung für Presse 

und Öffentlichkeit 

anläßlich des 1. Prozeßtages 

um den Mord an Amadeu Antonio 
in Eberswalde 


Spätestens seit Ende 1990 ist Eberswalde bundesweit ein 
Begriff. In der Nacht vom 24. zum 25. November wurde der An- 
golaner Amadeu Antonio von einer Gruppe Neonazis brutal zu- 
sammengeschlagen. Den Folgen erlag er am 6.12.1990. Dies 
war der erste rassistisch motivierte Mord an einem ausländi- 
schen Mitbürger in den neuen Bundesländern nach der deut- 


schen Vereinigung. 


Eberswalde ist in der Bundesrepublik keine Ausnahmeerschei- 
nung. Das entschuldigt allerdings nichts. Seither ist es mit einer 
erschreckenden Kontinuität immer wieder zu Übergriffen gegen 
ausländische Bürger gekommen. Die Gewaltbereitschaft in den 
Köpfen weiter Kreise der Bevölkerung ist groß. Die Überfälle 
auf Wohnungen von Ausländern oder auch wahllos auf der 
Straße gegen Einheimische sind nur die Spitze eines Potentials. 
Da helfen auch keine Erklärungen, daß die Medien dies alles 
nur überziehen. Die Berichterstattung über Eberswalde ist mit- 
unter undifferenziert. Reporter machen sich kaum die Mühe zu 
recherchieren, manchmal ist offensichtlich, daß sie voneinander 
abschreiben. Die aktuelle Situation ist oft nicht erkennbar. Für 
manchen erklärt sich so die Abwehrreaktion von verschiedenen 
Verantwortlichen des Landkreises. Was sagen eigentlich die 
Verantwortlichen, der Landrat und die zuständigen Dezerner- 
ten? Die eher verharmlosende Sicht ist nicht dazu angetan, das 
Engagement der Bevölkerung auszulösen. 

Auch der 1. Prozeßtag um den Mord an Amadeu Antonio in der 
vergangenen Woche in Frankfurt/Oder erweckte bei den Gä- 
sten aus Eberswalde den Eindruck, daß die grundsätzliche Si- 
tuation in der Bundesrepublik Deutschland, welche von einer 
zunehmend rassistisch motivierten Ausländerfeindlichkeit ge- 
prägt ist, nicht in den Blick kommt. Es wird verhandelt über Kör- 
perverletzung mit Todesfolge. 


Wir fordern, nicht nur für den Fortgang des Prozesses, sondern 
auch bei der Auseinandersetzung in der Öffentlichkeit, daß das 
rassistische Motiv nicht ausgeblendet wird. Der Rassismus 
muß in der öffentlichen Diskussion benannt und sein Un- 
menschlicher Charakter offenbar werden. Genau diese Klarheit 
wird durch die von Politikern unvermindert fortgeführte Debatte 
um das Asylrecht herausgenommen und somit der Gewalt Tür 
und Tor geöffnet. 

In Eberswalde trifft sich seit Beginn des Jahres regelmäßig ein 
In- und AusländerInnenkreis, um gemeinsam über die Probleme 
in der Stadt und im Landkreis nachzudenken, Aktivitäten zu Ko- 
ordinieren und zugleich auch die Ausländerbeauftragte des Krei- 
ses zu unterstützen. Alle an einer Mitarbeit Interessierten sind 
herzlich eingeladen. 

Kontakt: Begegnungszentrum "Wege zur Gewaltfreiheit”, Ei- 
senbahnstr. 20, Mo 15-19; Mi 15-22; Tel.: 22398 / Eine-Welt- 
Laden, Kupferhammerweg 1, Mo-Fr 15-18; Sa 9-12; Tel: 22669 / 
‚Arbeitslosenzentrum, Eisenbahnstr. 84, Mo-Fr 9-17; Tel.: 
212724 


gez.: Udo Muszinsky (Begegnungszentrum), Stephan Bickhardt 
(Ev. Stadtkirchengemeinde), Birgit Debernitz (Die Grünen), Mat- 
thias Tavernier (Eine-Welt-Laden), Christian Wappler (Neues 
Forum), Wolfgang Reese (Arbeitslosenzentrum), Kathrin Bick- 
hardt-Schulz (Runder Tisch der Frauen), Hans-Rudolf Fröhlich 


Rassistische und faschistische Morde 
im vereinten Deutschland 


17.11.1990, Berlin: Ein äthopischer Mann wird erstochen in 
Berlin Dahlem aufgefunden. 


24.11.1990, Eberwalde (Brandenburg): Der 28jährige Angola- 
ner Antonio Amadeu stirbt an den schweren Verletzungen, die 
er durch Tritte und Schläge bei einem Angriff von rund 30 Neo- 
nazis auf die Kneipe "Hüttengasthaus”erlitten hat. Zwei weite- 
re Angolaner werden schwer verletzt. 


28.11.1990, Hachenburg (Rheinland-Pfalz): Der 18jährige 
Kurde Nihad Yosufoglu wird von Alexander Tietze, der zum 
Umkreis der neofaschistischen “Taunusfront” gehört, durch 
einen Messerstich in den Rücken ermordet. Tietze wird später 
zu einer Jugendstrafe von sechs Jahren verurteilt. 


11.12.1990, Berlin-Lichtenberg: Der 24jährige Klaus Dieter R. 
(ebenfalls der Skinheadszene zugehörig) wird in der Ho-Chi- 
Minh-Straße von drei Skins derart brutal zusammengeschla- 
gen, daß er in Panik aus der 10. Etage springt und stirbt. 


1.1.1991, Rosdorf (Kreis Göttingen): Zwei 17jährige Skin- 
heads stechen den 21jährigen Alexander Selchow nieder. Er 
stirbt im Krankenhaus. Der Haupttäter wird später zu sechs 
Jahren Jugendhaft verurteilt. 


23.2.1991, Leisnig (Sachsen): Bei einem Überfall auf ein 
Flüchtlingsheim werden die BewohnerInnen systematisch 
mißhandelt. Es gibt zahlreiche, zum Teil schwer Verletzte. Da 
die Einrichtung des Wohnheimes völlig zerstört ist, werden die 
Flüchtlinge nach Delitzsch verlegt, wo ein afghanischer Flücht- 
ling an seinen Verletzungen stirbt. 


31.3.1991, Dresden: Der Mosambiquaner Jorge Gomondai 
stirbt, nachdem er von sechs Skinheads zusammengeschlagen 
und aus der fahrenden Straßenbahn gestoßen wurde. 


1.6.1991, Leipzig: Ein rechsextremer Skinhead wirft bei einem 
Streit einen Mann aus der Straßenbahn. Das Opfer stirbt spä- 
ter an einem schweren Gehirnschädeltrauma. 


17.8.1991, Berlin-Moabit: Ein 54jähriger Frührenter wird beı 
einem Streit in einer Wohnung von einem 23jährigen Skinhead 
durch Tritte und Schläge so schwer verletzt, daß er stirbt. An- 
schließend verletzt der Skinhead den 57jährigen Wohnungsin- 
haber lebensgefährlich und flüchtet. 


19.9.1991, Saarlouis (Saarland): Der 25jährige Ghanese 
Samuel’Yeboah verbrennt bei einem Brandanschlag auf ein 


Der faschistische und rassistische Terror ın Deutschland ist 
mittlerweile alltäglich. 

Allein in den ersten vier Monaten des Jahres 1992 wurden rund 
1000 Übergriffe auf ausländische Menschen offizell bekannt - 
dıe "Dunkelziffer” dürfte erheblich höher liegen. 

Hınzu kommen noch die Angriffe und Überfälle von Faschisten 
auf Iınke und andere Menschen, die ihnen nıcht passen. 

Sowohl die offizielle Politik als auch die Medien verfolgen weit- 
gehend eıne Strategie des Verschweıgens; Überfälle, Brandan- 
schläge und Morde werden in den Zeitungen - wenn überhaupt 
- fast nur noch als Kurzmeldung veröffentlicht. 

Dıesem Terror und dıesem Schweigen haben wır als antıfaschı- 
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Flüchtlingsheim. Zwei Mitbewohner können sich nur knapp 
retten. 


26.10.1991,Berlin: In einem Cafe am Adenauer-Platz wird 
Mete Eksi von drei Männern aus Marzahn mit einem Baseball- 
schläger lebengefährlich verletzt. Nach drei Wochen Koma 
stirbt er am 12.11.1991. 


26.10.1991, Berlin: VertreterInnen von Flüchtlingsgruppen teı- 
len mit, daß in den letzten zwei Monaten sechs ausländische 
Menschen an den Folgen von Mißhandlungen starben. Zehn 
Flüchtlinge schweben noch in Lebensgefahr, vierzig haben bei 
den Angriffen bleibende Gesundheitsschäden erlitten. 


10.12.1991, München: Ein Rumäne stirbt an seinen schweren 
Verletzungen. Er war am 29.9. von zehn Personen überfallen 
worden, erlitt einen Schädelbruch mit Gehirnblutungen und lag. 
seitdem im Koma. 


3.1.1992, Gransee (Brandenburg): Vor einer Diskothek wird 
der 19jährige Ingo L. von ca. 15 Skinheads zusammengeschla- 
gen und so schwer verletzt, daß er vor dem Eintreffen des 


Notarztes stirbt. 


16.3.1992, Rostock: In einen Wohnheim wird ein rumänischer 
Flüchtling von fünfundzwanzig Jugendlichen mit Knüppeln und 
Steinen erschlagen. 


6.4.1992, Belzig (Brandenburg): In einem Waldstück wird dıe 
Leiche eines 34jährigen bulgarischen Flüchtlings entdeckt. Der 
Tote lag offenbar schon seit Ende März dort und wies mehrere 
Stichwunden auf - er wurde offenbar ermordet. | 


24.4.1992, Berlin: Im Einkaufszentrum am Brodowiner Rıng 
wird der 29jährige Vietnamese Nguyen Van Tu nachmittags 
von einem Deutschen erstochen. Keiner der zahlreichen Pas- 


santInnen greift ein. 


9.5.1992, Magdeburg: Thorsten Lamprecht wird bei einen 
Überfall von rund sechzig Skinheads auf eine Punk-Geburts- 


tagsfeier zu Tode geprügelt. 


9.7.1992, Ostfildern-Kemnat (Baden-Würtemberg): Sieben 
Skinheads überfallen ein Arbeiterwohnheim, in dem Jugosla- 
wen leben, und erschlagen mit Baseballschlägern den 55jährı- 
gen Sadri Berischa und verletzen den 46jährigen Sahıit Eleza, 


lebensgefährlich. 


stische und antirassistische Initiativen zur Zeit wenig entgegen- 
zusetzen - das Mindeste aber ıst, ımmer wieder an dıe Opfer zu 
erinnern. 
Diese - mit ziemlicher Sicherheit unvollständige - Liste der Er- 
mordeten basiert auf einer Auswertung von Zeıtungsmeldun- 
gen durch eine Berliner Gewerkschaftsgruppe. 


Kontakt: 

Gewerkschafter gegen Rassısmus und Faschismus 
c/o DGB - Jugenzentrum 

Brunnenstraße 125 - 127 

W - 1000 Berlin 65 


Mannheim-Schönau 


Hoyerswerda zieht Kreise 


Was ist der Unterschied zwischen Hoyerswerda und dem 
Mannheimer Stadtteil Schönau? Zunächst einmal der: Die Stadt 
in der ehemaligen DDR erlangte im Herbst 1991 nach pogrom- 
artigen Angriffen auf das dortige Flüchtlingswohnheim nationale 
und internationale Publizität. Der versuchte Angriff auf das und 
die inzwischen wochenlange Belagerung des Sammellagers für 
Asyl-Suchende durch einen rassistischen Bürgermob auf der 
Schönau Ende Mai wird dagegen kaum noch wahrgenommen; 
sei es, weil dergleichen inzwischen zur Normalität im neuen 
Deutschland gehört, sei es aus bewußter Selbstzensur der 
Medien (es geht um das Ansehen Deutschlands), sei es, daß es 
von Staatsseite eine Strategie gibt, durch eine gezielte Umlen- 
kung der öffentlichen Wahrnehmung (auf "linke Reisechaoten”) 
den eigentlichen politischen Inhalt, den.aktiven Rassismus "nor- 
maler” Bürger(innen) unter den braunen Deckel zu kehren. 

Es gibt neben der fehlenden Öffentlichkeit andere Brüche zu 
den Ereignissen des Herustes 1991. Gravierender aber sind die 
Ähnlichkeiten und gar Verschärfungen, die vielleicht als ein 
Lehrstück (neu)deutscher Realität und wichtiger Diskussions- 
punkt für Linke angesehen werden können. Dieses soll hier von 
der Seite der unmittelbaren Geschehnisse und von Staatsseite 
her ebenso beschrieben werden, wie es lohnt, Reaktionen, 
Auseinandersetzungen, Verunsicherungen und das Aufkommen 
neuer Fragestellungen aus der Konfrontation mit realexistieren- 
dem Rassismus auf Seiten der Linken anzusprechen. 


Ein rassistischer Mob - 
erste Eindrücke 


Aufgeschreckt durch die Nachricht von der pogromartigen Bela- 
gerung des Flüchtlingswohnheimes auf der Schönau am Abend 
vorher (s.u.), fahren wir am Freitag abend, den 29.5., in diesen 
Vorort im Mannheimer Norden hinaus. Ort des Geschehens: 
Die Lilienthalstraße vor dem Haupttor des Sammellagers, eine 
ehemalige Kaserne, in der seit Februar 92 ca. 250 Flüchtlinge 
für jeweils etwa vier Wochen untergebracht werden. Die Sze- 
nerie: Das etwa 40 Meter breite Haupttor ist gesichert durch 
eine Polizeikette. (Im Laufe des Abends rücken aus dem nicht 
einsehbaren Innenhof weitere Polizeikräfte nach.) Der Zaun um 
das Gelände ist inzwischen durch einen zweiten im Inneren 
ergänzt; ebenso ist Drahtverhau vor den Fenstern an der Stras- 
senseite angebracht. Die BewohnerInnen, vornehmlich Men- 
schen aus den Kriegsgebieten Jugosiawiens, aus Kurdistan und 
aus Ghana wagen nur aus weiterer Entfernung und mit ängstli- 
chen, ratlosen Gesichtern einen Blick auf das Geschehen vor 
ihrer Unterkunft. Dieses ist in seiner perversen Mischung aus 
Brutalität und "Normalität" in der Tat mehr als angsterzeugend. 
Ca. 300 Menschen aller Alterstufen, vornehmlich deutsche 
Männer, versammeln sich happeningartig und mit rassistischer 
Entschlossenheit. Getroffen hat sich hier der stubenhockende 
“Protestwähler”, der hier zum (potentiellen) Schläger wird: 
“Normal”bürger in Bermuda-Shorts, in lockerer Freizeitkleidung, 
Bierbüchsen in Plastiktüten, pöbelnde Bierbäuche, ganze Famili- 
en auf sommerabendlichem Ausflug. Wo Gruppen zusammen- 
stehen, artikuliert sich eine Stimmung aus dummer selbstmitlei- 
diger Pose und aggressiver Möchtegern-Entschlossenheit: "Wir 
haben im Winter nichts zu heizen, und die kriegen jeden Mor- 
gen das Frühstück ans Bett gebracht”; die Polizei schütze jene, 
die deutsche Frauen vergewaltigen; Parolen werden gerufen: 
"Wir wollen keine Asylantenschweine”, "Wir wollen keine Aus- 
länderschweine”; Meinungen werden ausgetauscht: "Nur ein 
toter Neger ıst ein guter Neger”, "Jawohl", gröhlt der Chor. 
Und natürlich: allenthalben der "Deutsche Gruß”. 


Je länger der Abend, desto bedrohlicher wird die Stimmung. 
Liegt es hieran, liegt es an den inzwischen eingetroffenen Fern- 
sehteams? Jedenfalls räumt die Polizei später mittels einer vor- 
rückenden Kette und dem Abgreifen von ca. 20 Personen die 
Straße. So verlagert sich das Geschehen an die Absperrungen 
und wird gleichzeitig wütender. "Stasi”-Rufe ertönen. Das heißt 
hier soviel wie: Die Polizei unterdrückt "uns Deutsche” bei der 
Verfolgung "unserer berechtigten” Anliegen. Daß die hier be- 
schriebene Stimmung nicht nur auf die Lilienthalstraße be- 
schränkt ist, merken wir später bei einem Gang durch die Stras- 
sen dieses Stadtteils. 

Zwei Dinge, die einen Bruch zu Hoyerswerda kennzeichnen, 
sollen hier zunächst festgehalten werden. Ein unmittelbarer An- 
griff auf das Gebäude fand nicht statt, weil die Polizei dieses 
“schützte”, was natürlich kein Schutz vor verbaler und psychi- 
scher Gewalt ist. Zum anderen, und das ist vielleicht für uns 
gravierender, bedurfte es in Schönau nicht der “Anleitung” or- 
ganisierter Faschos oder Hools. Der deutsche Spießer erhob 
sich vielmehr von selber zu öffentlichem und aktivem rassisti- 
schen Auftreten. Das wird auch aus der Vorgeschichte zum bis- 
her Beschriebenen deutlich. 


Die Vorgeschichte 


Die Schönau ist ein Arbeitervorort im Norden Mannheims. Bei 
Wahlen hatten traditionell die SPD und die KPD/DKP die Nase 
vorn. (Der einzig verbliebene DKP-Stadtrat, Walter Ebert, wurde 
hier gewählt. Zur Rolle der DKP: s.u.) Bei der Landtagswahl im 
April 1992 allerdings konnten hier die REPS mit fast 17% den 
größten WählerInnenanteil aller Mannheimer Stimmbezirke ein- 
fahren. Mit dem Terminus vom Arbeitervorort allerdings die 
typischen Mietskasernen zu assoziieren, wäre falsch. Vorherr- 
schend sind nicht gerade noble, aber immerhin zweistöckige 
Reihenhäuser mit kleinem Vorgarten sowie 4-5-stöckige Mehr- 
familienhäuser, immer wieder umgeben und aufgelockert durch 
Grünanlagen. Das gilt sowohl für die ältere Bebauung (Anfang 
des Jahrhunderts) wie auch für eine Neubausiedlung. Allerdings 
gibt es z.T. auch regelrechte Elendsquartiere, 1-2-Zimmer-Woh- 
nungen, in denen ganze Familien leben müssen. Die Gendarme- 
rie-Kaserne, heute "Landesunterkunft für Asylkswerber”, liegt 
im Stadtrand, ist aber dennoch relativ ins C;tsbild integriert. 
Alles in allem würde mensch vielleicht in r.ormalen Zeiten von 
einer beschaulich-biederen Atmosphäre sprechen. Das stimmt 
allerdings 2.T. wohl nur auf dan ersten Blick. Die Arbeitslosig- 
keit ist hier überdurchschnittlich hoch. Zudem weist die 
Schönau eine relativ hohe Kriminalitätsrate auf, was v.a. auf die 
hier zu findende Drogen-, Dealer- und Zuhälterszene zurückzu- 
führen ist. 

Zumindest in großen Teilen der Bevölkerung stieß das Sarmmel- 
lager von Anfang an auf Ablehnung. Als "Begründungs”strang 
wurde schnell eine - zwar unhaltbare aber ins rassistische Bild 
passende - Verquickung der Flüchtlinge mit eben genannten 
Szenen konstruiert. Das läßt sich u.a. im lokalen Anzeigenblatt 
ebenso nachvollziehen wie auf den Leserbriefseiten der Mann- 
heimer Lokalpostille "Mannheimer Morgen” (im folgen: MM). 
Wie weit die rassistische “Argumentation” inzwischen geht, 
belegt, dal ein - wohl ehemals linker - Schönauer Sozialarbeiter 
am 9.4.92 im MM einen Artikel unter der Überschrift “Erfolgrei- 
che Jugendarbeit vor dem Aus” veröffentlichen konnte, in dem 
er pöbelte, daß die Flüchtlinge "aufs engste mit der Rausch- 
giftszene verzahnt” seien. 

Menschen aus der Mannheimer "Initiative Freie Flüchtlings- 
stadt” sagen vor diesem Hintergrund, daß eine Zuspitzung der 
Situation um das Sammellager schon lange absehbar gewesen 
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sei. Der unmittelbare Anlaß aber ist vielleicht für das Ineinander- 
greifen von Rassismus und Sexismus sehr charakteristisch. 


Die Zuspitzung Ende Mai 92 


25 . 
en 


Die Polizei griff zu, obwohl es keinen Grund für Brutalität gab 


Am Abend des 26. Mai zog erstmals eine noch kleine Gruppe 
vornehmlich deutscher Männer vor das Flüchtlingswohnheim. 
Verantwortlich dafür war das Gerücht von der Vergewaltigung 
einer 16-Jährigen Schönauerin durch einen Flüchtling aus dieser 
Unterkunft. Daran stimmt, daß es diese Vergewaltigung tat- 
sächlich gab. Nur war der Vergewaltiger kein Heimbewohner, 
sondern ein dunkelhäutiger Amerikaner aus der ortsansässigen 
Zuhälterszene, der einen geklauten ghanaischen Paß bei sich 
hatte. Das wurde so auch an den folgenden Tagen von Bullen, 
Stadtoberen (in Flugblättern) und Medien (MM) veröffentlicht. 
Aber selbst das konnte den Selbstlauf des Gerüchts nicht mehr 
stoppen. Es war an den folgenden Tagen in aller Männer-Mun- 
de. Mannheimer Frauen schrieben dazu in einem Flugblatt: 
Ausgelöst wurde der Übergriff (auf die Unterkunft; vo) durch 
ein Gerücht, nach welchem ein Asylbewerber angeblich eine 
Frau aus der Schönau vergewaltigt haben sollte. Wir fragen uns: 
Welcher Mann schert sich ansonsten um die alltäglichen sexu- 
ellen Gewalttaten gegen Frauen in deutschen Ehebetten, Kin- 
derzimmern oder auf der Straße. Nur die Vorstellung, ein ‚Frem- 
der könnte die ‚eigene’ Frau vergewaltigen - sprich: den eige- 
nen Besitz schädigen - , veranlaßt deutsche Männer zum hoch- 
gerüsteten Schulterschluß.” 
Die Szenen des 26. Mai wiederholten sich am folgenden Tage. 
Seinen vorläufigen Höhepunkt erreichte der offene Rassismus 
am Donnerstag, den 28. Mai, im Anschluß an ein Vatertagsfest. 
400 Normalbürger belagerten in Pogromstimmung und in 
Lynchjustizstimmung die ehemalige Kaserne. Neben den schon 
oben zitierten Parolen wird die an diesem Abend vorHERR- 
schende Stimmung vielleicht am besten durch die folgende 
wiedergegeben: "Ihr brennt heute noch”. Daß es “nur” zu Fla- 
schenwürfen auf die Unterkunft kam, ist wohl v.a. auf die 
schnell auch aus anderen Bundesländern zusammengerufenen 
starken Polizeikräfte zurückzuführen. Jedenfalls meinte selbst 
eine herbeigeeilte CDU-Stadträtin schockiert: "Die wollen ein 
Opfer sehen.” (MM 30.5.92) 
Gleichzeitig aber mit dieser Zuspitzung begann auch die Politik 
der Verharmlosung, Entschuldigung und Instrumentalisierung 
des rassistischen Pöbels durch Stadtobere und deren Schreiber- 
Inge. Der MM sprach am 30.5. von "angetrunkenen Jugendli- 
chen‘, zu denen sich eine große Zahl Schaulustiger gesellt hät- 
te. 
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Insbesondere ist hier aber auf den Mannheimer OB Widder zu 
verweisen, der zusammen mit Gestalten wie etwa Kronawitter 
oder Fahrtmann ("am Kragen packen und raus damit” ist sein 
Vorschlag zur "Lösung des Asylproblems”) die Speerspitze 
jener spießig-fremdenfeindlichen SPD-Politik bildet, die z.B. seit 
Se zn zu langem eine Änderung des Grundgeset- 
zes hinsichtlich des Asylrechts fordert. 
So verlangte auch der Mannheimer 
Gemeinderat, in dem die SPD die Mehr- 
heit hat, schon ım Herbst 1991 eine 
Änderung des Art. 16 des Grundgeset- 
| zes. 

B Am Abend des 28. Mai gesellte sıch 
0 Widder unter den rassistischen Mob, 
"um sich die Klagen der Schönauer über 
die Asylbewerber anzuhören” (MM, 
30.5.) und um diese zu beruhigen. In die 
Unterkunft, zu den bedrohten Flüchtlin- 
gen, ging er an diesem Abend nicht .... 
Am 29. Mai dann ließ der OB einen 
Brief auf der Schönau verteilen, ın dem 
S er sich an die “beunruhigten (Hervorh.: 
: vo.) Bürgerinnen und Bürger vor der 
Landesunterkunft für Asylbewerber! 
wendet. Darin bittet er die “liebe(n) Mit- 
bürgerinnen und Mitbürger (...) eindring- 
lich, sowohl in Ihrem eigenen Interesse, als auch ım Interesse 
der Stadt insgesamt um Besonnenheit.” Flüchtlinge haben 
wohl keine Interessen zu haben. Ansonsten, so legt der Mann- 
heimer OB nahe, kann er den deutschen Pöbel aber gut verste- 
hen. Kein Wort der Verurteilung der Ereignisse der vorherigen 
Tage. Vielmehr verwies er darauf, eine Besprechung mit dem 
Land einberufen zu haben, um zu einer “Entspannung der Situa- 
tion auf der Schönau” beizutragen. Zu diesem Zwecke seien 
eine Reihe von “Sofortmaßnahmen” beschlossen worden: 
"Provokationen” und “Lärmbelästigungen” seitens der Flücht- 
linge würden unterbunden, der Pförtnerdienst verstärkt. 
"Bawohner der Sammelunterkunft, die gegen die Anweisungen 
verstoßen, müssen die Sammelunterkunft unverzüglich verlas- 
sen.” Dem deutschen Männer-Pöbel sichert er zu, dal keine 
alleinstehenden Männer mehr in die Unterkunft aufgenommen 
werden sollten. 

So werden Täter zu Opfern und Opfer zu Tätern, ganz im Sinne 
einer rassistischen deutschen Ideologie. Der Brief liest sich ıns- 
gesamt etwa so: Ihr habt Recht, aber bleibt ruhig, der Staat ver- 
tritt eure Interessen besser. 

In der Tat kann mensch sich fragen, was eigentlich die staatlich 
vollzogene und weitergehend intendierte Asylpolitik von dem 
Mob auf der Straße unterscheidet. Wäre Widder nicht OB, 
könnte er auch zumindest eine Flasche werfen. Natürlich macht 
es für die Flüchtlinge noch immer einen Unterschied, staatlich 
geregelter Abschottungs- und Abschiebepolitik oder unmittelbar 
lebensbedrohend rassistisch motivierten "Normal”bürgern oder 
Faschos ausgesetzt zu sein. Der Unterschied sollte nicht über- 
sehen werden und ist für die Flüchtlinge ein ganz realer, auch 
wenn viele von Ausweisung bedrohte dann, zeitversetzt, nach 
der Abschiebung ebenfalls in lebensbedrohende Situationen ge- 
bracht werden (wie etwa in die Türkei oder den Irak zurückge- 
schickte Kurden). Auf ideologischer Ebene, so meine These, 
sind jedoch reale Gemeinsamkeiten zwischen staatlicher Ab- 
schottungs- und reglementierter Zuzugspolitik (zum Zwecke der 
Anwerbung von für die deutsche Wirtschaft nötigen Arbeitskräf- 
ten) einerseits und dem rassistischen Mob andererseits zu fin- 
den. Zugespitzt liegt diese ideologische Gemeinsamkeit ın der 
Parole "Deutschland den Deutschen”. Das in gelebter Gemein- 
schaft bisher “nur” gebrüllte "Wir wollen keine Ausländer- 
schweine” drückt in der Umkehrung genau dieses aus und kon- 
stituiert - sozusagen - den deutschen Volksstaat von unten 
ebenso, wie er über eine völkısche Staatsbürgerdefinition 


(Deutscher ist, wer deutschen Blutes ist) von oben behauptet 
wird. Widder drückt diese Gemeinsamkeit ın der Täterentschul- 
digung und durch sein Verständnis für die "Sorgen” der "lieben 
Mitbürgerinnen und Mitbürger auf der Schönau” (gemeint sind 
eben Deutsche) aus. Genauer: Eigentlich sind die randalieren- 
den Rassisten für ihn ja gar keine Täter, sondern er stellt sie als 
Opfer dar. Die Situation der real bedrohten Flüchtlinge hält er 
nicht einmal der Besorgnis wert. 

Allerdings ist er bereit, mit äußerster Brutalität auch gegen 
Menschen mit deutschem Paß vorzugehen. Das sind jene, die 
den deutschen Mob auch so benennen und ihre Solidarität mit 
den Flüchtlingen bekunden. 


Gegen "linke Reisechaoten” und 
“Krawallmacher” 


Staatliches Interesse, das über die ideologischen Gemeinsam- 
keiten mit und allem Verständnis für den deutschen Bürgermob 
hinausgeht, scheint es aber zu sein, die Realität von alltägli- 
chem Rassismus in Deutschland möglichst wenig öffentlich 
werden zu lassen. Das ist schon seit Hoyerswerda durch das 
tendenzielle Verschwinden von Berichten über rassistische 
Übergriffe in der veröffentlichten Meinung zu beobachten, 
obwohl mensch doch in jeder Landeskriminalstatistik sich vom 
Gegenteil überzeugen könnte. Insofern mußte die Polizei vor 
der ehemaligen Kaserne “aufräumen”, wenn dies auch ver- 
gleichsweise zahm und um Verständnis heischend geschah: 
Kein Abend, an dem die Bullen nicht zunächst mit dem Bürger- 
mob ganz locker geredet hätten. 

Unvergleich härter dagegen die Polizeiaktionen gegen linke Soli- 
darität mit den Flüchtlingen. Seit dem 2. Juni organisierten vor- 
nehmlich Frankfurter Anti-RassistInnen Wachen vor der Flücht- 
lingsunterkunft. Diese wurden schon am ersten Abend von 
Schönauer Bürgern angemacht und z.T. tätlich angegriffen. Als 
sie sich wehrten, griff die Polizei ein und verhaftete, wie an den 
folgenden Abenden, einige der ihre Solidarität mit den Flüchtlin- 
gen bekundenden Menschen. Widder, die Stadtverwaltung, die 
Bullen und die Medien bastelten sich nun ihre neuen Täter 
zurecht. “Linke Reisechaoten”, "Krawallmacher”, "Polit- 
rocker”. Zu Opfern wurden kurzerhand die Schönauer als Ganze 
erklärt, die sich der Gewalt der "angereisten Chaoten” zu 
erwehren hätten. Dementsprechend wurde auch gegen eine für 
den 6. Juni geplante Demo auf der Schönau gewettert. Diese 
Kriminalisierung von antirassistischem Protest ist wiederum in 
der Berichterstattung des MM seit dem 3.6. nachzuvollziehen. 
Gleichzeitig kam dort die Pogromstimmung auf der Schönau 
nicht einmal mehr als "angetrunkene Jugendliche” vor. 

Es spricht einiges dafür, daß das, was von Staatsseite und 
deren Schreiberlingen an verleumderischer Hetze und gewalt- 
tätiger Repression im Verlaufe von zwei Wochen geboten wur- 
de, nicht nur dem brutalen profil- und machtgeilen Gehabe eini- 
ger Provinzfürsten zuzuschreiben ist. (Das ist OB Widder sicher 
auch, aber wer ist das in seiner Position nicht?) Vielmehr deutet 
vieles auf politisches Kalkül hin. Wenn Mannheim-Schönau 
schon öffentlich werden sollte - was natürlich immer auch mit 
einer Demo angestrebt wird -, dann sollte der Öffentlichkeit ein 
anderer "Skandal" als der eigentliche - der rassistische Bürger- 
Mob - präsentiert werden. Neben der schon erwähnten Bericht- 
erstattung des MM kann dies auch an der Kriminalisierungsstra- 
tegie von Stadtverwaltung und Polizei im Zusammenhang mit 
der für den 6. Juni geplanten ersten Demo auf der Schönau auf- 
gezeigt werden. Diese Demo sollte Solidarität mit den Flüchtlin- 
gen und Protest gegen die rassistische Belagerung ausdrücken. 
Noch am Mittwoch, dem 3. Juni, gab es von einem Beamten 
des zuständigen Ordnungsamtes die Auskunft, daß eine Demo 
wohl genehmigt werden würde (man kenne sich ja), wenn auch 
wahrscheinlich nıcht ın der Lilienthalstraße direkt vor dem Sam- 
mellager. Am Donnerstag dann hıeßß es, daß mensch nunmehr 


gar nichts mehr sagen könne, dal Ganze seı von OB Widder zur 
“Chefsache” gemacht worden. D.h., nun spätestens wurde es 
politisch auf höchster Ebene behandelt. Im Laufe des 5. Juni 
wurde bedeutet, daß eine Demo auf der Schönau verboten 
werden würde. Die Verbotsverfügung kam dann etwa um 15.00 
Uhr, zu einem Zeitpunkt, an dem, selbst wenn alle Beteiligten 
es gewollt hätten, eine überregionale Mobilisierung nicht mehr 
rückgängig gemacht werden konnte. Eine Klage gegen das Ver- 
bot wurde am Freitag abend in erster Instanz abgewiesen. 

Der Versuch eines deeskalierenden Gesprächs mit der Einsatz- 
leitung der Polizei wurde Freitag brüsk abgelehnt. Die Polizei- 
führung stehe voll hinter der Linie des Mannheimer OB. Um ein 
Desaster auf der Schönau zu vermeiden, diskutierten wir nun 
für den Fall einer Verbotsbestätigung in der zweiten gericht- 
lichen Instanz über eine Spontandemo in der Innenstadt, auf 
dem Paradeplatz. Daß eine polizeiliche Prügelorgie, egal wo, 
schon längst geplant war, ahnten wir zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht richtig. 

Dies wurde allerdings im Verlaufe des Samstags sehr deutlich. 
Mehrere Versuche einer erneuten Kontaktaufnahme mit der 
Einsatzleitung scheiterten im Laufe des Morgens. Das erste 
Gespräch im "Führungsbunker” (offizielle Bezeichnung der Poli- 
zei) gegen 16.00 Uhr ergab gar nichts außer der Aussage, daß 
für das gesamte Mannheimer Stadtgebiet Demoverbot herr- 
sche und dieses auch durchgesetzt werden sollte. Zu diesem 
Zeitpunkt versuchten wir schon an den Straßensperren, die 
Leute in die Innenstadt umzumobilisieren. Bezeichnend für das, 
was geplant war, und worauf die Bullen offensichtlich schon 
lange eingestimmt waren, der Satz eines Beamten an der Sper- 
re: “Fahrt nur auf den Paradeplatz, da werden wir euch schon in 
die Parade fahren.” Im "Führungsbunker” bedauerte man die 
Ummocbilisierung in die Innenstadt, da man uns auf der (relativ 
abgelegenen) Schönau "besser im Griff” gehabt hätte. Was da- 
mit gemeint war, machte Einsatzleiter Grentrupp fünf Minuten 
vor der polizeilichen Gewaltorgie deutlich. Er wolle, so der Lakai 
des Mannheimer OB wörtlich auf eine entsprechende Frage, 
“die militärische Lösung”. Bei dem polizeilichen Angriff, der 
erfolgte, ohne daß irgend etwas passierte und der bezeichnen- 
derweise nur mit Knüppeln und ohne Schilder durchgeführt 
wurde, wurde dann als erstes auf Leute eingeschlagen, die sich 
schon wieder vom Platz zurückzogen. Was dann an Brutalität 
folgte, habe ich selten gesehen. Leute wurden in Hauseingänge 
getrieben und minutenlang geprügelt, auf übereinanderfallende 
Menschen wurde eingeschlagen, zu Hilfe eilende Ärzte wurden 
abgedrängt ... Es waren über drei Stunden lang gesichtslose 
Prügelmaschinen am Werk. Es gab an diesem Tag über 140 
Verhaftungen, mehr als 20, 2.T. schwer, Verletzte. 

Wichtiger als die Beschreibung dieser Szenen ist mir hier noch 
einmal, das politische Kalkül herauszustellen, daß sich dann 
auch in der Medienberichterstattung widerspiegelte. Die Rede 
war von "Krawallen in der Mannheimer Innenstadt”: auch wur- 
de die Polizei schon einmal kritisiert. Der Rassismus auf der 
Schönau kam nicht oder bestenfalls in Nebensätzen vor. Selbst- 
kritisch, bei allen Schwierigkeiten, muß festgestellt werden, 
daf3 auch wir das nicht öffentlich rüberzubringen vermochten. 
Das eben beschriebene Szenario wiederholte sich ähnlich in der 
folgenden Woche, sowohl, was das Geschehen auf der Schö- 
nau betrifft als auch für die am 13. Juni dort geplante Demo. Ein 
besonders abstoßendes Beispiel für das öffentlich repressive 
Klima sei hier dennoch erwähnt. Die Schreibtischtäter des MM 


ließen sich es nicht nehmen, in einem Artikel am 13. Juni fein 


säuberlich, wie es deutsche Tradition ist, Absatz für Absatz, die 
Namen der AnmelderInnen der inzwischen wieder verbotenen 
Demo samt deren Adressen zu veröffentlichen. Das ist nun al- 
lerdings nichts anderes als Aufruf zur Lynchjustiz. 

Am 13. Juni selbst herrschte in Mannheim Ausnahmezustand. 
Bullensperren an allen Zufahrtsstraßen, Wannen an relevanten 
Straßenbahnhaltestellen, an die 200 Verhaftungen in Straßen- 
bahnen, an den Sperren, auf offener Straße oder im Umkreis 
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des mehr oder weniger umstellten Bahnhofs, Erstürmung einer 
linken Szenekneipe. In Karlsruhe wurden ca. 300 Leute am Los- 
fahren gehindert. Auf Autobahnen wurden viele Ankommende 
mit dem Verweis auf eine drohende Verhaftung zur Umkehr ge- 
nötigt. 

Daf® dann doch noch zwei Demos zustande kamen, eine mit 
etwa 300 Leuten ın einem der Schönau benachbarten Stadtteil, 
eine andere, mit ca. 2500 Leuten in der Innenstadt, ist vor die- 
sem Hintergrund sicher ein Erfolg. Gut war auch die Unterstüt- 
zung und Beteiligung, die die größere Demo insbesondere in 
einem mehrheitlich von ausländischen Menschen bewohnten 
Stadtteil erfuhr. 

Trotzdem sollte nicht übersehen werden, in welch beschissener 
Position sich AntirassistInnen gegenwärtig, hier in Mannheim 
bespielhaft vorgeführt, befinden. Diese Position ist angesiedelt 
zwischen einem breiter werdenen rassistischen gesellschaftli- 
chen Grundkonsens (sıehe z.B. Asyl-Debatte), einem zuweilen 
aktıven, aber unorganisierten rassistischen Bürgermob (siehe 
Schönau oder Hoyerswerda), staatlicher Repression (auch am 
13. Juni hätte dıe Polızei noch härter agieren können) und orga- 
nisierten, aktiven Faschos (die zum Glück bisher in Mannheim 
ın desem Zusammenhang noch nicht relevant aufgetaucht 
sind). Bei alledem ıst überhaupt noch unberücksichtigt, wie wir 
mit den Flüchtlingen zusammen politisch arbeiten könnten. 

Wie mit dieser Situation umzugehen ist, darauf hat wohl noch 
niemand eıne Antwort, und da gibt es viel zu diskutieren. Das 
hat die reale Situation in Mannheim roch einmal ganz anders 
gezeigt, als es die, für uns eher theoretische, Debatte um Hoy- 
erswerda vermochte. Und damit wären wir bei der Diskussion, 
die die Entwicklung in Schönau in den Linken auslöste. 


Linke Reaktionen 


"Wir wollen Männern und Frauen in dem Flüchtlingswohnheim 
unsere Solidarität zeigen (...) Weiter ist unser politisches Ziel, 
diesen deutschen Mob zu zerstreuen und von den Straßen 
Schönaus zu vertreiben. Eingestandenermaßen geht es dabei 
nur um die Einschüchterung, die rassistische Denkstruktur der 
Bevölkerung ändern wir dabei nicht. (...) Es muß deutlich wer- 
den, daß Rassismus nicht mehr ohne persönliche Risiken aus- 
gelebt werden kann.” So heißt es in einem von Frankfurter 
AntirassistInnen formulierten "Aufruf zur Vertreibung des Deut- 
schen Mobs aus den Straßen von Schönau”, mit dem auch für 
die Demo am 6. Juni mobilisiert werden sollte. 

Unter anderem diese Sätze mußten für einen Streit unter 
Mannheimer Linken herhalten, bei dem es scheinbar überwie- 
gend um Formalismen ging - Ort der Demo, Terminierung, bun- 
desweit oder lokal? -, bei dem aber doch inhaltliche Fragen und 
Streitpunkte den Kern bildeten. Dieses will ich hier versuchen 
aufzuzeigen, nicht zuletzt, weil es im Zusammenhang von anti- 
rassıstischer Politik eine Diskussion ist, die wohl auch andern- 
orts geführt werden muß. 

Mensch kann Sätze wie die oben zitierten maulhuberisch fin- 
den. Das sind sie aus mehreren Gründen. Erstens können wir 
mit unseren eher schwachen Kräften mit Sicherheit nicht ge- 
währleisten, Abend für Abend den rassistischen Mob vor der 
Unterkunft "zu vertreiben”, zumal Schönau für die Zukunft kei- 
ne Ausnahme sein dürfte. Zum zweiten kann es schon gar nicht 
Sache von allen Menschen sein, die mensch politisch für dieses 
Ziel gewinnen will. Insofern ist die sprachliche Formulierung 
hier vielleicht eher abstoßend. Zu kritisieren ist auch, daß die 
Frankfurter dieses Flugblatt samt einer schon für den 6. Juni ge- 
planten Demo auf einem Mannheimer Plenum präsentierten, 
ohne die Möglichkeit des gemeinsam diskutierten Beschlusses 
zu lassen. Damit erschien das ganze auch sehr elitär und oktroy- 
iert. Inhaltliche Diskussionen, aus denen heraus - bei allem Zeit- 
druck - ein gemeinsames Aktionskonzept hätte entstehen müs- 
sen, wurden erschwert. 

Daß faktısch die Demo am 6. Juni nur von wenigen Mannheı- 
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mer Kräften, um nicht zu sagen: Menschen, mitgetragen wur- 
de, hatte auch mit diesem Vorgehen zu tun. Ebenso gab es 
aber einen inhaltlichen Dissens. Der machte sıch z.B. an der 
Frage fest, ob mensch den Mob auch Mob nennen dürfe. Das 
sei letztlich politikunfähig, weıl doch in Rechnung zu stellen sei, 
daß auch viele SchönauerInnen von sozialem Elend, Sozialab- 
bau ... betroffen seien und eine politische Arbeit genau hier 
ansetzen müsse. Zu kritisieren sei darum v.a. die unsoziale Polı- 
tik des Staates. Eine Demo dürfte sich nicht gegen die Schö- 
nauerInnen - was in dieser Ganzheit im übrigen niemand ange- 
strebt hatte - wenden und solle darum auch nicht auf der 
Schönau stattfinden, sondern beim politischen Adressaten 
(Innenstadt, Rathaus). Neben der Ablehnung der Demo-Ortes 
wurde so auch noch gleich der Demo-Termin kritisiert. Der 6. 
Juni sei allein schon deshalb zu kurzfristig gewählt, weil es gel- 
te, vorher mit Büchertischen, Veranstaltungen ... - auch auf der 
Schönau - entlang der "eigentlichen" Problematik für diese 
Demo zu mobilisieren. Überhaupt brauche eine erfolgreiche 
Mobilisierung längere Zeit. 

Letzteres Argument kam nun aber von Menschen, die es noch 
während des Golfkrieges gut verstanden, innerhalb von 2-3 
Tagen, manchmal innerhalb eines halben Tages, (große) Demos 
anzuleiern. Es geht also doch um was anderes. Ich will es hier 
einmal so zuspitzen: Während des Golfkrieges ging es um eine 
vermeintliche Bedrohung des deutschen Vorgartens. Die rassi- 
stische Belagerung ging real vom deutschen Vorgarten aus. 
Jenseits dieser - zugegeben verkürzten - Polemik steckt dahın- 
ter eine Schwierigkeit von antirassistischer, aber auch antifa- 
schistischer Politik. Das typische ober-unten-Grundmuster (un- 
ten sei immer das Volk in seiner Gänze) stimmt hier einfach 
nicht. Linke müssen sich aber mit komplexeren und komplizier- 
ten gesellschaftlichen Zusammenhängen auseinandersetzen, 
zumal in einem Land mit einer.Vergangenheit, wie es die deut- 
sche ist. Klar, da haben alle erheblichen Nachholbedarf und es 
gibt da viel zu diskutieren. 

Mir kommt es aber auf die Perspektive an, unter der wir diese 
Diskussion führen. Es ist nun einmal schlicht auch eine Frage 
des Blickwinkels und der Wahrnehmung. Und da ist mir nun al- 
lerdings erst einmal die politische Mobilisierung gegen den tum- 
ben Mob vor dem Heim und Solidarität mit den Flüchtlingen 
wichtiger als irgendein Sozialabbau. Alles andere führt zu einer 
Täter-Opfer-Verdrehung und Täter-Entschuldigung, bei der rassı- 
stische Strukturen bestenfalls als Nebenwiderspruch auftau- 
chen. 

Mit welch verdrehter Optik mensch an die Sache herangehen 
kann, zeigt ein Flugblatt, das übrigens von BefürworterInnen 
einer Demo auf der Schönau geschrieben wurde. Aufgemacht 
wird dies mit der grandiosen Überschrift “Rebellion ist gerecht- 
fertigt. Aber so geht es nicht”. Und dann: "Die Dummheit und 
Feigheit, mit der einige Schönauerlnnen versucht haben, ihre 
Wut über die Verhältnisse gegen Schwächere auszuleben, ist 
absolut widerwärtig.” Immerhin ist's "widerwärtig”. Aber was 
soll der Hinweis auf die "Wut auf die Verhältnisse”? Als ob es 
denen darum ginge und sich nicht ganz einfach rassistische 
Grundstrukturen äußerten. Wie immer wieder tauchen auch 
hier die Täter als verführte Opfer auf, die zudem auf einen bes- 
seren Weg zu bringen seien. "Es bieten sich viele Ziele an: 
Makler, Chefs, Politiker, Banken, Bullen etc.” Mag ja alles seın. 
Aber was machen wir, wenn sich die Menschen partout ın den 
Kopf gesetzt haben, ihre Rebellion rassistisch auszuleben? Polı- 
tische Sozialarbeit mit aktiven Rassisten?? Liebe Genossinnen 
und Genossen! "Aber so geht's nieht!” Diskussion ıst gerecht- 
fertigt! - nein: angesagt. 

Politische Sozialarbeit könnte mensch eigentlich der DKP über- 
lassen, wo doch deren einziger Vertreter im Mannheimer Stadt- 
rat, Walter Ebert, exakt auf der Schönau gewählt wurde. Doch 
bei dieser Partei wird’s ganz gruslig. Eine Woche lang äußerte 
sie sich vernehmbar überhaupt nicht. Stimmt nıcht. Ebert gab 
eine - nicht im Zusammenhang stehende - Pressemitteilung 


über die Problematik der steigenden Mieten ım Allgemeinen 
heraus. Doch dann wartete mensch doch noch mit einer "Extra- 
Ausgabe” des "blickpunkt” auf. "Stadt, Land und Bund müssen 
endlich die sozialen Probleme auf der Schönau lösen! Kein Bela- 
gerungszustand und keine Vorurteile gegen dıe Schönauer” 
machte diese Blatt an die “Liebe(n) Mitbürgerinnen und Mitbür- 
ger auf der Schönau” (das hatten wir doch schon einmal) auf. 
“Beleidigung und Bedrohung der ausländischen Bürger” wer- 
den zwar verurteilt, aber, ach, die wahren Täter sitzen eben 
doch woanders: 1. "Wir wehren uns gegen die pauschale Be- 
schimpfung unseres Stadtteils als rassistisch und gegen den 
Versuch, unsere(!) Bürgerinnen und Bürger von außen, womög- 
lıch noch mit Gewalt, belehren zu wollen”. 2. "Politiker und 
Konzernbosse wollen Verantwortung abwälzen”. 

Sollen wir darüber jetzt auch noch diskutieren? Ein Vorschlag 
zur Güte: Machts lieber mit Widder. Das ist für uns und für 
euch nervenschonender und bündelt, bündnispolitisch ganz 
breit, die Kräfte für euch schon irgendwie richtiger. 


bei Dresden 


Und auf der Schönau? 


So wenig wie die rassistische Belagerung der Flüchtlingsunter- 
kunft unvermittelt angefangen hatte, so wenig ist die Situation 
jetzt entschärft. Der Mob hat sıch an die Bullensperren zurück- 
gezogen, wenn auch nicht mehr so zahlreich. Dafür tauchen 
jetzt schon einmal “normale” Bürger mit Knüppeln bewaffnet in 
der Nähe der Unterkunft auf. Aus fahrenden Autos werden an 
einer anderen Ecke des ehemaligen Kasernengeländes rassisti- 
sche und auf Rache sinnende Parolen gerufen. “Wir kriegen 
euch”, ıst eine davon. Geht mensch nur zu zweit durch die 
Straßen Schönaus, so besteht die Gefahr, verprügelt zu wer- 
den, was schon passierte. Weiterhin kann die Unterkunft offen- 
sichtlich nur durch massive Polizeipräsenz geschützt werden. 
Wahrscheinlich wird also noch wieder aus Mannheim zu hören 
sein. Und wenn nicht von hier, dann von andernorts. Es ist be- 
schissen, das so zu schreiben. Aber einstellen, in unseren Ak- 
tionen, unseren Diskussionen und unserer Politik, müssen wir 
uns schon drauf. Leider. 


vo., Mannheim 
Aus: AK 344 vom 1. Juli 1992 


Rassistische Polizeiüberfälle auf 


Flüchtlingsunterkünfte 


In der Nacht vom 11. auf den 12. Juni 1992, gegen 3.30 Uhr, 
stürmten 90 Polizeibeamte in Kampfanzügen, maskiert, mit ge- 
zückter Waffe, im Zusammenhang mit einer Razzia gegen ins- 
gesamt drei Flüchtlingsheime (Vogelmühle/Kreis Flöha, Fran- 
kenberg), das Wohnheim in Gränitz (Nähe Freiberg/Sachsen). 
Besonders in Gränitz gingen die Polizistinnen mit großer Bruta- 
tät gegen die Flüchtlinge vor. Durch die kirchliche Gruppe "Ca- 
bana” und Jost Hess (langjähriger Mitarbeiter von "terre des 
hommes") wurde folgendes bekannt: PolizistInnen mit herun- 
tergeklapptem Helmvisier und Hunden umstellten das Wohn- 
heim, in dem 50 Flüchtlinge leben, und stürmten mit Rufen wie 
“Scheißasylanten”, "Raus hier” das Haus. Die BewohnerInnen 
dachten sofort an einen Überfall von Neonazis und versuchten, 
die Türen zuzuhalten. Zum Teil wurden diese dann eingeschla- 
gen, mit Schlagstöcken wurden Menschen verprügelt, ein Kur- 
de zusammengeschlagen und "erheblich verletzt”. Jost Hess 
berichtete, Frauen seien von ihren Kindern weggerissen und - 
“egal wie bekleidet” - ins Erdgeschoß des Hauses gebracht 
worden. Ein Kind, das seine Mutter umarmen wollte, wurde 
von einer Polizistin zu Boden geworfen. "Die Männer hätten 
sich mit gespreizten Beinen an der Wand aufstellen müssen, 
wobei sich die Beamten einen Spaß daraus gemacht hätten, 
Ihnen mit den schweren Einsätzstiefeln auf die Zehen zu tre- 
ten.” (FR, 12.6.) Teilweise wurde die Einrichtung verwüstet. 
Der Kreis-Gesundheitsdezernent Köhler bestätigte aufgrund 
eines amtsärztlichen Gutachtens, daß Blutergüsse und Verlet- 
zungen festgestellt wurden, "die durchaus auf bestimmte Vor- 
gehensweisen der Polizei zurückzuführen sein könnten.” (ND, 
13.6.) 
Der obligatorische "Verdacht auf massıv begangene Strafta- 
en", der diese gewalttätigen, rassistischen Überfälle rechtferti- 
gen sollte, bestätigte sich nicht. “Kein Diebesgut wurde gefun- 
den." 
Kriminaldirektor Hans Schmid, Leiter der Polizeidirektion Frei- 


berg, hatte die Razzien angeordnet und ließ die Abläufe auf 
Video festhalten. Ein "erfahrener Polizeirat" habe den Einsatz 
geleitet; es sei "zu einer Widerstandshandilung gekommen, die 
durch die eingesetzten Kräfte gebrochen werden mußte.” (FR, 
12.6.) 

Sachsens Innenminister, Heinz Eggert (CDU), schaltete sich mit 
einer Woche Verspätung öffentlich ein. Er legte einen vorläufi- 
gen Bericht über die Ereignisse vor, in dem klargestellt wird, 

daß die zeitgleichen Razzien notwendig geworden seien, "nach- 
dem sich in der Gegend Straftaten gehäuft hatten.” (TAZ, 19.6.) 
Wie auch sein Untergebener, Kriminaldirektor Hans Schmid, 
blieb er den Nachweis schuldig. "Oberster Grundsatz” der 
Einsätze sei "die Eigensicherung” der PolizistInnen gewesen. 
Und außerdem sei das Ganze "äußerst exakt” verlaufen, wie 
die Auswertung der Videoaufzeichnungen der Polizei belegten 
und die Vorwürfe seien unberechtigt. Der "ungeheuerlichen An- 
schuldigung” (Eggert) - Frauen wurden nur mit Unterwäsche 
bekleidet zusammengetrieben, mit entblößtem Oberkörper - be- 
gegnete der Innenminister mit der Verhaftung einer Frau, "die 
als Wortführerin auftrat.” (TAZ, 19.6.) 

Die Proteste von kirchlichen MitarbeiterInnen und des Mitarbei- 
ters von "terre des hommes”, die von den Medien kaum aufge- 
griffen wurden, haben dazu geführt, dieses brutale Einsatzkon- 
zept der Polizei öffentlich zu machen. "Es wird mit Sicherheit 
nicht die letzte Aktion gewesen sein”, kündigte der verantwort- 
liche Kriminaldirektor in Freiberg schon an und sein oberster 
Dienstherr, Innenminister Eggert, stellte der Öffentlichkeit sei- 
ne Initiative in der Innenministerkonferenz vor, "die Anträge kri- 
minell gewordener Bewerberinnen beschleunigt zu bearbeiten, 
um diese abschieben zu können." (TAZ, 19.6.) 


ZF, Gruppe K 
Quellen: FR, 12.6.1992; ND, 13.6.1992; TAZ, 19.6.1992 
Aus: AK 344 vom 1. Juli 1992 


Kühlungsborn 


Rassistischer Terror gegen Schulklasse 


Die Klassenfahrt einer Berliner Schülergruppe mußte abgebro- 
chen werden, wie Eltern der betroffenen Schüler in einer Pres- 
semitteilung berichten: 

Am 9.5.1992 traf die Kerngruppe 724 der Carl-von-Ossietzky- 
Oberschule aus Berlin-Kreuzberg anläßlich einer Klassenfahrt 
um 14.30 Uhr in Kägsdorf bei Kühlungsborn ein. Die Klasse 
wollte sich dort bis zum 17.5.1992 aufhalten. Gegen 17.00 Uhr 
tauchte eine Gruppe von 8-9 jugendlichen Skinheads am Ferien- 
heim "Fehrbellin” in Kägsdorf auf, verschaffte sich Eingang in 
das Ferienheim und belagerte die Schulklasse, weil ein großer 
Teil türkische Schüler sind, die ihrer Ansicht nach in Deutsch- 
land nichts zu suchen hätten. Den Aufforderungen an die Grup- 
pe, das Haus zu verlassen, wurde nicht nachgekommen. 
Türkische und deutsche Schüler wurden beleidigt, gedemütigt, 
geschlagen, getreten, gewürgt und mit Waffen bedroht. Dies 
ist meistens hinter dem Rücken der beiden Lehrer passiert. Ein 
Umschlagen in offene Brutalität und Gewalt konnten die Lehrer 
jedoch verhindern. Gegen 23.00 Uhr zogen die Skinheads ab 
mit der Drohung, der nächste Tag werde der letzte sein. 

Die Klasse verließ daraufhin fluchtartig das Ferienheim, das kein 
Telefon hatte, um sich in Kühlungsborn in einem Hotel in Si- 
cherheit zu bringen und von dort aus die Polizei zu benachrichti- 
gen. Der größte Teil des Gepäcks und die Fahrräder mußten zu- 
rückgelassen werden. Nach einem 4 km langen Fußmarsch 
wurde den Schülern trotz des Hinweises auf die Notlage von 
dem Hotel “Schloß am Meer” keine Hilfe gewährt unter dem 
Vorwand, es gebe weder einen Aufenthaltsraum noch ein Tele- 
fon. Stattdessen wurde die Klasse an ein anderes Hotel verwie- 
sen. Um 0.30 Uhr fand die Klasse Unterschlupf im Hotel "Am 
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sse der Carl von Ossietzky-Gesamtschule in Kreuzberg. 


Park”. Mittlerweile hatte das erste Hotel die Polizei telefonisch 
verständigt. " 
Die zwei einzig diensthabenden Polizisten wurden bei dem Ver- 
such, das Ferienheim zu inspizieren und zu sichern, von Ju- 
gendlichen bei Kägsdorf angegriffen und mußten Verstärkung 
aus Rostock anfordern. 

Trotz der hilfreichen Aufnahme durch das Hotel "Am Park” wur- 
de noch am Sonntagvormittag die Rückfahrt der Schüler nach 
Berlin durch die Lehrer organisiert, um die Schüler in Sicherheit 
zu bringen. Am 10.5.92 um 14.00 Uhr fuhr die Klasse von Küh- 
lungsborn nach Berlin zurück, nachdem kurz zuvor das Gepäck 
unter Polizeischutz aus dem Ferienheim herausgeholt worden 
war. Um 18.00 Uhr traf die Klasse in Berlin ein. 

Erst allmählich wird das ganze Ausmaß der seelischen Qualen 
und Schädigungen bei den Schülern deutlich. Für die meisten 
Schüler war es das Schlimmste, was sie in ihrem Leben erlebt 
haben. . 

Wir Eltern der betroffenen Schüler gehen an die Offentlichkeit, 
um mit diesem Bericht das Ausmaß an Ausländerfeindlichkeit 
und Gewaltbereitschaft, die mittlerweile auch deutsche Kinder 
trifft, deutlich zu machen. 

Wir sind empört darüber, daß weder von Seiten der Polizei noch 
von Teilen der Bevölkerung die Sicherheit unserer Kinder ge- 
währleistet werden konnte. 

Aufgrund solcher Bedingungen wollen wir auch andere Schul- 
klassen davor warnen, in diese Gegend zu fahren. 

Berlin, den 11.Mai 1992 

Eltern der Kerngruppe 724 der Carl-von-Össietzky-Oberschule in 
Berlin-Kreuzberg 
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Karl Kielhorn 


Im Mai 1992 verurteilte das Landgericht Hamburg den Antıfa- 
schisten Gehard Bögelein zu einer lebenslangen Haftstrafe, der 
ebenfalls angeklagte Karl Kielhorn wurde freigesprochen. 

Den beiden wurde vorgeworfen, 1947 ın einem sowjetischen 
Kriegsgefangenenlager den NS-Wehrmachtsrichter Kallmerten 
ermordet zu haben. 

Karl Kıelhorn schreibt einiges über die Hintergründe des Verfah- 
rens und über seine persönlichen Gedanken. 


Ein halbes Jahr lang wurde an 47 Prozeftagen vor der großen 
Strafkammer des Hamburger Landgerichts über eine Anklage 
verhandelt, die dem Rentner Gerhard Bögelein, dem abwesen- 
den Klaus Weniger und mir als Leiter der damaligen Antifa im 
sowjetischen Kriegsgefangenlager 57 in Klaipeda/Memel vor- 
warf, 1947 gemeinschaftlich handelnd einen Menschen ermor- 
det zu haben. 

Ein Auszug aus dem Haftbefehl vom 5.Dezember 1990 gegen 
mich besagt, daß ich spätestens am Abend des 3.Juni 1947 
zusammen mit Bögelein und Weniger beschlossen haben soll, 
den Oberstabsrichter Kallamerten unter Vorspiegelung einer 
Vernehmung aus dem Schlafsaal zu locken, um ihn dann unter 
Ausnutzung seiner Arg- und Wehrlosigkeit in einem leerstehen- 
den Zimmer zu töten. Damit sollte angeblich er für seine Tätig- 
keit als Oberstabsrichter und für die von ihm verhängten To- 
desurteile "bestraft" werden. 

Im Verlauf des Prozesses haben sich durch die solidarische Un- 
terstützung des Moskauer Historikers Prof. Dr. J.A. Brodski aus 
sowjetischen Archiven Beweismittel gefunden, in dem Kallmer- 
ten mit eigener Unterschrift bestätigte “... aus der Erinnerung 2 
Russen zum Tode verurteilt. Ich habe 12 Esten, 7 Letten, 5 Li- 
tauer zum Tode verurteilt, 152 Deutsche verurteilt. Kallmerten” 

Bereits in einem Vorprozeß gegen den damals in gleicher Sache 
aaqngeklagten Berkemann hieß es in der Urteilsbegründung vom 
29.Mai 1953: "Wenn somit der Mord an dem damaligen Ober- 
stabsrichter Kallmerten auch nicht gesühnt werden konnte, da 
die Haupttäter sich jenseits der Grenzen der Bundesrepublik 
befinden, so hat die Schwurgerichtsverhandlung doch wenig- 
stens ein Ergebnis gezeitigt: Durch Aufdeckung der Hintergrün- 
de ist ein System gebrandmarkt, das durch Unduldsamkeit, 
skrupellose Hetze, durch Verleumdung und durch Terror diese 
ruchlosen Verbrechen vorbereitet und ermöglicht hat.” Diese 
Verteufelung der antifaschistischen Arbeit in den damaligen so- 
wjetischen Kriegsgefangenenlager als rotes Terrorsystem konn- 
te damals wie heute nicht bewiesen werden. Die jahrelange 
rastlose Tätigkeit des Ermittlungsrichters Steckel in den 50er 
Jahren war damals einzig darauf gerichtet, genau die nachzu- 
weisen, indem er hinter der Tötung des Oberstabsrichters Kall- 
merten einen einheitlichen Mordplan des sowjetische NKWD 


Berlin 


MieterInnen gründen 


Gerhard Frey, der Vorsitzende der DVU (Deutsche Volksunion) 
und Verleger der "Deutschen Nationalzeitung”, investiert seine 
nıcht unerheblichen Gewinne aus seinem Verlag in Grundstük- 
ken und Häusern. 

Soweit bekannt, besitzt er alleine in Berlin mittlerweile 22 Miet- 
häuser. Als Vermieter zeichnet er sich dadurch aus, daß er die 
Unwissenheit und die Angst seiner MieterInnen, insbesondere 
der ausländischen, ausnutzt. So drängt er nach dem Kauf eines 
Hauses auf den Abschluß neuer Mietverträge, mit denen er 
überhöhte Mietforderungen durchsetzen will. 

Ende Mai gründeten rund 50 betroffene MieterInnen das "Frey- 
Komitee”, um gemeinsam gegen die Praktiken von G.Frey und 


: Zum Prozeß 


sowie der Antifa des Lagers 57 und ihrer gedungenen Helfer 
behauptete. Seine Ermittlungen ın den 50er Jahren, für die 
Steckel fast 300 Zeugen vernommen hat, Iıeßen diese Intention 
eindeutig erkennen. 

Der Riesenaufwand, den die westdeutsche Justiz über 40 Jahre 
hinweg dazu betrieb. blieb in dem nun zu Ende gegangenen 
Prozeß allerdings den Beweis für Steckels Unterstellung schul- 
dig. Unter dem Titel "Mordkomplott der Antifa - nıcht haltbar” 
schrieb die Zeitung "Unsere Zeit" am 5.Juni 1992: “... Im Ge- 
gensatz zu den Positionen der Ermittlungsführung und der 
Staatsanwaltschaft sah sich das Gericht gehalten, die These 
vom Mord als typischen Element antifaschistischer Politik, hıer 
als herkömmliches Instrument der Antifa im Kriegsgefangenen- 
lager, fallen zu lassen.” 

Gleichzeitig wurde auch aber bekannt, daß der Ermittlungsrich- 
ter Steckel, der später sogar zum Hamburger Landgerichtsdirek- 
tor aufstieg, eine braune Juristen-Vergangenheit hatte. Er hatte 
seine Tätigkeit als Staatsanwalt am Sondergericht im damaligen 
Königsberg und am Freislerschen "Volksgerichtshof” in Pots- 
dam in seinen Personalunterlagen vertuscht. Sein Ziel, unsere 
ehrliche antifaschistische Wiedergutmachungsarbeit ın der 
Kriegsgefangenschaft der UdSSR zu verunglimpfen, konnte er 
nicht erreichen. Die Wahrheit war stärker. 

Mein Freispruch war eine logische Konsequenz. Die Verurtei- 
lung von Gerhard Bögelein wegen Mordes ist meiner Auffas- 
sung nach eine Ungeheuerlichkeit. Ich bın der festen Überzeu- 
gung, daß Gerhard die ihm vorgeworfene Tat nicht begangen 
hat und schließe mich voll dem Protest und der Forderung nach 
seiner sofortigen Freilassung an! 

In einem Interview nach dem Prozeß wurde ich gefragt, worin 
ich heute als politisch aktiver Mensch die Aufgabe der linken, 
der antifaschistischen Kräfte sehe. Ich begann meine Antwort 
mit der Feststellung, daß mir die Solidarität der Hamburger Antı- 
faschisten von der DKP, der VVN-BdA bis zu den jungen Antifa- 
schisten des ‘Komitees gegen den imperalistischen Krieg’ sehr 
viel Kraft gaben. Das hat in mir die Erkenntnis vertieft, daß 
Friedrich Schiller recht hat, wenn er im Wilhelm Tell’sagen läßt: 
“Verbunden werden auch die Schwachen mächtig.” Es geht 
darum, unter Zurückstellung alles Trennenden, das Gemeinsa- 
me und Verbindende für die gute antifaschistische Sache pro- 
grammatisch zu formulieren und in einheitlichen Aktionen 
durchzusetzen. Gerade im letzten halben Jahr gibt es hier er- 
folgversprechende Ansätze. Ideale und Traditionen können ent- 
täuscht und verraten werden. Was aber bleibt, ist der Glaube an 
das Gute im Menschen, an seinen humanistischen friedlichen 
Auftrag in dieser Welt. Nie wieder Faschismus! 


Aus: Roter Winkel Nr. 4-5/92 Juli 92 


“Frey - Komitee” 


seinem Berliner Hausverwalter Jürgen Thiele, der übrigens Be- 
amter im Gesundheitsamt Berlin - Tempelhof ist, anzugehen. 
Das "Frey-Komitee” ist zu erreichen über: 


Berliner Mieterverein e.V. 
Spichernstraße 12 

W- 1000 Berlin 30 

Tel: 2133057 


Der Mieterverein bittet alle Frey-MieterInnen, sich zu melden, 
um einen möglichst vollständigen Überblick über den Grundbe- 
sitz und die Aktivitäten von G.Frey zu gewinnen. 
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“Ausländer” 


Ein unerwünschtes Risiko 


Rassistische Diskriminierung durch Autoversicherer am Beispiel der R+V 
Allgemeine Versicherung AG, der drittgrößten Versicherung in der BRD 
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Das Thema ist nicht neu, bereits 1987/88 versuchte die Kfz-Ver- 
sicherungsbranche beim Bundesaufsichtsamt für das Versiche- 
rungswesen einen sogenannten "Balkantarif” durchzudrücken. 
Dieser wurde jedoch durch das Amt nicht genehmigt. Dies hält 
die Versicherungsbranche jedoch nicht davon ab, weiterhin vie- 
le in der BRD lebenden Menschen rassistisch zu diskriminieren. 
Am Beispiel der R+V Versicherung zeigt sich, - wir gehen davon 
aus, daß der weitaus größte Teil der Versicherungsbranche ähn- 
lich verfährt - , daß die Branche mit großer krimineller Energie 
gegen die gesetzlichen Bestimmungen verstößt. Falls eine Ver- 
sicherung sich doch überwindet, einen “Ausländer” zu versi- 
chern, geschieht dies meistens mit dem Hinweis, daß nur dann 
eine Kfz-Haftpflichtversicherung abgeschlossen wird, wenn 
auch gleichzeitig andere Versicherungsverträge (Hausrat-, Un- 
fall, Rechtschutzversicherung etc.) mit abgeschlossen werden, 
unabhängig vom Bedarf des Versicherungsnermers. 

Um die Vorgehensweise der Versicherung nachvollziehen zu 


können, ist es notwendig, sich den Abschnitt VI A.2. genauer 
anzusehen. 
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2 Zahlungsverzug ekündigt. 


Die Kfz-Haftpflichtversicherung ist gesetzlich vorgeschrieben. 
Alle Leute, die ein Fahrzeug außerhalb des privaten Grund- 
stücks ın welcher Form auch immer betreiben, ob sie es nur 


abstellen oder damit fahren, sind verpflichtet, diese Versiche- 
rung abzuschließen, bevor sie es in das öffentliche Straßenland 
einbringen. Für die Versicherungen wiederum besteht ein ge- 
setzlicher Annahmezwang. D.h., sie sind verpflichtet, allen An- 
tragstellern unabhängig von ihrer Nationalität unverzüglich die 
Doppelkarte auszuhändigen, die notwendig ist, um das Fahr- 
zeug anzumelden. Die R+V Vericherung (von der HUK haben 
wir gerade auch ein Beispiel erfahren) versucht nun diesen ge- 
setzlichen Annahmezwang dadurch zu umgehen, daß sie Leu- 
ten aus Asien, Afrika, vielen Mittelmeeranrainerstaaten, Ost- 
und Südosteuropas die Doppelkarte verweigert mit der Begrün- 
dung, daß erst die Direktion über den Antrag entscheiden müs- 
se. Da logischerweise in 99% aller Fälle die Anmeldung kurzfri- 
stig erfolgen muß, verzichtet der Antragsteller und geht zur 
nächsten Versicherung, wo ihm ähnliches widerfährt, bis er(sie) 
vielleicht doch noch eine Versicherung findet, die dann.... Ein 
Kreislauf ohne Ende. Falls es doch einmal gelingt, diese rassisti- 
sche Diskriminierung durch Zufall oder des guten Willen eines 
einzelnen Versicherungsvertreters zu. durchbrechen, wird auf 
der einen Seite der Vertreter zur Rechenschaft gezogen, und 
der Versicherungsnehmer fliegt bei der nächstmöglichen Gele- 
genheit raus. | 

Wir fänden es gut, wenn Ihr uns Material an die Hand geben 
würdet, das uns in die Lage versetzt, massiv gegen die Auto- 
versicherer vorzugehen. 


\ Antirassistische Initiative e.V. 


Antirassistische Initiative e.V. 
c/o Fabrik Osloer Str. 

Osloer Str. 12 

Tel. 030-861 94 22 


1 Berlin 65, d. 16.2.1992 


Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen 
Ludwigkirchplatz 3 

1000 Berlin 15 


Betr.: Anfrage über die Rechtmäßigkeit des Verhaltens gegen- 
über “Ausländern” bei Autoversicherern 


hier : R+V Allgemeine Versicherung AG 
Sehr geehrte Damen und Herren, 


wir bitten Sie um eine schriftliche Stellungnahme, inwieweit 
Sie aufgrund der uns vorliegenden Unterlagen, die wir Ihnen 
als Anlage übersenden, von einer rassistischen Diskriminie- 
rung von beinahe fünf Millionen Menschen in der BRD ausge- 
hen. Im Anhang, Seite 2, Tarif für Kraftfahrt-Versicherungen, 
Stand 1.7.1991 der R+V Versicherung heißt es u.a. unter V. 
Unerwünschte Wagnisse:”Keine Werbung darf erfolgen für 
Kraftfahrzeughalter ausländischer Nationalität(3.). Ebenso wür- 
de uns interessieren, wie sie den Abschnitt VI. Besondere An- 
nahmerichtlinien für unerwünschte Risiken gemäß Abschnitt 
V beurteilen. Darüberhinaus liegt uns eine handschriftliche 
Notiz eines Sachbearbeiters (Schmidt-Remy) der Filialdirektion 
Berlin der R+V vor, der sich auf die Filialdirektion der R+V 
Hannover (110) vom 21.5.90 beruft, aus der eindeutig her- 
vorgeht, daß die R+V Versicherung grundsätzlich bestimmte 
Bevölkerungsgruppen ausschließt. 


Indem wir Ihnen für Ihre Bemühungen ım voraus sehr herzlich 
danken, verbleiben wır 


mit freundlichen Grüßen 
.A. Unterschrift 
Antırassistische Initiative e.V. 


Bundesaufsichtsamt 
für das 
Versicherungswesen 


1000 Berlin 15, 

den 22. Mai 1992 
Postfach 150 280 
Ludwigskirchplatz 3-4 
Telefax (030) 8893 494 


111 5 - 5438 - A 33/92 Teletex 308 743 = BAV 


Antirassistische Initiative e.V. 
Ösloer Str. 12 


Bearbeiter/in: 
Herr Neumann 

Durchwahl: 
(030) 8893-386 


Vermittlung: 
(030) 8893-0 


W-1000 Berlin 65 


Betr.: Annahmerichtlinien der R + V Allgemeine Versicherung 
AG 


Bezug: Ihre Schreiben vom 16. Februar und 13. April 1992 


Sehr geehrter Herr Finger! 


Für Ihr Schreiben vom 16. Februar 1992 danke ich Ihnen. 


Die von Ihnen beanstandeten Annahmerichtlinien der R + V 
Allgemeine Versicherung Aktiengesellschaft sind bereits 
Gegenstand eines entsprechenden Schriftwechsels mit dem 
Unternehmen. Bitte haben Sie Verständnis dafütr, daß ich 
Ihnen als außenstehenden Dritten keine Mitteilung über die 
von mir eingeleiteten Maßnahmen machen kann. 

In der von Ihnen angesprochenen grundsätzlichen Frage der 
Diskriminierung von Ausländern ist folgendes zu bemerken: 
Nach dem in 5 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Pflichtversi- 
cherung für Kraftfahrzeughalter (PflVG) geregelten Kontrahie- 
rungszwang sind die im Geltungsbereich des PflVG zum 
Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung zugelasse- 
nen Unternehmen verpflichtet, den in $ 1 PfIVG genannten 
Personen nach den gesetzlichen Vorschriften Versicherung 
gegen Haftpflicht zu gewähren. Von Seiten des Amtes wird 
jeder Verstoß gegen den für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi 
cherung vorgeschriebenen Annahmezwang als Mißstand i.S. 
des 5 81 Versicherungsaufsichtsgesetz angesehen. 
Darüberhinaus setzt sich das Amt verstärkt dafür ein, daß 
Ausländern auch in der Fahrzeugvoll- und Fahrzeugteilversi 
cherung ein angemessener Versicherungsschutz gewährt 
wird, obwohl in diesem Bereich kein gesetzlicher Annahme- 
zwang, sondern Vertragsfreiheit besteht. Insbesondere wird 
darauf hingewirkt, daß bei der Entscheidung, ob ein Versiche- 
rungsantrag abgelehnt oder dessen Annahme von der Zah- 
lung eines Prämienzuschlages abhängig gemacht wird, nicht 
auf die Nationalität des Antragstellers, sondern ausschließlich 
auf risikoerhebliche Umstände in der Person des einzelnen 
Versicherungsinteressenten abgestellt wird. Annahmerichtlini- 
en von Versicherungsunternehmen, die in diesem Bereich 
lediglich auf das Kriterium der Nationalität abstellen, werden 
entsprechend beanstandet. 


Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 


(Unterschrift) 
Neumann 
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Vortrag anläßlich der Tagung "Gleichberechtigung für ethnische Minderheiten auf dem 
Arbeitsmarkt - Antirassistische Arbeitsmarktpolitik im Vergleich zwischen den USA, 
Großbritannien, den Niederlanden und der BRD” | 


Berlin, 13.-14. Juni 1992 


Elisabeth Robinson, Journalistin und Dozentin an der Univer- 
sität Kalifornien ın Santa Barbara. Sie betreibt eine kommuna- 
le nichtkommerzielle Rädiostation und unterrichtet StudentIn- 
nen und Einwohner von Santa Barbara in Rundfunkmanage- 
ment und Programmgestaltung. Darüberhinaus produziert sie 
Programme für Rundfunk und Fernsehen, die sich mit Rassis- 
mus in den USA, US-Außenopolitik, der "Dritten Welt” und 
Medienkritik auseinandersetzen. 

Im Herbst wird eine ausführliche Dokumentation zur Wo- 
chenendtagung "Antirassistische Arbeitsmarktpolitik im Ver- 
gleich zwischen den USA, Großbritannien, der Niederlande 
und der BRD” erscheinen, die am 13./14.6.92 im Haus der 
Kulturen ın Berlin stattfand. 


Es ist erst einen Monat her, daß ein Aufstand in Los Angeles 
seinen Widerhall in anderen Städten in den USA fand und uns 
daran erinnerte, wie wenig unser Land bei der Beseitigung des 
Rassismus oder zumindest seiner stärksten wirtschaftlichen 
und juristischen Folgen voran gekommen ist. Die Aufgabe, 
einen Bericht zu geben über die "historische Entwicklung und 
Umsetzung antirassistischer Maßnahmen auf dem Arbeits- 
markt” ist damit eine Herausforderung. Und dies umso mehr, 
wenn man heute in der Politik der USA ein Modell für Deutsch- 
land sehen will. Es muß auch gewarnt werden, weil die USA im 
Vergleich mit den meisten westlichen Ländern da schlecht 
abschneidet, wo Sozialprogramme aufgelegt werden, die die 
Konsequenzen der Armut (unabhängig von der ethnischen 
Zugehörigkeit der Betroffenen) abfedern sollen. In einem vor 
kurzem veröffentlichten Bericht des Joint Center for Political 
Studies heißt es: ” ...Die Armut in den USA war in den achtz+ 
ger Jahren weiter verbreitet, massiver und hatte längerfristige 
Auswirkungen als in Kontinentaleuropa, obwohl das Wirt- 
schaftswachstum der USA größer und die Arbeitslosenzahlen 
niedriger waren... 

..Die in den USA eingesetzten Programme für arme Frauen 
haben nur für 5% der alleinerziehenden Mütter eine Verbesse- 
rung Ihrer Lage gebracht, verglichen mit 89% in den NL, 81% in 
Schweden, 75% in Großbritannien, 50% in Frankreich, 33% in 
Deutschland und 18,3% in Kanada” (1). 

Wenn die USA heute zwar ein schlechtes Modell für die antiras- 
sistische Bewegung abgeben, gab es doch in der Vergangen- 
heit eine Reihe von arbeitsmarktpolitischen Eingriffen, die viel- 
versprechend begannen. Wir sehen heute eher fehlenden staat- 
lichen und privaten Willen, als ein Fehlen von Ideen oder Pro- 
grammen. 

Ich möchte im folgenden einige der Maßnahmen, mit denen auf 
die Arbeitsmarktpolitik Einfluß genommen werden sollte, auf- 
führen und untersuchen, wodurch sie unterlaufen wurden. Und 
obwohl eine gründliche Untersuchung rassistischer und antiras- 
sistischer Praktiken in den USA eine Betrachtung einer Reihe 
von ethnischen Communities (Latinos, Asiaten, Araber und die 
amerikanische Urbevölkerung) erforderlich machen würde, 
beziehe ich mich im folgenden überwiegend auf die schwarzen 
AmerikanerInnen. Diese Community war und ist vom Rassis- 
mus am stärksten betroffen, und es waren die Aktionen, die 
von dieser Community ausgingen, die die Institutionen zum 
Handeln gezwungen haben. 

Schon seit langem wird in den USA anerkannt, daß der Rassıs- 
mus bedeutende ökonomische Konsequenzen für das Leben 
der Schwarzen hat. Die ersten Civil Rights Acts wurden im 19. 
Jahrhundert verabschiedet, und durch den nach der Abschaf- 
fung der Sklaverei vorherrschenden Gedanken eines wirtschaft- 
lichen Ausgleichs wurden sogar Wiedergutmachungszahlungen 
geleistet. Jedoch erst 1964 kam es zu einer ersten umfassen- 
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den Bundesgesetzgebung. Das Civil Rights Act von 1964 verbot 
Diskriminierung aufgrund von "Rasse", Hautfarbe, Religion 
oder nationaler Herkunft, und führte insbesondere gleiches 
Wahlrecht, Abschaffung der Diskriminierung in Öffentlichen Ein- 
richtungen und die Aufhebung der "Rassen”trennung in den 
staätlichen Schulen ein. Zum ersten Mal gab es, durch Artikel 
VII dieses Gesetzes, ein Verbot von Diskriminierung durch 
Gewerkschaften, Schulen und Arbeitgeber, die am zwischen- 
staatlichen Handel beteiligt waren oder Geschäftsbeziehungen 
zur Bundesregierung hatten. Außerdem wurde mit dem Gesetz 
eine Instanz zur Durchsetzung des Gesetzes geschaffen, näm- 
lich die Equal Employment Opportunities Commission. Dieses 
vom Kongreß verabschiedete Gesetz wurde durch einen Exeku- 
tiverlaß Präsident Lyndon Johnsons 1967 noch verschärft, der 
sagte: “Freiheit allein ist nicht genug. Man kann die jahrhunder- 
tealten Narben nicht beseitigen, indem man sagt: jetzt bist du 
frei, geh’ wohin du willst und mach‘, was du möchtest.’” 

Es ist, so argumentierte er, erforderlich, "affırmative action” 
(Gleichstellungsmaßnahmen) einzuführen, d.h. 

" Man sollte nicht nur nicht diskriminieren, sondern die Leute 
auch darüber in Kenntnis setzen, daß man nicht diskriminiert; 
man sollte nicht nur diejenigen, die sich um eine Stelle bewer- 
ben, nicht diskriminieren, sondern auch die, die sich vielleicht 
nicht bewerben.” 

Die Gerichte legten das dann so aus, daß affırmative action 
Maßnahmen erforderlich machen, die die Konsequenzen von 
Diskriminierung beseitigen. 

Ende der sechziger und in den siebziger Jahren wurden mehre- 
re Programme eingeführt, um die anhaltenden ökonomischen 
Nachteile, die schwarze und andere Minderheiten erfahren hat- 
ten, auszugleichen. In den siebziger Jahren kamen Programme 
tür Frauen dazu. Neben dem Werben für Chancengleichheit 
wurden Berufsbildungsprogramme gestartet, die sog. Set-Ası 
de-Programme, die einen bestimmten Prozentsatz der Verträge 
mit den Kommunalverwaltungen für Firmen, die Angehörigen 
von Minderheiten gehörten, vorbehalten, und man entwarf För- 
derungspläne für die Communities. In Anerkennung der Tatsa- 
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che, daß Personen mit schlechter Ausbildung sich niemals 
erfolgreich im Wettbewerb um Arbeitsplätze behaupten kön- 
nen, wurden, als ein ganz wichtiger Aspekt, Bildungsprogram- 
me für die Vorschule bis zur Universität-initiiert. Das Head Start- 
Programm richtete sich auf die frühkindliche Förderung; weiter- 
führende Programme, wie das Upward Bound-Programm eröff- 
nete SchülerInnen von Oberschulen den Zugang zu Colleges 
und Universitäten; und die Einrichtungen höherer Bildung rekru- 
tierten aktiv und zunehmend mehr schwarze SchülerInnen und 
StudentInnen und stellten ihnen finanzielle Förderung zur Verfü- 
gung. 

Tatsächlich hatten alle diese Programme Erfolg, d.h. sie verbes- 
serten für die Schwarzen den Zugang zum Arbeitsmarkt, qualıfi- 
zierten sie weiter und vergrößerten ihre Aussichten auf eine 
akademische Karriere. Und eine Zeitlang schien es, als könne 
die ökonomische Kluft zwischen schwarzen und weißen Famili- 
en überbrückt werden. 

Gegen Ende der achtziger Jahre kam es jedoch zu einer Um- 
kehr dieses positiven Trends. Warum? Nun, darauf gibt es meh- 
rere Antworten. 

Zunächst einmal boten die erwähnten Programme fast immer 


zu wenig von dem, was sie bieten sollten. So erhielt zum Ber 
spiel Southern Central Los Angeles mit einer Bevölkerungszahl 
von mehreren hunderttausend Menschen, überwiegend 
Schwarze und Latinos, nach Aussagen von Cynthia Hamilton 
1965 folgende Unterstützungsleistungen: 

Das Job Corps hatte für 363 Jugendliche ein Berufsausbil- 
dungsprogramm angeboten; die Neighborhood Youth Corps 
boten 1.500 Jugendlichen Teilzeitarbeit in Southern Central Los 
Angeles; Das Neighborhood Adult Participation Project bot 400 
Menschen Arbeitsplätze; das Arbeitsministerium hatte Youth 
Opportunity Centers eingerichtet, für die Jugendberatung in 
benachteiligten Bezirken und zur Hilfestellung bei der Arbeitssu- 
che für Jugendliche ... So wertvoll diese Arbeitsplätze auch 
waren, so wenig waren diese Programme und Initiativen im prı 
vaten Sektor in der Lage, die Arbeitslosigkeit in der schwarzen 
Community zu mildern; die Rate blieb bei 26% ...(3) 

Sie führt aus, daß ehrgeizigere Projekte, wie z.B. eine staatli- 
ches Beschäftigungsprogramm, das 50.000 Arbeitsplätze in 
Kalifornien schaffen sollte, wiederholt von der Industrielobby 
bekämpft wurden, die nicht bereit war, die Konkurrenz durch 
staatliche Beschäftigungsprogramme hinzunehmen. 

Aus welchen Gründen auch immer: dieses Muster von man- 
gelnder Unterstützung war auch für die Ausbildungsprogramme 
kennzeichnend. Head Start z.B., ein außerordentlich erfolgrei- 
ches Programm zur Vorbereitung von Kindern auf die Grund- 
schule, stand nie mehr als 50% der teilnahmeberechtigten Kin- 
der offen. Aktuell profitiert nur noch ein Viertel der berechtigten 
Kinder von diesem Programm. 

Zweitens haben die US-Regierungen unter Ronald Reagan und 
George Bush in den letzten 12 Jahren all diese Programme 
aktiv unterlaufen. Mary Francis Berry, Professorin für Jura und 
Geschichte und Mitglied der US Commission on Civil Rights 
beschreibt Reagans Politik 1983 wie folgt: 

"... Wir sind konfrontiert mit einer Regierung, die glaubt, sie sei 
1980 gewählt worden, um die Rolle der Regierung bei der 
Steuerung der Wirtschaft zu reduzieren, die Umverteilung der 
Steuerlast zu Gunsten der Personen und Unternehmen mit 
höheren Einkommen vorzunehmen und die Sozialausgaben im 
Haushalt zu kürzen, damit die Armen in ihrer Armut sich selbst 
helfen können ... Sie haben die Inflation abgebaut durch die 
uralte Taktik der Schaffung von Arbeitslosigkeit ... Sie haben 
erfolgreich die Zunahme von Hilfsprogramme ohne Barhilfe für 
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die Armen, wie z.B. Lebensmittelmarken und Gesundheitsver- 
sorgung, gestoppt; und sie haben den Ausbau von staatlicher 
Hilfe für Ausbildungsprogramme für die Bedürftigen einge- 
stellt...” (4) 
Acht Jahre später weist Andrew Hacker darauf hin, daß diese 
Regierungen den Rassismus auf der Jagd nach Wählerstimmen 
eingesetzt haben: 

“... Ronald Reagan und George Bush haben einen Sozialvertrag 
gebrochen, der von allen Republikanischen Präsidenten, ein- 
schließlich von Richard Nixon, eingehalten worden war ... Die 
meisten konservativen Politiker sind in ihren Positionen zur Ras- 
senfrage recht vorsichtig gewesen, in dem Bemühen, eher er 
nen brüchigen Frieden zu wahren, als Animositäten zu schüren. 
Ronald Reagan und seine Berater fühlten sich dieser Haltung 
nicht verpflichtet.” "Reagan hat eine durchaus neutrale Sprache 
gefunden” [schreiben Thomas und Mary Edsell], "die die 
Wähler am Punkt der rassebefrachteten Themen polarisierten, 
indem sıe "kodierte Symbole’ einsetzten, wıe Wohlfahrtsbetrü- 
ger’ und 'Zwangsbusse‘." (5) 

Hacker schreibt, daß diese Taktık sıch durchsetzen konnte und 
wırksam war, weıl es eine erneute Zunahme des Rassismus 


gab, teils als Reaktion auf die Gleichstellungsprogramme, die 
die Privilegien der Weißen bedrohten, teils als Folge einer 
zunehmenden Erosion des Status der weißen Mehrheit; und 
ganz sicher auch, weil "Rasse zu einem bedeutenden Keil wur- 
de, der sich zwischen das, was überwiegend die wirtschaftli- 
chen Interessen der Armen, der Arbeiter und der unteren Mit- 
telschichten in ihrer traditionellen liberalen Koalition waren, 
schob”. (6) 

Wir müssen festhalten, daß diese Rhethorik begleitet wurde 
von einem Rollback der Unterstützung für Gleichstellungspro- 
gramme und andere soziale Maßnahmen. Gleichzeitig fällten 
konservative, von Reagan benannte Richter eine Entscheidung 
nach der anderen, die die Bürgerrechtsgesetzgebung aushöhlte 
und die juristischen Präzedenzfälle der vorhergehenden 20 Jah- 
re zurücknahmen. 

Betrachten wir den Rassismus als ein politisches Werkzeug da- 
her etwas genauer. Warum wurde er gebraucht? Cynthia Hamil- 
ton erklärte kürzlich, daß George Bush Ölmagnat und nicht Poli- 
tiker war, d.h. daß die Politik nicht sein Feld war und er sich ihr 
nicht verpflichtet fühlte. (7) Sein Interesse war, wie das seiner 
Vorgänger, der Dienst für und die Bereicherung einer sehr klei- 
nen ‚Elite in diesem Land und anderswo. Lange Zeit wurde ge- 
sagt, die achtziger Jahre wären vor allen Dingen ein Ausdruck 
der Politik der Gier. Der Beweis für diese These findet sich in, 
der New York Times vom 5. März 1992, in einem Artikel, ın 
dem es heißt, daß 1% der amerikanischen Familien 60% des 
neuen, während des Wirtschaftsbooms in den achtziger Jahren 
erzielten Reichtums eingesteckt haben. Die unteren 80% erziel- 
ten nur einen Gewinn von 6%, und bei 40% der Familien am 
unteren Ende der Skala ist sogar ein Einkommensrückgang fest- 
zustellen. Das Durchschnittseinkommen für die obersten 1% 
stieg von US $ 315.000,— pro Jahr auf US$ 560.000,— pro 
Jahr. Die unteren 20% mußten einen Einkommensrückgang 
von ca. US $ 9.100,— auf US $ 8.400,— hinnehmen..(8) Die ras- 
sistische Rhetorik der Reagan- und Bush-Regierungen diente 
zur Ablenkung von diesem enormen Kapitaltransfer, der statt- 
fand. Der tief verwurzelte Rassismus, der diese Gesellschaft 
durchdrungen hat, machte die Menschen gegenüber dieser 
Rhetorik aufnahmebereit. 

Die Konsequenzen dieser zwölf Jahre Gier waren nirgends stär- 
ker spürbar als in den Innenstädten. Hamilton erinnert daran, 
dal das Südzentrum von Los Angeles, wo fast außschießlich 
Schwarze und Lätinos leben, “... eine große Wüste ist, mit 
wenig Arbeit, ohne Industrie, nur wenigen funktionierenden 
Dienstleistungsangeboten. Dort findet sich der größte Prozent- 
satz von Obdachlosen in L.A. ... Nur 3,6% des gesamten 
Bodens... wird für die Industrie genutzt...Seit 1971 haben mehr 
Industriebetriebe das südliche Zentrum verlassen, als sich dort 
angesiedelt haben...” (9) 

Diese Bedingungen in L.A. sind keine Ausnahme. Die Chicago 
Sun Times berichtete, daß 80% der Bezirke der Stadt in den 
achtziger Jahren einen enormen Anstieg der Armut erlebt 
haben, wobei in den ärmsten Stadtvierteln der Prozentsatz der 
Armen zwichen 60 und 72% schwankt. Ungefähr 85% der Kin- 
der in diesen Stadtvierteln leben in Armut. (10) 

New York City, das Zentrum des amerikanischen Kapitalismus, 
weist gegenwärtig eine Armutsrate von 25,2% auf, wobei der 
Prozentsatz bei Schwarzen 33% und bei Latinos 43% beträgt. 
Und dies sind sogar noch konservative Sätze, da die offizielle 
Armutsgrenze landesweit bei US $ 13.359,— für eine vierköpfi- 
ge Familie liegt, ein Betrag, der kaum angemessen ist ange- 
sichts der Mietpreise in New York. (11) Die Statistiken in Detro- 
it, der ehemaligen Metropole der Autoindustrie sind noch düste- 
rer: Die Stadt weist, nachdem ein Großteil der Industrie nicht 
mehr existiert, einen Rückgang des Durchschnittseinkommens 
um 20% auf und eine Armutsrate von 32,4%. In den reichen 
Vororten ist gleichzeitig ein Anstieg der Durchschnittseinkom- 
men von bis zu 48% festzustellen. 

Vor diesem Hintergrund müssen wir die Unruhen in L.A. sehen. 
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nannte, in de- 


n 


Die Beteiligten waren überwiegend Schwarze und Latinos, aber 
auch eine recht hohe Zahl von Weißen. Sie beteiligten an dem, 
nen sich die Verarmten in L.A. ihre Wirtschaft zurückerobert ha- 


ben. Er schreibt: “Präsident Bush bezeichnete die Rebellen als 
Rowdies und behauptete, die Aufstände seien der Beweis da- 
Nach 12 Jahren einer ultrarechten Usurpation der Macht und 
des öffentlichen Diskurses der Trivialisierung der Armut und der 
Obdachlosigkeit durch die Reagan-Regierung; der Umwandlung 


für, daß die liberalen Reformen gescheitert seien. Aber es ist sı- 
cherer, daß die Armen, verängstigt und demoralisiert waren... 


was Cedric Robinson “Konsumgüteraufstände 
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des Obersten Gerichtshofes, dem höchsten Gericht des Lan- 


d, Polizei und 


Sozialprogramme, die ın 


den sechziger Jahren eingeführt worden waren. Das Civil 
Bildungssektor gab den Men- 


tieren. Sie waren mit dem Kapitalismus ın seiner deutlich- 
schen ein Gefühl für die Möglichkeiten, die es geben könnte, 
wenn der Wille dazu da wäre. Die Aushöhlung genau dieser 


sten Form konfrontiert: Macht und Wohlstan 


waren die Rebellen nicht mehr in der Lage, eine einfache 
Eigentum.” (12) 


rassistische Erklärung für ihre amerikanischen Erfahrungen zu 
hts Act von 1964 und die darauf folgenden Interventionen 
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des, in ein Instrument der Reaktion und Ungerechtigkeit; dem 


Spektakel um die heuchlerische Militarisierung der Außenpoli- 


Diese Wut war auch zum Teil Folge der 
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de Funke fehlte. 


ührte dann daher zu einem tiefen Gefühl des Be- 
So möchte ich abschließend noch einmal warnen: Antırassisti- 


wodurch L.A. und andere Städte zu Sprengstoff 
sche Maßnahmen sollten nicht leichtherzig unternommen wer- 
den, und nicht ohne bedeutende politische und wirtschaftliche 


Unterstützung. Das Vermächtnis des Rassismus ist hier und in 
den Vereinigten Staaten groß, und es wurde immer als ein 
Werkzeug im Interesse weniger eingesetzt. Ich könnte mır vor- 


wurden, dem nur noch der zünden 
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stellen, daß eine ähnliche Wut immer wieder entstehen kann, 
wenn soziale und wirtschaftliche Maßnahmen ergriffen werden, 


die auf ähnliche Weise unterlaufen werden. 
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Los Angeles 


“Die Mehrheit der Beteiligten 
bezeichnet es als eine Rebellion” 


Mike Davis ist Politökonom und Historiker und lehrt Stadttheo- 
rıe am Southern California Institute of Architecture. Er ist Autor 
von "Phönix im Sturzflug” und von “City of Quartz: Excavating 
the Future of Los Angeles” (London/New York 1990). 

Das "Covert Action Information Bulletin” erscheint vierteljähr- 
lıch, Jahresabos in der BRD kosten 30 US-Dollar. Adresse: 
Covert Action, 1500 Massachusetts Ave NW, Room 732, Was- 
hington, DC 20005. Im vergangenen Jahr erschienen Schwer- 
'punkthefte über “Rassismus und der Nationale Sicherheits- 


staat”, Aufstandsbekämpfung durch “humanitäre” US-Agentu:- 


ren und 500 Jahre indigener Widerstand. 

Das im folgenden dokumentierte Interview erschien im Mai die- 
ses Jahres in der Nummer 41 der US-amerikanischen Zeitschrift 
“Covert Action Information Bulletin” und ist im Original etwa 
doppelt so lang. Es wurde übersetzt, bearbeitet und mit Anmer- 
kungen versehen von Michael Hahn. 


Covert Action Information Bulletin: Was geschah in Los 
Angeles? War es ein Riot, ein Aufstand oder eine Rebellion, 
und warum würdest Du es wie bezeichnen? 

Mike Davis: Die Mehrheit der Beteiligten, besonders die Ju- 
gendlichen, die angefangen haben, bezeichnen es als eine 
Rebellion. Als ich Mitte Mai auf einem Treffen der Crips und 
Bloods in Inglewood (1) war, wurde es als “Sklavenrebellion” 
bezeichnet. Jedenfalls kannst Du die Ereignisse nicht auf einen 
einzigen Kern reduzieren. L.A. war eine soziale Revolte mit drei 
wichtigen Dimensionen. Es war ein revolutionärer, demokrati- 
scher Protest, charakteristisch in der afro-amerikanischen Ge- 
schichte immer dann, wenn Forderungen nach Gleichberechti- 
gung von den wesentlichen Institutionen erstickt wurden. Zu- 
gleich war es ein großer postmoderner Brot-riot, ein Aufstand 
nicht einfach aller Armen, sondern besonders von denjenigen 
Schichten der Armen in Südkalifornien, die am schlimmsten von 
der Rezession betroffen sind. Und drittens war es ein Konflikt 


u u u u 


zwischen ethnischen Gruppen, besonders die systematische 
Zerstörung und Entwurzelung von koreanischen Geschäften in 
den schwarzen Vierteln. 

Welche Unterschiede und Gemeinsamkeiten gab es zwi- 
schen 1965 (dem Aufstand in Watts in Süd-L.A., M.H.) und 
1992? 

Die Staatsanwaltschaft versucht, das Ganze als Aktion kriminel- 
ler Randgruppen darzustellen. Das klingt wie die regierungsoffi- 
zielle McCone-Kommission von 1965 zur Untersuchung von 
Watts, die behauptete, es gäbe keine echten Ursachen, auf die 
Straße zu gehen. Nachdem der McCone-Bericht veröffentlicht 
worden war, haben allerdings Leute von der Uni ausführliche 
Untersuchungen angestellt. Sie fanden heraus, daß der Watts- 
Aufstand alles andere als eine Aktion krimineller Randgruppen 
war, die Rebellion 1965 war extrem populär. Mindestens 22000 
Leute waren aktiv an den Plünderungen, Brandstiftungen und 
Kämpfen gegen die Polizei beteiligt. Weitere 50-60.000 Leute 
waren auf der Straße und haben sıe angefeuert. Also waren ins- 
gesamt etwa 75.000 Leute beteiligt. 

Ich würde sagen, daß mindestens doppelt so viele an der jetzi- 


Interview mit Mike Davis 


gen Rebellion beteiligt waren, wahrscheinlich in einem ähnli- 
chen Verhältnis zwischen Aktiven und Passiven. Von den ersten 
5.000 Verhafteten waren 52% Latinos, und nur 33% Schwarze. 
(2) Deswegen ist es klar, daß es ebensosehr eine Latino-Rebel- 
lion war wie eine schwarze Rebellion, was Plünderungen und 
einen Teil der Brandstiftungen angeht. Um das zu verstehen, 
mußt Du begreifen, wie ernst die gegenwärtige ökonomische 
Krise in L.A. ist. Da gibt es eine klare Beziehung, die von den 
Massenmedien aber fast nie hergestellt wird. Was zu diesem 
Ausbruch geführt hat, sind nicht allgemeine strukturelle Ten- 
denzen, sondern spezifische ökonomische Bedingungen: Wir 
befinden uns hier in Südkalifornien in der schlimmsten Rezessi- 
on seit den 30er Jahren. Aber die Medien berichten nur über ar- 
beitslose Flugzeug-Techniker. (3) 

Nach zwei Jahren Rezession hat sich die Arbeitslosigkeit in den 
Einwanderungsvierteln L.A.'s verdreifacht. An Weihnachten 
warteten mehr als 20.000 Menschen (überwiegend Latino-Frau- 
en und Kinder) die ganze Nacht in der Kälte, um einen kostenlo- 
sen Truthahn und eine Decke von Wohltätigkeitseinrichtungen 
abzuholen. Ein weiteres Barometer der Verzweiflung sind die 
rapide anwachsenden Obdachlosenkolonien am Zementflußbett 
des L.A.-River, wo die Leute mit Abwasser kochen und sich 
darin waschen müssen. . 

Wie Watts 1965 müssen auch L.A. 1992 und die möglichen Fol- 
ge-Rebellionen als Aufstände gegen ein unerträgliches politisch- 
ökonomisches System verstanden werden. Selbst die "Los An- 
geles Times”, der wichtigste Vorjubler für die “World City 
L.A.”, muß inzwischen zugeben, daß die "Globalisierung von 
Los Angeles eine vernichtende Armut für diejenigen mit wenig 
Fähigkeiten und Ressourcen” produziert hat. Die strukturelle 
Krise der "gemeinsamen Wohlstandssphäre” Japan-Kalıfornıen 
droht die Klassenwidersprüche in Konflikte zwischen ethni- 
schen Gruppen zu übersetzen. Kulturell spezifische "ZWwI- 
schenhändler"-Gruppen laufen Gefahr, daß sie als die Verkörpe- 
rung der unsichtbaren Hand gesehen werden, die den örtlichen 
“communities” ihre wirtschaftliche Autonomie entzogen hat. 
Im Fall von L.A. war es das koreanische Alkoholgeschäft an der 
Straßenecke, das als Symbol der verhaßten "Neuen Weltord- 
nung” gesehen wurde, und nicht die wolkenkratzenden Kon- 
zern-Festungen Im Stadtzentrum. (4) 

Die Rezession ist besonders schlimm für die neuesten Immi- 
grantiInnen aus Mexiko und Zentralamerika. Deswegen haben 
die schwersten Plünderungen außerhalb der schwarzen Gebie- 
te in der überwiegend mexikanischen östlichen Hälfte von 
South Central L.A. stattgefunden und in zentralamerikanischen 
Vierteln wie Hollywood und McArthur Park. 

Viele Leute aus Zentralamerika, die im Kriegszustand leb- 
ten, wissen, daß Du sofort zugreifen mußt, sobald es in 
einer solchen chaotischen Situation eine Gelegenheit gibt, 
an Lebensmittel heranzukommen. Du kannst nie wissen, 
wie lange das Chaos dauern wird, und Du und Deine Fami- 
lie können in der Zwischenzeit verhungern. 

Genau. Ich habe diese Plünderungen in mehreren Gebieten 
sehr genau beobachtet und habe Stunden unter den Plündere- 
rInnen zugebracht. Es gab natürlich eine große Begeisterung für 
Turnschuhe, aber besonders im McArthur Park-Viertel haben 
sich die Leute Grundnahrungsmittel besorgt. Ich habe Leute 
plündern gesehen und habe dann beobachtet, wie sie eine 
Autoladung von Lebensmitteln und Windeln unter ihren Nach- 
barlnnen verteilt haben. 


Plündern erwischt wurde. 


Zweifellos gab es auch Gelegenheitsplünderungen (Yuppies in 
BMWs und eine ganze Bandbreite von Leuten), aber die Haupt- 
schubkraft war die Notwendigkeit von Verbrauchsgütern Viele 
Leute konnten drei oder vier Tage lang keine Dinge wie Milch 
Windeln oder Brot mehr kaufen. Die Elektrizität war ausgefal- 
len, und die Lebensmittel verdarben. Die Leute wollten nicht 
sondern waren gezwungen zu plündern. 
Welche Folgen hat der Aufstand für Zentralamerikanerln- 
nen gehabt? Hat die INS (Einwanderungsbehörde, M.H.) die 
Gelegenheit ausgenützt? Gab es Abschiebun — .H. 

Lan Non Einem Sehr frühen Ze sunke ah wurde die 
Repression von Bundesebene aus ausgeübt. Zwei Tage nach 
Beginn der Rebellion strömten 1.000 INS- und reropoleisten 
(z.T. aus Texas eingeflogen) in die Viertel und errichteten eine 
Kommandozentrale. Sie haben bereits fast 700 Leute abgescho- 
ben. (5) Die Massenverhaftungen haben Familien auseinander- 
gerissen und Schrecken in den zentralamerikanischen Vierteln 
verbreitet. Viele der Verhafteten waren Tagelöhner, die an den- 
selben Stralsenecken wie immer standen. Selbst ein 14jähriges 
geistesbehindertes Mädchen wurde nach Mexiko abgescho- 


ben. In direkter Verletzung der städtischen Regelungen unter- 


stützte die LAPD (Los Angeles Police Department, M.H.) direkt 
die INS und die Grenzpolizei. INS-Agenten urdenIn LAPD- 
Autos herumgefahren, angeblich als Übersetzer 
Es ist eindeutig, daß INS und Grenzpolizei den Aufstand dazu 
benützen, Leute in den Vierteln einfach "auszufegen". Sie ha- 
ben die Gelegenheit nicht nur dazu genutzt, eine große Anzahl 
von Leuten abzuschieben, sondern auch um Furcht zu verbrei- 
ten. Es ist eine Schreckensherrschaft. j 
Dies wurde mit politischen Angriffen ergänzt, nicht nur gegen 
die schwarze Bevölkerung, sondern zu einem überraschenden 
Ausmaß auch gegen ZentralamerikanerInnen. Die US-Bundes- 
anwaltschaft behauptete sehr früh, daß ein Drittel der Verhafte- 
ten Illegale EinwanderInnen seien. Obwohl diese Zahl schlicht 
und einfach nicht stimmt, wurde sie von allen rechten Politike- 
rInnen breitgetreten. Selbst manche angeblich liberalen Chica- 
no-PolitikerInnen versuchten, sich von den Latino-Plünderungen 
zu distanzieren. (6) Obwohl viele Tausende mexikanische Immi- 
grantInnen daran teilnahmen, versuchten manche dieser Politi- 
kerinnen, die Schuld auf SalvadorianerInnen abzuwälzen, die 
Flüchtlinge seien, und keine "richtigen EinwanderInnen”, wie 
die MexikanerInnen. 
Wem nützt und wem schadet ein Aufstand wie in L.A.? 
Nach Watts 1965 entstand die Black Panther Party, aber 
wurde anschließend durch massive Repression zerschla- 
gen. Siehst Du eine ähnliche Entwicklung? 
Diese Rebellion wird sehr gemischte Folgen haben. Auf der gut- 
en Seite wurden die Banden weiter politisiert. Politisches Be- 
wußtsein hat schon immer existiert in dem Sinn, daß viele mit 


21 


Ein Polizist führt einen festgenommenen Jungen ab, der in einem Spielzeuggeschäft beim 


schwarzer nationalıstischer Ideologie sympathisier- 
ten und die unerbittliche Logik des Bandenkriegs ver- 
standen, der immer destruktiver wurde. Aber bis zur 
Rebellion gab es nie eine Möglichkeit zu einem er- 
sten Schritt, um den Teufelskreis zu durchbrechen. 
Die Rebellion bot diese Möglichkeit, und was wir 
seither gesehen haben, ist erstaunlich. Es gab Ver- 
sammlungen von Hunderten von Crips- und Bloods- 
Mitgliedern, 500, 600, 700 auf einmal. Selbst wenn 
der Waffenstillstand zusammenbrechen sollte, ist es 
für viele nicht mehr "in”, Bandenmitglied zu sein. 
Jetzt ist es gewissermaßen “in”, Befreiungskämpfer 
zu sein. 

Verschiedene "einheimische" Gruppen haben die- 
sen Politisierungsprozeß beeinflußt. Es gibt alte Ban- 
den-"Veteranen”, die im Gefängnis und anderswo 
politisiert wurden und eine Art von revolutionärer 
schwarzer Politik nach den Panthern verkörpern. 
Auch die Nation of Islam ist sehr wichtig (Louis Far- 
rakhan ist wahrscheinlich die einzige Person auf 
nationaler Ebene, die von den Jugendlichen einigermaßen be- 
achtet wird). (7) Die Nation of Islam spielte eine sehr konstrukti- 
ve Rolle in der Förderung des Banden-Friedens. Aber die wis- 
sen auch, daß sie Angriffsziel sind, und daß Provokationen aus- 


geübt werden. 
Gibt es Beispiele von Polizeiunterwanderung in die Banden 


oder von Provokateuren? 

Eine der Hauptkritiken aus dem Establishment an dem Verhal- 
ten der Polizei zielt auf das Versagen des LAPD, das Ausmaß 
der Rebellion oder das Zusammenkommen der Banden vorher- 
zusehen. Sowohl Willie Williams (neuer LAPD-Chef), als auch 
der ehemalige FBl- und CIA-Chef William Webster (Vorsitzender 
der Kommission zur Untersuchung des Polizeiverhaltens wäh- 
rend der Rebellion) haben betont, es sei vorrangig, den Erken- 
nungsdienst der Polizei zu verbessern. Das wird weniger auf 
verdeckte Ermittlungen gegen die Banden herauslaufen, als 
vielmehr auf eine rücksichtslose Eskalierung gegen kleine Dro- 
genverbraucherlnnen, die mit Bandenmitgliedern befreundet 
oder verwandt sind. 

Eine der billigsten Methoden, massenweise Spitzel zu produzie- 
ren, ist der sogenannte “umgekehrte Einkauf”. Die Polizei spielt 
Drogenverkäufer, um Kunden in die Falle zu locken. Diese Kun- 
den können dann wählen, ob sie in den Knast gehen oder Spit- 
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zel werden wollen. 
In der Zwischenzeit versuchen das LAPD und die Sheriffs (8) 


alles mögliche, um den Einigungsprozeß der Banden zu stören. 
Mit verschiedenen Vorwänden haben sie jede Massenver- 
sammlung angegriffen und unzählige Jugendliche verhaftet, 
meistens wegen Kleinigkeiten. Die Banden weigern sich aller- 
dings, sich in gewaltsame Konfrontationen mit der Polizei hin- 
einziehen zu lassen. (9) Sie verhalten sich klug, konzentrieren 
sich auf Vereinheitlichung. Diese Reaktion macht natürlich die 
Polizei rasend, die nichts so sehr zu fürchten scheint wie eine 
Einheit der Banden. 

In L.A. haben wir gesehen, wie Polizei und Regierung ein 
hohes Niveau von Informationssammlung und Repressi- 
onstechnologie verwenden. Welche Rolle hat diese Hoch- 
entwicklung gespielt, und was können wir in Zukunft er- 
warten? 

Die auf die Rebellion folgenden Massenverhaftungen beruhten 
auf den vereinten Datenverarbeitungskapazitäten des FBl und 
der örtlichen Polizeien. Die umfassenden Dateien über schwar- 
ze und Latino-Jugendliche, die das LAPD und die Sheriffs 


Festgenommene schwarze Jugendliche in Los Angeles‘ 
während des vergangenen Jahrzehnts angelegt haben, wurden 
durch FBlI-Sachverständige in Sachen Video- und Foto-Analyse 
noch verbessert. (10) 

Es ist jetzt klar, daß es eine der Hauptfunktionen der "Anti-Ban- 
den”-Schleppnetze (z.B. der “Operation Hammer” des LAPD 
(11) war, Daten über praktisch alle jungen schwarzen Männer in 
der Stadt zu sammeln. Es werden nicht nur Daten über diejeni- 
gen gespeichert, die verhaftet werden, sondern umgekehrt, 
Leute werden vorübergehend festgenommen aus dem einzigen 
Grund, neue Daten erheben zu können. 

Wegen der Massenverhaftungen ist die Bandendatei des LAPD 
und der Sheriffs in den letzten fünf Jahren von 14000 auf 
150000 Akten angewachsen. Diese Anhäufung erlaubte dem 
Staatsanwalt die übertriebene Behauptung, daß 47% aller jun- 
gen schwarzen Männer im Landkreis L.A. aktive Bandenmitglie- 
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der seien. Diese Akten werden selbstverständlich nicht nur da- 
zu verwendet, Verdächtige zu identifizieren, sondern sie sind 
eine richtige "schwarze Liste” geworden (mit der die Jugendlr 
chen erpreßt werden können, M.H.). Z.B. kann unter dem kalı- 
fornischen "Gesetz zur Bekämpfung und Prävention des Stras- 
senterrorismus” schon die Mitgliedschaft ın einer Bande zum 
Straftatbestand werden. Die Mitgliedschaft wird angeblich da- 
mit bewiesen, daß jemand in der Banden-Datei gespeichert ist. 

Die großangelegten Operationen nach Mitternacht, ausgeführt 
von Polizei und Nationalgarde, basieren auf zwei Grundlagen: 
auf den “We Tip"-Telefonnummern, die angeblich eintausend 
nützliche Hinweise über PlündererInnen und Brandstifterinnen 
eingebracht haben, und natürlich auf den Banden-Dateien der 
Polizei. Unter dem Vorwand, nach gestohlenem Eigentum zu 
suchen, suchen FBl-Agenten nach den Tausenden von gestoh- 
lenen Schußwaffen. Dabei sind sie nicht sehr erfolgreich, auch 
nicht bei der Suche nach den 400 Poliızeiuniformen (die bei der 
Plünderung einer kommerziellen Wäscherei gestohlen wurden, 
M.H.). 

In meiner Nachbarschaft am Rande des zentralamerikanischen 


MeArthur Park-Viertels durchkämmten sie das ganze Viertel, 
klopften an die Türen und gingen einfach rein. In manchen Fäl- 
len wurden Leute verhaftet, die in ihren Wohnzimmern saßen 
und nicht in der Lage waren, eine Quittung für ihren Fernseher 
oder ihre Couch vorzulegen. 

Ich denke, daß L.A. mit Belfast oder der Westbank vergleichbar 
werden wird, wo Polizeifunktionen in vollständige Aufstandsbe- 
kämpfung (oder "Low Intensity”-Kriegsführung, wie es das MIı- 
litär nennt) verwandelt worden sind, gegen eine ganze soziale 
Schicht oder ethnische Gruppe gerichtet. Das bedeutet, daß 
praktisch jedes Mitglied einer "terroristischen” Bevölkerung auf 
die eine oder andere Art von der Polizei “verwaltet” wird: ent- 
weder durch buchstäbliches Einsperren, oder durch neues Be- 
schränkungen der Bewegungs- und Versammlungsfreiheit. Die 
Folge ist so, als ob ein permanenter Kriegsrechtszustand über 
bestimmte Viertel verhängt worden wäre. 

In L.A. haben die Gerichte sehr bereitwillig der Polizei erlaubt, 
heimlich die Autos von Verdächtigen mit Minisendern zu verse- 
hen (um ihre Bewegung elektronisch überwachen zu können, 
M.H.). Die Vorstellung ist nicht besonders weit hergeholt, daß 
in ein paar Jahren alle, die auf Bewährung draußen sind, auf ir- 
gendeine Art unter elektronischer Rund-um-die-Uhr-Überwa- 
chung gehalten werden. Wir werden bald sehen, daß die Polizei 
über die Technologie verfügt, eine Art “elektronisches Arm- 
band” (12) über ganze soziale Gruppen zu verhängen. Das wird 
den Trend verstärken, daß bestimmte Stadtviertel praktisch zu 
Gefängnissen unter freiem Himmel werden. 

Wie haben die örtliche und die Bundesebene zusammenge- 
arbeitet und welche Rolle spielen das FBI und das Justice 
Department? 

Dies ist die schwerste innerer Repression seit der Nixon-Ära 
(1969-1974, M.H.) und sie wurde innerhalb von 48 Stunden auf 
die Bundesebene übertragen. Die Bundesregierung hat die Ini- 
tiatıive ergriffen, um L.A. zum Beispiel ihrer militarisierten Neu- 
en Städtischen Ordnung zu machen. Manche Aspekte der Re- 
pression in L.A. erinnern an die schlimmste "Fließband"-Justiz, 
die die Aufstände in den 60er Jahren begleitete. Aber andere 
Aspekte, vor allem die größere Rolle der Bundesregierung, stel- 
len eine neue Ebene der städtischen Aufstandsbekämpfung 
dar, sowohl im Ausmaß der Verhaftungen als auch in den 
durchgängigen "UÜber-Anklagen”. 
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Umwerfen eines Polizeiwagens 


Zum Beispiel wären die meisten Plündernden normalerweise 
wegen Diebstahls angeklagt worden. Seit dem Aufstand jedoch 
wurden die meisten wegen Einbruchs angeklagt. Sie müssen 
jetzt mit zwei- oder dreijährigen Gefängnisstrafen rechnen, an- 
stelle einer Geldstrafe. Gleichzeitig werden die Leute, die die 
Ausgangssperre verletzt haben (viele davon sind Obdachlose 
oder spanischsprechende Immigrant!nnen, die von der Aus- 
gangssperre nichts wußten), nur gegen 8.000 Dollar Kaution 
freigelassen, eine astronomische Summe für solch eine gering- 
fügige Gesetzesverletzung. Dies wird noch verlogener dadurch, 
daß die offiziell über die ganze Stadt verhängte Ausgangssperre 
nur in den “Minderheiten"-Vierteln durchgesetzt wurde. Ich ha- 
be Belege dafür, daß in der vierten Nacht eine Gruppe von städ- 
tischen Anwältinnen eine wilde Party weit in die Ausgangssper- 
re hinein veranstalteten. Am Montagmorgen dann sind sie vor 
Gericht erschienen und haben 30tägige Strafen für die wegen 
der Ausgangssperre Verhafteten gefordert. 

Auch wenn solche Sachen zum Kotzen sind, sind sie nichts 
Neues. Aber die Rolle der Bundesregierung hat dem noch min- 
destens drei neue und verhängnisvolle Elemente hinzugefügt. 


Erstens haben wir die innenpolitische Version der Schnellen. 


Eingreiftruppe zu sehen bekommen. Wir können annehmen, 
daß von jetzt an die Eliteeinheiten von Armee und Militär 
schnell in jeden größeren städtischen Unruheherd geschickt 


werden, und nicht nur als letzte Notlösung, wie z.B. 1967 in 
Detroit. Zweitens wurde das militärische Eingreifen von einem 
noch nie dagewesenen massiven Einsatz von allen Abteilungen 
der Bundessicherheitskräfte begleitet, einschließlich des FBl, 
der Drogenpolizei, Grenzpolizei und des Bureau of Alcohol, Tob- 
acco and Firearms. 

Werden die Ereignisse in L.A. Auswirkungen auf die kom 


‚ menden Präsidentschaftswahlen haben? 


Eindeutig. George Bush wird sich als der Präsident darstellen, 
der die Truppen nach L.A. geschickt hat, und die Bundesanwalt- 
schaft gleich hinterher. Er wird dem Land erzählen, daf3 nur ein 
republikanischer Präsident in der Lage ist, die (kleinbürgerlichen 
weißen, M.H.) Vorstädte zu beschützen und für Gesetz und 
Ordnung zu sorgen. 
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Anmerkungen: 


1) Crips und Bloods sind die beiden wichtig- 
sten Netzwerke von rivalisierenden Banden ın 
L.A.; Inglewood ist ein mehrheitlich von 
Schwarzen bewohntes Viertel am Stadtrand 
von L.A. 
2) Nach Polizeiangaben wurden insgesamt 
18.807 Menschen verhaftet (Washington Post, 
20. Mai 1992). 
3) Südkalifornien ist das Zentrum der Militär-, 
| Flugzeug- und High-Tech-Branchen in den 
USA. Die Region um L.A. war in den 80er Jah- 
ren von einem beispiellosen Boom gekenn- 
zeichnet, der auf den massiven Aufrüstungs- 
SM programmen Jimmy Carters und Ronald Rea- 
gans beruhte. 

_— 4) Diese drei Absätze stammen aus einem Artı- 
kel von Mike Davis in der Wochenzeitung “The Nation”. 
5) Angabe vom 17.6.92 
6) Mit “Chicanos” sind hier diejenigen “Latinos” gemeint, die 
schon seit mehreren Generationen in den USA leben. Viele Chr- 
canos können ihre Ahnenreihen auf diejenige Bevölkerung zu- 
rückverfolgen, die bereits vor der Annexion Nord-Mexikos durch 
die USA vor etwa 150 Jahren auf dem Gebiet des heutigen US- 
Südwestens lebten. 
7) Trotz ihrer kämpferischen und anti-imperialistischen Rhetorik 
und ihres radikalen Ansehens in der US-Öffentlichkeit rekrutiert 
sich die Nation of Islam vor allem aus der schwarzen Mittel- 
schicht. Die NOI unterhält zahlreiche Firmen und propagiert 
“schwarzen Kapitalismus”. Ihre Programmatık ist frauenfeind- 
lich, heterosexistisch und antisemitisch. 
8) Das LAPD ist für die Stadt L.A. zuständig, die Sheriffs für den 
Landkreis. 
9) Auch während der Rebellion hielten sich die oft schwerbe- 
waffneten Banden zurück. Die Polizei hatte kein einziges Todes- 
opfer und nur wenige schwere Verletzungen in ihren Reihen zu 
beklagen. 
10) Die verstärkte Zusammenarbeit zwischen FBl und örtlichen 
Polizeikräften begann bereits vor der Rebellion in L.A. Im Januar 
1992 teilte der US-Bundesanwalt mit, daß 300 FBl-Agenten von 
der Spionageabwehr zur “Bandenbekämpfung ” übergewech- 
selt seien - ein Teil der “Friedensdividende” nach dem Zerfall 


der Sowjetunion. 

11) Im Rahmen der berüchtigten “Operation Hammer” wurden 
wiederholt mehrere Straßenzüge abgeriegelt und nach Verdäch- 
tigen durchkämmt. Von 1987 bis 1990 wurden So mehrere 
Zehntausend Jugendliche festgenommen. 

12) Das “elektronische Armband” (oder Fußknöchelband) er- 
freut sich im US-Repressionsapparat wachsender Beliebtheit. 
Es wird bisher v.a. Leuten angelegt, die vorzeitig aus dem Knast 
entlassen und unter Hausarrest gestellt werden, um die kata- 
strophale Überbelastung der US-Gefängnisse zu lindern. Das 
Armband kann nicht entfernt werden und enthält einen Mini- 
sender, der mit dem Privattelefonanschluß des/der Gefangenen 
in Verbindung steht. Wenn sich der Sender weiter als 50 Meter 
vom Telefon entfernt, empfängt der Polizeizentralcomputer ein 
Alarmsignal. Zur Zeit werden US-weit ca. 12. 000 Menschen per 
elektronischem Armband überwacht (New York Times, 7. Juni 
1992). 


Vor dem Gesetz sind alle Menschen gleich. 
- Näheres regelt ein Sondergesetz. 


Auswirkungen des neuen Asylverfahrensgesetzes 


In den 60er Jahren veränderte sich die Zahl und Herkunft derje- 
nigen, die in der BRD Asyl suchten. Waren es ın den ersten 
Nachkriegsjahren und in der Zeit des "Kalten Krieges” vor allem 
Flüchtlinge aus dem sog. kommunistischen Machtblock, die 
ıdeologisch verwertbar waren, kamen jetzt in immer größerer 
Zahl Flüchtlinge aus der sog. Ill. Welt, denen unterstellt wurde, 
sie seien in erster Linie "Wirtschaftsflüchtlinge” und eine "Be- 
lastung” für unseren Wohlstand. Obendrein waren sie geeig- 
net, unser auf Ausbeutung gegründetes Wirtschaftssystem 


bzw. unsere Außenpolitik in Frage zu stellen und somit uner- 


wünscht. 

So versuchte man denn auch folgerichtig, sie aus der BRD fern- 
zuhalten, zunächst durch ergänzende Verwaltungsvorschriften 
zum Ausländergesetz (1977),: die eine Zurückweisung an der 
Grenze ermöglichten, dann durch sog. Beschleunigungsgesetze 
(seit 1978), die in den Rechts- und Verwaltungsweg eingriffen 
und schließlich durch das erste Asylverfahrensgesetz (1982), 
das Arbeitsverbot und Sammellagerzwang festschrieb. Dieses 
Asylverfahrensgesetz wurde im Laufe der Jahre regelmäßig 
geändert und verschärft, weil sich damit der eigentliche Zweck, 
nämlich Flüchtlinge abzuschrecken, nicht verwirklichen ließ. Of- 
fensichtlich gab und gibt es eben in vielen Ländern immer noch 
schwerwiegendere Gründe für eine Flucht als die Härten re- 
striktiver Gesetze in der BRD. 

In diesem Jahr wird uns zur Beschleunigung des Asylverfahrens 
nun wieder ein neues Asylverfahrensgesetz beschert. Dieses 
Gesetz ist nun weniger eine Änderung als vielmehr eine völlige 
Neufassung des Gesetzes mit weitgehenden Eingriffen in die 
Rechte der Flüchtlinge. 

Absicht ist, die erste Phase des Asylverfahrens in “Zentralen 
Anlaufstellen”, also Sammellagern mit mindestens 500 Plätzen, 
auf einen Zeitraum von höchstens sechs Wochen zu begren- 
zen. In dieser Zeit soll eine erste Anhörung stattfinden, nach der 
dann entschieden wird, ob der Asylantrag beachtlich ist oder 
nicht, also ob er weiterbearbeitet werden muß oder ob abge- 
schoben wird. Durch die Kasernierung in Großlagern und die 
Kürze dieses ersten Verfahrensschrittes liegt schon hier die Ge- 
fahr unzureichender Beratung vor der Anhörung und demzufol- 
ge eine voraussichtlich noch höhere Quote von Ablehnungen 
aus Informationsdefiziten. Dies ist insbesondere auch deshalb 
bedeutend, weil später vorgebrachte Argumente im eventuellen 
weiteren Verfahren unberücksichtigt bleiben sollen, wenn dies 
das Verfahren verzögern würde. 

Außerdem sollen sich neben den Außenstellen des Bundesam- 
tes für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, das die An- 
hörungen durchführt, auch die Zentralen Ausländerbehörden 
der Länder, die für die Abschiebungen zuständig sind, in diesen 
Sammellagern befinden, so daß ein Untertauchen der Flüchtlin- 
ge unmöglich wird. Neu ist in diesem Zusammenhang, daß jetzt 
das Bundesamt auch die Prüfung eventueller Abschiebungshin- 
dernisse außerhalb des Asylverfahrens nach dem Ausländerge- 
setz vornimmt und dann gegebenfalls die Abschiebung androht. 
Diese Prüfung fand bisher durch die Ausländerbehörde statt, al- 
so durch eine vom Bundesamt abgekoppelte Behörde. 

Die Chancen für einen Schutz vor Abschiebung werden aber 
deutlich gemindert durch eıne gleichzeitige Anderung des Aus- 
ländergesetzes. War es bisher möglich, bei Ablehnung des A- 
sylantrages nach 8 51 AusIG nach den Kriterien der Genfer 
Flüchtlingskonvention eın zumindest Verbot der Abschiebung in 
Verfolgerstaaten, das sog. "Kleine Asyl” zu erhalten, wird die- 
ses jetzt ausgeschlossen. 


Waren die sog. Entscheider des Bundesamtes bisher in ihrer 
Arbeit unabhängig, sind sie zukünftig weisungsgebundene Be- 
dienstete ihrer Behörde, die wiederum dem Bundesinnenmini- 
sterium unterstellt ist. Somit ist durch das BMI eine direkte Ein- 
griffsmöglichkeit in die Enscheidungspraxis möglich, beispiels- 
weise als Anweisung, Flüchtlinge aus bestimmten Ländern, die 
das Auswärtige Amt als Nichtverfolgerstaaten beurteilt, nicht 
anzuerkennen. 

Eine erkennungsdienstliche Behandlung (Abdrücke aller zehn 
Finger und Lichtbilder), die bisher nur bei ungeklärter Identität 
beispielsweise wegen des fehlenden Passes vorgenommen 
wurde, wird jetzt zur Regel, angeblich, um mißbräuchlicher dop- 
pelter Antragstellung unter falscher Identität vorzubeugen. Von 
dieser Regel darf nur in Ausnahmefällen abgewichen werden. 
Die so gewonnenen Daten dürfen auch zur Aufklärung von 
Straftaten verwendet werden. Die Vernichtung dieser Daten ist 
erst vorgesehen nach unanfechtbarer Anerkennung, Ausstel- 
lung eines Flüchtlingspasses, Erteilung einer unbefristeten Auf- 
enthaltserlaubnis oder acht Jahre nach unanfechtbarem Ab- 
schluß des Asylverfahrens. 

Reicht dem Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge die Mitwirkung eines Flüchtlings bei der Aufklärung 
seiner Fluchtgründe nicht aus, kann dieses auch ohne seine Zu- 
stimmung bei anderen öffentlichen Stellen, auch bei Behörden 
seines Heimatlandes diese Informationen beschaffen. Hierin 
liegt eine besondere Gefahr für politisch Verfolgte, wenn sie 
nicht anerkannt und abgeschoben werden bzw. für daheimge- 
bliebene Familienangehörige. 

Wesentliche Einschnitte werden vorgenommen im Rechtsweg. 
Stehen wir heute schon vor dem Problem, daß neben der übli- 
chen Klagefrist gegen Entscheidungen im Asylverfahren von 
vier Wochen häufig noch ein einstweiliger Rechtsschutz zur 
Aussetzung der Vollziehbarkeit einer Abschiebungsandrohung 
innerhalb einer Woche beim zuständigen Verwaltungsgericht 
eingereicht werden muß, verschärft sich die Situation jetzt da- 
hingehend, daß sich die Klagefrist auf zwei Wochen verkürzt. 
Die Frist für einen Antrag auf Rechtsschutz bleibt wie bisher bei 
einer Woche, verschärfend wurde allerdings eine Frist von 
einem Monat zur Begründung der Klage in das Gesetz einge- 
baut. 

Schwieriger wird die Angelegenheit, wenn das Bundesamt ent- 
scheidet, daß der Asylantrag unbeachtlich (bei unterstelltem 
Schutz vor Verfolgung in einem anderen Staat) oder offensicht- 
lich unbegründet (z.B. bei Flucht aus Bürgerkriegssituationen) 
ist. Dann setzt das Bundesamt eine Ausreisefrist von einer Wo- 
che fest. Gegen diese Entscheidung ist wiederum ein Antrag 
auf vorläufigen Rechtsschutz nach 5 80,5 Verwaltungsgerichts- 
ordnung möglich. Dieser ist aber innerhalb einer Woche mit Be- 
gründung einzureichen. 

Nimmt man an, daß der Antragsteller von einem Anwalt vertre- 
ten wird, dürfte es schwierig sein, innerhalb einer Woche nach 
Zustellung des Beschlusses einen Termin bei diesem zu be- 
kommen, einen Schriftsatz erstellen zu lassen und diesen dann 
noch rechtzeitig im Briefkasten des Verwaltungsgerichts einge- 
hen zu lassen. Es stellt sich auch die Frage, auf welcher Basis 
der Anwalt eine Klagebegründung schreiben soll, wenn der 
Flüchtling gezwungen ist, alle für sein Verfahren relevanten Pa- 
piere dem Bundesamt auszuhändigen. Der Anwalt müßte dann 
noch Akteneinsicht verlangen und bekommen, bevor er tätig 
werden kann, was wiederum Zeit kostet. 

Auch wenn sich kein Anwalt mit dem Fall befaßt, dürfte eın 
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Flüchtling zu diesem Verfahren immer auf Hilfe angewiesen 
sein, da ihm erstens das bundesdeutsche Verwaltungsrecht un- 
bekannt sein dürfte und er in der Regel nicht ausreichen 
deutsch spricht, um einen Antrag beim Verwaltungsgericht zu 
stellen, denn Amtssprache ist nach wie vor deutsch, d.h. Anträ- 
ge sind in deutscher Sprache zu stellen. 

Da für die Einhaltung der Fristen aber nicht der Poststempel, 


sondern der Eingangsstempel beim Gericht entscheidend ist, ' 


ergibt sich daraus eine weitere Fristverkürzung, insbesondere 
da der derzeit unsichere Postlauf zur Folge hat, daß Briefe oft 
mehrere Tage unterwegs sind. So bleibt oft nur die Möglichkeit, 
den Brief beim Verwaltungsgericht persönlich zuzustellen. 

Die Rechtsweggarantie, die gegen Entscheidungen von Verwal- 
tungsbehörden den Klageweg durch die Verwaltungsgerichts- 
barkeit mit allen Instanzen garantiert, wird für Flüchtlinge aufge- 
hoben, indem gegen die Entscheidung des Bundesamtes in der 
Regel nur noch ein einfaches Verfahren vor dem Verwaltungs- 
gericht möglich sein soll, das obendrein von der Kammer an 
einen Einzelrichter verwiesen werden. 

Begründet wird die Neufassung des Asylverfahrensgesetzes 
mit der bisher zu langen Verfahrensdauer einerseits und einem 
fehlenden wirkungsvollen Instrument zur Abschiebung. Beides 
wird sich aber mit diesem Gesetz nicht erreichen lassen. 

‚ Die langen Verfahren sind unter anderem wesentlich begründet 
in einem enormen Rückstau beim Bundesamt, der entstanden 
ist durch die gestiegenen Flüchtlingszahlen und unzureichende 
personelle Aufstockung des Amtes. Daran wird sich durch die- 
ses Gesetz erst einmal nichts ändern. Das einzige Mittel zur Be- 
schleunigung kann nur eine wesentliche Erhöhung der Zahl der 
Entscheider sein. Es stellt sich schon heute die Frage, ob die 
vorgesehene Frist von sechs Wochen für die erste Phase des 
Asylverfahrens überhaupt eingehalten werden kann. 

In der öffentlichen Diskussion wird mit dieser Frist der Eindruck 
erweckt, als solle das gesamte Verfahren in Zukunft nur noch 
sechs Wochen dauern. Dies ist aber nur der Zeitraum für die 
Vorentscheidung über die Beachtlichkeit des Antrages. Wird der 
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Antrag als beachtlich eingestuft und somit weiterbearbeitet, 
wird der Flüchtling wie bisher in ein anderes Lager weitergelei- 
tet und wartet dort die endgültige Entscheidung über seinen 
Antrag ab. Wie lange dies dann dauert, ist ungewiß. Die einzige 
Beschleunigung wird sich hier voraussichtlich aus der Verkür- 
zung des Verfahrens durch die Beschneidung des Rechtsweges 
ergeben. 

Ebenso falsch ist der erweckte Eindruck, alle Flüchtlinge, deren 
Asylantrag abgelehnt wird, könnten zukünftig abgeschoben 
werden. Nach wie vor hat die Behörde, bisher die Ausländerbe- 
hörde und jetzt das Bundesamt, zu prüfen, ob außerhalb der en- 
gen Kriterien für die Gewährung politischen Asyls noch andere 
Gründe, wie der Gefahr für Leib und Leben in Bürgerkriegen 
u.ä., vorliegen, die einer Abschiebung entgegenstehen. Wie 
ernsthaft diese Prüfung in der Zukunft stattfindet, bleibt abzu- 
warten. Hier ist allenfalls zu befürchten, daß bei unzureichender 
Prüfung und der Kasernierung sowie fehlender Beratung, Wr 
derspruchs- und Klagemöglichkeiten nicht wahrgenommen wer- 
den, was dann am Ende eine Abschiebung zur Folge haben 
kann. 

Auch wenn diejenigen, die dieses Gesetzes geschaffen bzw. 
ihm zugestimmt haben, ihr eigentliches Ziel, nämlich den größ- 
ten Teil der Flüchtlinge schnell abschieben zu können, voraus- 
sichtlich nicht erreichen werden, soll dies nicht als Entwarnung 
verstanden werden. Es bedeutet in jedem Fall eine Verschär- 
fung der restriktiven Praxis gegenüber Flüchtlingen, eine weite- 
re Ungleichbehandlung von Menschen anderer Nationalität, 
eine noch größere Unsicherheit über den Erfolg eines Asylbe- 
gehrens und wird auch eine vermehrte Zahl von Abschiebungen 
nach sich ziehen. 


Rainer Leffers 

Kontakt- und Beratungsstelle 

für außereuropäische Flüchtlinge e.V. 
Oranienstr. 159 

W-1000 Berlin 67 


Bleiberecht für 
der ehemaligen DDR 


Durch Regierungsabkommen der DDR mit ihren "sozialisti- 
schen Bruderländern” Vietnam, Mosambik, Kuba, Angola, Chi- 
na, Korea und anderen wurden seit Mitte der siebziger Jahre 
Arbeitskräfte ins Land geholt. Eine Integration dieser Menschen 
in die DDR-Gesellschaft war nicht geplant, sie lebten in Wohn- 
heimen unter kontrollierten Bedingungen, die Berufsausbildung, 
die ihnen zugesagt worden war, blieb immer häufiger aus: 
schwangere Frauen wurden zur Abtreibung oder zur Ausreise 
gezwungen. Nicht selten mußten sie in den Betrieben die drek- 
kigsten und gefährlichsten Arbeiten machen. Die auf 4 oder 5 
Jahre befristeten Arbeitsverträge wurden individuell mehrmals 
verlängert, um erneute Ausbildungskosten für neu ins Land 
kommende Arbeiterinnen zu sparen. 1989 lebten in der DDR 
ca. 90000 Vertragsarbeiterinnen und Vertragsarbeiter. Ihre 
Lebensbedingungen haben sich durch die “Wende” - insge- 
samt gesehen - sehr verschlechtert. Das Problem mit den jetzt 
unerwünschten Arbeiterinnen sollte folgendermaßen gelöst 
werden: 

Diejenigen Menschen, die am 1.1.1991 acht Jahre im Lande 
waren, sollten eine Aufenthaltsberechtigung bekommen (gün- 
stigste Aufenthaltsgenehmigung). Menschen, die kürzer hier 
waren, erhielten eine Aufenthaltsbewilligung (immer zweck- 
und zeitgebunden, z.B. durch einen Arbeitsvertrag). Nach Ablauf 
des ursprünglich vorgesehenen Vertragszeitraumes soll - ent- 
sprechend dem Ausländergesetz - die Ausreise erfolgen. Da 
auch Leute, die am Stichtag länger als 8 Jahre hier waren, oft 
nur eine Bewilligung bekamen, wird deutlich, daß das Bun- 
desinnenministerium von vornherein plante, die Ausreise aller 
Vertragsarbeiter|nnen zu erzwingen. 

Die rechtlichen und sozialen Unsicherheiten (Kündigungen aus 
den Betrieben) und die rassistischen Angriffe machten das Le- 
ben hier so unerträglich, daß schon Tausende in ihre Länder zu- 
rückgehen mußten. In Berlin sind zur Zeit noch ca. 3000 Men- 
schen aus Vietnam, und einige hundert aus Mosambik, Kuba 
und Angola (die Zahlen beschreiben die noch legal hier leben- 
den Menschen). 


Zur Situation der vietnamesischen Vertragsarbeiterinnen 


Von den bundesweit 15000 verbliebenen Menschen aus Viet- 
nam sind jetzt Und in nächster Zeit 6000 direkt von der Äbschie- 


die VertragsarbeiterInnen 


bung bedroht. Weitere 6000 haben sich in ein aussichtsloses 
Asylverfahren geflüchtet. 

Einigen Hunderten in Berlin droht in diesem Jahr die Auschie 
bung nach Vietnam. Mit Ablauf des ursprünglichen Arbeitszeit- 
raumes (Regierungsabkommen) wurden auch die Aufenthalts- 
bewilligungen nicht mehr verlängert, die Zahlungen von Arbeits- 
losenhilfe und Wohngeld gestrichen, die Arbeitserlaubnis entzo- 
gen, die Mietverträge gekündigt. Ohne ihre Papiere kommen 
die Menschen nicht einmal an ihre Konten heran. Sie werden in 
die Illegalität gezwungen und durch "unerlaubten" Zigaretten- 
handel weiter kriminalisiert. Sie sind zu Freiwild geworden, für 
Zoll, Polizei und Rassisten; und für Leute, die aus ihrer Situation 
Profit ziehen. 


Daß Du Dich wehren mußt, wenn Du nicht untergehen 
willst, das mußt Du doch einsehen !B.B. 


Trotz alledem versuchen die ehemaligen VertragsarbeiterInnen 
seit geraumer Zeit, die Massenabschiebungen zu verhindern. 
Seit 6 Monaten läuft - auf rein juristischer Ebene - eine Wider- 
spruchs-" Aktion”. Uber diese Einzelwidersprüche sind zur Zeit 
noch keine Entscheidungen gefallen. 

Die Vietnamesinnen organisierten sich in der “Vereinigung der 
Vietnamesen in Berlin”; die MosambikanerInnen in der "Initia- 
tivgruppe Mosambik". Sie starteten zusammen mit anderen 
Flüchtlingsgruppen und -vereinen eine Öffentlichkeitskampa- 
gne. Auch wurde den unterschiedlichsten Politikerinnen und 
Politikern systematisch auf die Füße getreten. Gemeinderäte in 
Städten (Coswig, Weimar), Bezirksverordnetenversammlungen 
in Berlin (Hohenschönhausen, Mitte, Marzahn, Friedrichshain, 
Lichtenberg), einige Parteien (PDS/B90), aber auch die Bischöfe 
der neuen Bundesländer sprachen sich für ein gesetzliches Blei- 
berecht der VertragsarbeiterInnen der Ex-DDR aus. 

Neben diesen z.T. sehr ernsthaften Willensbekundungen hat 
sich jetzt am 18.6.1992 das Abgeordnetenhaus von Berlin eine 
besondere Unverschämtheit geleistet: CDU/SPD sprachen sich 
für eine "befristete Aufenthaltserlaubnis" aus, wenn die Ver- 
tragsarbeiterInnen ein festes Arbeitsverhältnis oder in einer 
Frist von 6 Monaten eine Arbeitsplatzzusicherung vorlegen kön- 
nen und wenn sie nicht "strafrechtlich in Erscheinung” getreten 
sind. 


Die wenigsten VertragsarbeiterInnen können die obigen Bedır- 
gungen erfüllen. Auch sie wurden -noch vor den Deutschen - 
massenhaft aus den DDR-Betrieben entlassen. Der Arbeits- 
markt in den alten Bundesländern ist ihnen verschlossen. Da 
viele von ihnen illegal im Lande sind, ist es auch rein formal für 
sie nicht möglich, einen neuen Arbeitsplatz zu bekommen. 

Nun nähert sich die parlamentarische Sommerpause (Anm.d. 
Redaktion:Die Sommerpause ist bereits eingetreten); bis zum 
Herbst sind keine Übergangs- oder Soforthilfen entschieden 
worden. Die von Abschiebung bedrohten Menschen sind zur 
Zeit in keiner Weise geschützt. 

Eine Chance, das Blatt zu wenden, besteht in den jetzt geplan- 
ten außerparlamentarischen Aktionen. Die ganze Palette der 
“kritischen” Offentlichkeit (von Pelz bis Punk) ist aufgefordert, 
ihre Solidarität durch direkte Unterstützung der Aktionen zu be- 
weisen. 


Informiert Euch und wehrt Euch gemeinsam gegen die 
Abschiebepolitik der BRD |! 


Auf dem Wege zur Festung Europa geht die BRD konsequent 
voran. Abschiebestopps für Bürgerkriegsländer werden aufge- 
hoben, das neue Asylverfahrensgesetz wurde beschlossen und 


die staatliche Propaganda ("Scheinasylanten”, "Wirtschafts- 
flüchtlinge”) zeigt ihre Wirkung in täglichen rassistischen Angrif- 
fen. Diese Politik trifft auch die ehemaligen Vertragsarbeiter|n- 
nen der DDR in ihrer Existenz. Entscheidungen für ein Bleibe- 
recht werden systematisch verzögert. Nach den gegenwärtigen 
Verwaltungsvorschriften werden im Jahre 1994 die letzten von 
ihnen die Bundesrepublik verlassen müssen, weil sie zur Zeit 
als Arbeitskräfte nicht mehr verwertbar sind. 

Letztlich werden nur diejenigen in diesem Land einen begrenz- 
ten Aufenthaltsstatus erhalten, die den wirtschaftlichen Interes- 
sen der Bundesrepublik nützlich sind. 


Freizügigkeit und Bleiberecht für alle !! 


Infos beı: 

Interkultureller Treffpunkt Grenzenlos, Oranienstr. 159, 

W-1000 Berlin 61, Tel. 615 7447 

Asyl e.V., Wilhelmstr. 9, W-1000 Berlin 61, Tel. 251 22 77 
Abschiebegruppe von SOS-Rassismus, Kohlfurter Str. 44, W- 
1000 Berlin 36, Tel. 6147990, Treffen jeden Dienstag ab 19 Uhr 
30 


V.i.S.d.P. Asyl e.V., Wilhelmstr. 9, 1-61 


Der folgende Bericht wurde der Redaktion zugesandt, mit der Bitte um 
Veröffentlichung. Die Namen der Autorinnen sind der Redaktion bekannt. 
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Informieren und: 4 gleichzeitig 0 eine Diskussion r mit der 


‚Generell finden wir es wicht, ce vor dem Flug über Maß- 
Kgichkeiten, eine Abschiebung zu.be-, verhin- 
anSchlossene® Ver- 


Eine Anregung für die 
antirassistische Aufklärung 
in der Bundesrepublik? 


Das Anti Racisme Informatie Centrum in Rotterdam 


Ich sehe jetzt schon viele Leser den Kopf schütteln: Auch das 
noch - eine Antirassismusbibliothek in der gegenwärtigen Infor- 
mationsflut? Noch mehr Papier gegen den Rechtsradikalismus? 
Doch wohl eher ein Papiertiger! Sollte man nicht lieber Jugend- 
häuser ın den städtischen Krisengebieten bauen, die durch kon- 
krete Sozialprojekte mit randständigen Jugendlichen dem 
Rechtsradikalismus effektiver den Nachwuchs abspenstig 
machen können, als alle gutgemeinten Aufrufe? > 
Sollte die Devise nicht besser lauten: 

Handeln statt Reden; Praxis statt Theorie? 


Gibt es nicht jetzt schon eine Überfülle an ungelesenen und un- 
interessanten Büchern zum Thema Rassismus, in denen immer 
wieder die gleichen Argumente angeführt werden? Besteht zur 
Zeit noch eine Nachfrage nach mehr Information? 

Und vor allem die prinzipielle Frage: Kann man durch Aufklärung 
Menschen wirklich ändern: Rassisten überhaupt bekehren - also 
durch eine möglichst weite Verbreitung von Information über 
die Situation von Allochtonen in Europa zum Verständnis für die- 
se Situation beitragen und sie dadurch verbessern helfen? 

Es gibt sicher viele Menschen, die den Glauben in die Wirksam- 
keit von antirassistischer Aufklärung verloren haben. Viele Men- 
schen meinen, daß das Konzept der Aufklärung nicht mehr 
taugt, weil es von falschen Vorraussetzungen ausgeht: Rassis- 
mus wäre demnach kein Mangel an Information, keine Konse- 
quenz von Unwissenheit über andere Kulturen und Lebensan- 
schauungen, sondern ein Symptom für andere, verborgene Pro- 
bleme, die in erster Linie gar nichts mit Asylsuchern und Frem- 
den zu tun haben. 


Gerade in der Bundesrepublik ist doch Ende letzten Jahres eine 
gewaltige Aufklärungskampagne in Gang gesetzt worden, um 
auch noch dem eiligsten Passanten mit flotten Sprüchen ein 
bißchen Toleranz und Fremdenfreundlichkeit abzutrotzen. Es 
dürfte sich inzwischen herumgesprochen haben, daß "jeder 
Mensch fast überall Ausländer ıst” und doch haben die Wahlen 
in Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg erneut das Aus- 
maß der Intoleranz unserer Gesellschaft in erschreckender Wei- 
se bewiesen. 


Sind diese plakativen Aufklärungsversuche vielleicht nicht nur 
wirkungslos, sondern sogar kontraproduktiv gewesen, weil sie 
das Thema immer wieder provokant ins Bewußtsein gerufen 
haben und auch noch dem uninteressiertesten Bürger die An- 
sicht aufdrängen "Die Ausländer sind wirklich überall!"? Ein 
Rechtsradikaler läßt sich von einer farbigen Plakatwand jeden- 
falls nicht sein Weltbild umwerfen, sondern eher zu einer ag- 
gressiven Gegenreaktion provozieren (und nichts könnte gerade 
Neonazis mehr anspornen, als lautes Geschrei über ihr Unwe- 
sen.) 


Der Fehler liegt meiner Meinung nach nicht an der mangelnden 
Wirkung von Aufklärung, sondern an dem falschen Konzept. Wir 
verfolgen beı ARIC eine andere Strategie und versuchen, unse- 
re Informationen gezielt zu verteilen, sozusagen nach dem 
Gießkannenprinzip.Wir drängen niemandem unsere Botschaft 
auf, sondern reagieren nur auf die individuellen Anfragen von In- 
teressenten, dıe wır einzeln bearbeiten. 


A R | ( 
Wer stellt diese Anfragen an uns? j 


Sind das nicht Menschen, die sowieso schon überzeugte Anti- 
rassisten sind? (Welcher Neonazi käme etwa auf den Gedan- 
ken, in unserer Leseecke Bücher zur Geschichte der Sklaverei 
durchzuschmökern?) Auf den ersten Blick betrachtet liefern wir 
Eulen nach Athen, weil wir keine Uberzeugungsarbeit bei der ei- 
gentlichen Zielgruppe - den Rassisten - leisten können. Außer- 
dem: Wir erreichen niemals eine so große Öffentlichkeit wie 
mit einem Plakat oder einem Filmspot im Fernsehen, sondern 
nur eine Gruppe von interessierten und engagierten Menschen, 
die sowieso schon relativ viel über das Thema wissen. 


Trotzdem hoffen wir, daß wir mehr bewegen als Plakatwände: 
Wir liefern keine flotten Sprüche, sondern Texte, sprich Argu- 
mente. Und diese Argumente werden weitergetragen. Die 
Menschen, die wir mit Information versorgen, werden in unse. 
rem Sinn als Multiplikatoren aktiv. Wir vertrauen darauf, daß der 
Informationsfluß, den wir eingeleitet haben, nicht beim Empfän- 
ger unserer Pakete endet, sondern sich weiter verästelt und 
verzweigt. Beispielsweise durch Schüler, die ein Referat über 
Rassismus halten wollen. Wenn wir pro Tag 10 Schülern Argu- 
mente vermitteln, die später im Rahmen eines kleinen Vortrags 
der Klasse vorgestellt werden, haben wir auf indirektem Weg 
knapp 250 Menschen erreicht, unter denen sicher so mancher 
mit latenten Vorurteilen sitzt. 


Außerdem setzten wir auf die aktive Mitarbeit der Anfragenden: 
Wir verschicken keine fertigen Vorträge, sondern nur “Informa- 
tionsbausteine”, aus denen sich der Schüler seine Meinung 
erst noch selbst formen muß. 


Wir sind nicht dazu da, anderen Menschen die individuelle Aus- 
einandersetzung mit dem Thema Rassismus abzunehmen, in- 
dem wir Patentrezepte verschicken: allerdings sind wir gerne 
bereit, die Suche nach geeigneten Informationen zu erleichtern 
diese Informationen zum Selbstkostenpreis zu vervielfältigen 
und bei Nachfrage auch Tips für die konkrete Arbeit zu geben: 
Beispielsweise holen sich bei uns viele Lehrer und Sozialarbei- 
ter, die ein Projekt in ihrer Schulklasse oder in einer Nachbar- 
schaftsorganisation verwirklichen wollen, Anregungen für die 
Planung und praktische Umsetzung. 

Unsere Bibliothek hat eine große Unterabteilung mit Projektbe- 
schreibungen und konkreten Ratschlägen für Jugendarbeiter. 
Wir sind also kein Archiv, sondern eine Verteilerstelle für Anre- 
gungen, eine kleine bürokratische Zwischenschaltung auf dem 
Weg von der Theorie zur Praxis. 

Wenn es uns in erster Linie um die Praxis geht, warum sind wir 
dann gleichzeitig ein Dokumentationszentrum mit einer Biblio- 
thek, in der neben konkreten Projektbeschreibungen auch wis- 
senschaftliche Wälzer stehen, die nur ein theoretisierendes 
Fachpublikum interessieren können? Was kümmert einen abge- 
wiesenen Asylbewerber beispielsweise noch eine Untersu- 
chung der Sprachprobleme marokkanischer Migranten in einer 
holländischen Kleinstadt? 


Wir versuchen, auch Studenten den Zugang zu wissenschafl- 
chen Büchern zum Thema zu erleichtern, die über die Unibiblio- 
thek vielleicht nicht ganz so schnell besorgt werden können, 
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weil sie so spezialisiert sind und Bestandteil seltener "grauer 
Literatur” (also beispielsweise Konferenzberichte ohne ISBN- 
Nummer) ausmachen. 

Den Studenten stellen wir einen kleinen Lesetisch und vor al- 
lem unser Computersystem zur Verfügung, in dem alle Veröf- 
fentlichungen, die wir zum Thema gesammelt haben, registriert 
werden. Schüler und Studenten sollen sich auch theoretisch 
weiter mit dem Thema auseinandersetzen, eigenständig weiter- 
forschen und soziale Probleme von Migranten mit wissen- 
schaftlichen Methoden aufzeigen. 


Andererseits wird meiner Meinung nach Rassismus in der Zu- 
kunft auch immer ungenierter im Schein der Wissenschaftlich- 
keit auftreten. Dieser “neue Rassismus” ist um so gefährlicher, 
weil er scheinbar gemäßigt, vorurteilsios und empirisch abgesi- 
chert ist. Er beruft sich auf Forschungsergebnisse von Verhal- 
tensforschern, Psychologen, Historikern und Kulturwissen- 
schaftlern: Es braucht deshalb mehr als die Erkenntnis, daß 
Schwarze nicht stinken, um einen großangelegten und schein- 
bar wissenschaftlich exakten Intelligenzvergleich zwischen 
Schwarzen und Weißen anzufechten. 


Oder beispielsweise der sogenante Revisionismus ("Auschwitz- 
lüge”), der mit technischen Gutachten über die Konstruktion 
von Gaskammern aufwartet, die gefährlich wissenschaftlich 
klingen.Es klingt vielleicht etwas gewagt, aber ich glaube, daß 
Rechtsradikale den Streit um ihre Ideologie zunehmend in wis- 
senschaftliche Kongresse verlagern wollen.Es werden also gute 
Argumente gebraucht, die nicht nur in einem kleinen Kreis von 
Spezialisten herumgereicht werden dürfen. Dieses Wissen muß 
jederzeit auch dem interessierten Laien, den seine Schwellen- 
angst vor der Unibibliothek zurückschrecken läßt, zur Verfügung 
gestellt werden. 


Was uns für die Zukunft vorschwebt, ist ein Netzwerk verschie- 
dener Antirassismusinformationszentren, die über das ganze 
vereinigte Europa verteilt sind. Als eine Vorstufe dieses interna- 
tionalen Netzwerkes konnte unser Versuch angesehen werden, 
auf der Hand liegende Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit 


den verschiedenen lokalen ADBs (Anti-Diskriminierungsbüros | 


und Meldestellen fur Beschwerden) auf nationaler Ebene zu 
verwirklichen: Die Informationsverteilung soll dezentralisiert 
werden; gleichzeitig können die ADBs ihre Zuständigkeitsberer 
che vergrößern; anderseits optimieren sie damit den eigenen 
Zugriff auf die Informationen, die sie für ihre juristische und so- 
ziale Arbeit benötigen. Diese Vernetzung der antirassistischen 
Strukturen innerhalb der Niederlande läßt sich theoretisch auch 
auf den europaweiten Maßstab vergrößern: 


Verschiedene "ARICs” in allen Ländern Europas - jeder Haupt- 
stadt ihr eigenes Infozentrum, das ist sicher wünschenswert - 
warum sollte man aber soviel Energie und Kosten in die Vernet- 
zung und Vereinheitlichung der verschiedenen Bibliotheken 
stecken? Hat nicht vielmehr jedes Land mit seinen eigenen Pro- 
blemen genug zu tun, als daß noch Zeit bliebe, sich um die An- 
gelegenheiten in anderen Ländern zu kümmern? 

„Meiner Meinung nach werden die Aufgaben, die auf die Antifa- 
und Antirassismusbewegung zukommen, in der Zukunft den na- 
tionalen Rahmen sprengen und nur noch mit einem schnellen 
wechselseitigen Informationsfluß (beispielsweise in Form einer 
mailbox) über die Grenzen hinweg bewältigt werden können. 
Beispielsweise weicht der Nationalismus der verschiedenen 
rechtsradikalen Parteien schon jetzt einem umfassenderen eu 
ropäischen Chauvinismus. Die Rechtsradikalen werden zuneh- 
mend international zusammenarbeiten. In einem Europa mit 
einem einheitlichen Asylrecht werden auch die rassistischen 
Ideen internationalisiert und nivelliert. Um dieser Entwicklung 
nıcht hinterherzulaufen, müssen sich auch antirassistische 
Gruppen europaweit zusammenschließen und ihre Information 
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und Argumente schneller austauschen. Ein Zusammenschluß 
verschiedener ARICs könnte die Funktion einer Hilfsorganisati- 
on für diese europaweite Vernetzung antirassistischer Initiativen 
übernehmen (wir haben schon einen riesigen Adressenbestand 
ım Computer). 

Ein Netzwerk verschiedener ARICs würde einen internationalen 
Informationspool über die Situation und Belange der Ausländer 
in den verschiedenen europäischen Staaten ermöglichen. 


Gleichzeitig wäre dieses Netzwerk eine umfassende Ideenbör- 
se für die antirassistische Praxis und würde eine Infrastruktur 
für länderübergreifende Projekte und Planungen bereitstellen. 


In dem elektronisch vernetzten Speichergehirn könnten nicht 
nur alle rechtsradikalen Übergriffe festgehalten werden, son- 
dern vielleicht auch Informationen und Daten über bekannte 
Rechtsextremisten. Ein solches Netzwerk wäre vielleicht ein 
wirksames Instrument gegen die Verzettelung der unzähligen 
kleinen antirassistischen Organisationen, eine große Klammer, 
die ihre Schlagkraft und Reaktionsschnelligkeit vergrößern wur- 
de. 

Ein Netzwerk würde eine effiziente Infrastruktur bieten, um beı- 
spielsweise die Organisation von Konferenzen und Zusam- 
menkünften zu vereinfachen; ein internationales Forum bilden, 
in dem die Diskussion innerhalb der verschiedenen Gruppen 
gefördert werden könnte. Ich glaube nicht, daß so eine bürokra- 
tisch vernetzte Organisation die Kreativität und Motivation von 
Basisgruppen abwürgen, sondern sie vielmehr fördern und un- 
terstützen wurde. Es mangelt auch heutzutage sicher nicht an 
Ideen, vielleicht aber an den Möglichkeiten einer überregionalen 
Artikulation. 

Ein Netzwerk würde nicht zuletzt auch ein geeignetes Mittel zur 
Entideologisierung der Antirassismusbewegung und zu einem 
breiteren Konsens verschiedener gesellschaftlicher Gruppen 
führen. 


Das sind hochfliegende und noch etwas abstrakte Ideen, die 
sicher in dieser oder in ähnlicher Form schon oft formuliert wur- 
den - ob sich wirklich etwas in dieser Hinsicht in der nächsten 
Zeit bewegt, scheint mir eher zweifelhaft. Vielleicht fühlt sich 
aber doch der eine oder andere angeregt, noch etwas weiter zu 
denken und erste konkrete Schritte zu unternehmen. 


Ich würde mich jedenfalls sehr freuen, wenn sich jemand in der 
Zukunft für unsere Organisation interessieren und sich einmal 
persönlich davon überzeugen würde, inwiefern unsere Biblio- 
thek als Modell für ähnliche Organisationen in den Nachbarlän- 
dern taugen könnte. 

Auf Wunsch schicken wir gerne ein ausführliches Informatıons- 
paket über unser Büro an alle Interessenten. 

Natürlich freut es uns noch mehr, wenn diese Menschen selbst 
eınmal ın Rotterdam vorbeischauen. 


Antı Racısme Informatie Centrum 
Grotekerkplein 5 

3011 GC Rotterdam 

Nederland 

Tel.:010-41139 111 

Fax: 010-412 84 33 


Neue Bücher 


“Ein Herrenvolk von Untertanen” 


“Ein Herrenvolk von Untertanen” - so nannte der Schriftsteller 
Heinrich Mann die Deutschen im Kaiserreich. Gemeint war die 
“Radfahrerhaltung” - nach oben hin buckeln und nach unten hin 
treten -, nicht nur innerhalb der eigenen Gesellschaft: Durch 
Kolonialismus und rassistische Ideologie konnte sich auch jeder 
noch so kleine Spießer - und auch jede Spießerin - mächtig und 
. überlegen fühlen. 

“Ein Herrenvolk von Untertanen”: so nannten Andreas Foitzik, 
Rudi Leiprecht, Athanasios Marvakis und Uwe Seid - in Anleh- 
nung an Heinrich Mann - den von ihnen gerade herausgegebe- 
nen Sammelband. Er ist das Ergebnis einer Tübinger Vortrags 
reihe über “Rassismus - Nationalismus - Sexismus” - und so 
lautet auch der Untertitel. Die neun Beiträge sollen Gemeinsam- 
keiten und Unterschiede, mögliche Schnittstellen und Verstär- 
kungseffekte von Rassismus, Nationalismus und Sexismus her- 
ausarbeiten; kurz: Die drei Ismen sollen zusammengedacht 
werden. Dies ist dringend notwendig, bedarf es doch endlich 
einer Bündnispolitik zwecks gemeinsamer Bekämpfung aller 
Unterdrückungsformen. Doch diese Diskussion steht in der 
Bundesrepublik noch in den Anfängen. Schon allein deshalb ver- 
dient die Aufsatzsammlung Beachtung. Interessanterweise ver- 
suchen gerade die Autorinnen, Helma Lutz, Birgit Rommelspa- 
cher, Farideh Akashe-Böhme und Martha Mamozai, die sich alle 
der Frauenbewegung zugehörig fühlen, Zusammenhänge aufzu- 
zeigen. Auf ihren Beiträgen wird deshalb im folgenden der 
Schwerpunkt liegen. 

Für die Herausgeber weist das eingangs erwähnte Zitat Hein- 
rich Manns auf einen vielschichtigen Komplex der Selbstunter- 
werfung hin: 


Dies galt und 

ihrem Beitrag noch einmal sehr deutlich macht, waren auch 
weiße Frauen an der brutalen Unterdrückung und Ausbeutung 
der kolonisierten Völker beteiligt. Als "Herrinnen” hofften sıe 
auf Machtzuwachs. Sie identifizierten sich mit den Zielen und 
Werten ihrer Herren und stellten sich auf die Seite von Unrecht 
und Gewalt. So verdrängten sie die eigene Unterdrückung und 
wurden "zu Komplizinnen HERRschender (Männer-) Ideologien, 
zu Mittäterinnen und Mitschuldigen”. 

Mit ihrer historischen Entdeckungsreise "Frauen und Kolonialıs- 
mus - Täterınnen und Opfer” will die Volkswirtin und Soziologin 
Martha Mamozai das Bild der Frau als angeblich besseren Men- 
schen aufknacken. Das ist von Nöten, denn Frauen sınd nicht 
nur unschuldige Opfer - weder ın der Geschichte noch ın der 
Gegenwart. Mamozai schlußfolgert auf den Kolonialismus bezo- 
gen: 


"Es gab im Kolonialismus eine geschlechtsspezifische Einbin- 
dung von Frauen sowohl auf Seiten der Konolialisten als auch 
‚der 'unterdrückten Nationen. Während die Frauen der ehe- 
mals kolonisierten Länder bis heute schwer an den Folgen 
dieser historischen Epoche tragen, haben wir, die Erbinnen 


der früheren Kolonialmächte, dieses Kapitel unserer Geschichte 
weitgehend verdrängt. Es wird Zeit, daß wir uns der Verantwor- 
tung stellen.” 

Dies fordert auch Helma Lutz, die ın den Niederlanden lebt und 
arbeitet. Sie zeigt die Gemeinsamkeiten, besonders aber die 
Unterschiede zwischen Rassısmus und Sexısmus auf. Beide 
Unterdrückungsformen beruhen auf sozialen Konstruktionen, 
beide sind sowohl Ideologien als auch handlungsrelevante Aus- 
schlußkonzepte ım Alltag. Diese Gemeinsamkeiten gegeben, 
fordert Helma Lutz eine differenzierte Auseinandersetzung mit 
den Unterschieden zwischen sexistischer und rassıstischer Un- 
terdrückung und eine grundsätzliche Revision femınistischer 
Analysekonzepte: Formen rassıstischer Unterdrückung dürften 
nicht länger additiv analysiert werden, "sondern als solche, dıe 
anders auftreten und legitimiert sind. Verschiedene Diskriminıe- 
rungen können sich dabei gegenseitig verstärken, und verschie- 
dene Ebenen der Erscheinungsformen sind zu unterscheiden”. 
Aus den verschiedenen Unterdrückungsformen werden häufig 
positive Identitäten formuliert, um eine Einheit des Widerstan- 
des beispielsweise als Frauen und/oder Schwarze zu be- 
schwören. Helma Lutz befürchtet jedoch - berechtigterweise - , 
daß diese konstruierten Einheiten sowohl für Analyse als auch 
für die politische Praxis wenig tragfähig sind, weil sie den 
Unterschieden zwiscchen den einzelnen Menschen nicht ge- 
recht werden und die Auseinandersetzung mıt dem eigenen 
Rassismus (und Sexismus) verhindern. 

So zeigt Lutz am Beispiel des "Emma”-Heftes zum Golfkrieg 
und Betty Mahmoodys Verkaufsschlager “Nicht ohne meine 
Tochter”, wie die Konstruktion der Orientalin als unterdrückte 
und rückständige Frau zum Aufbau des Bildes der emanzipier- 
ten westlichen Frau benutzt wurde. Dies kommt letztendlich 
auch den westlichen Männern zugute, die sich "über die Ab- 
grenzung gegen den türkischen despotischen Patriarchen ihrer 
eigenen Fortschrittlichkeit im emanzipatıven Sinne vergewis- 
sern”. 

Für Helma Lutz ıst eine differenzierte Auseinandersetzung mit 
den verschiedenen Unterdrückungsformen von Nöten. In Anleh- 
nung an die feministische Philosophin Iris Marion Young schlägt 
sie dazu die Unterscheidung fünf verschiedener Kategorien von 
Unterdrückung vor: Ausbeutung, Marginalisierung, Machtlosig- 
keit, kultureller Imperialismus und Gewalt. Außerdem betont 
sie, daß jeder Mensch gleichzeitig verschiedene Subjektpositio- 
nen besitze und sich die Erfahrung mit verschiedenen Unter- 
drückungsformen individuell und kollektiy verändern könne. Die- 
se fruchtbaren Ansätze müssen weitergedacht werden. 

Auch Farideh Akashe-Böhme geht der Ideologie von der frem- 
den Frau nach. Sie zeichnet auf, wie mit der Entstehung der Na- 
turwissenschaften im 17. Jahrhundert und mit dem begınnen- 
den Zeitalter der Aufklärung die Natur der Vernunft gegenüber- 
gestellt wurde. Die Natur wurde als Chaos und Wildheit begrif- 
fen, die es zu erforschen, kontrollieren und beherrschen galt - 
die “Entzauberung der Welt” (Horkheimer/Adorno) begann. Der 
damit einhergehende Verlust der Natur machte diese wıeder 
begehrenswert, die Naturschwärmerei entstand. Auch die Frau- 
en, das "natürliche Geschlecht”, und "die im Naturzustand le- 
benden Völker” wurden Teil der Idyllisierung und Infantılisıerung 
der Natur. Sie wurden gleichgesetzt mit dem ursprünglichen Zu- 
stand des Menschen, sozusagen als die Kındheitsphase der Zı- 
vilisierten. So entstand mit der Naturschwärmerei dıe Ideologie 
der "fremden Naturfrau”, die im 19. Jahrhundert mit der Zivili- 
sationsflucht und den Männerphantasıen entsprungenen Bil- 
dern von der Orientalien - erotisch, dienend und freı verfugbares 
Eigentum des Mannes - ım Zuge des europäischen Orientaiıs- 
mus fort. Für Farrdeh Akashe-Böhme sind dıe Vorstellung von 
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"der fremden Frau als Tauschwert” und der heutige Sextouris- 
mus Konsequenzen dieser Entwicklung. a. 
Ihre Kritik gilt jedoch nicht nur den Bumstouristen. Farideh 
Akashe-Böhme kritisiert ebenso den Exotismus in der Alterna- 
tiv- und der Frauenbewegung und fordert eine "symmetrische 
interkulturelle Kommunikation, eine dialogische, und nicht mo- 
nologische”. | 

Wie schon in anderen Beiträgen geht Birgit Rommelspacher ın 
ihrem Aufsatz “Rechtsextremismus und Dominanzkultur ge- 
gen die “Täterentlastung” in den Sozialwissenschaften vor. Sie 
kritisiert beispielhaft die Erklärungsansätze der Rechtsextremis- 
musforscher Wilhelm Heitmeyer, Hajo Funke und Claus Legge- 
wie. Deren Zielgruppe sınd rechtsextreme, männliche Jugendli- 
che, die, angeblich deklassiert und orientierungslos, zwecks Ab- 
bau ihrer Ängste und Konflikte nach rechts driften und drauflos 
orügeln. Die Autoren fragen nicht mehr, so Rommelspacher, 
"auf welche Kosten die Probleme 'gelöst' werden. Nur der 
Rechtsextreme mit seiner Problematik bleibt im Blick. So wird 
er unversehens vom Täter zum Opfer". Außerdem lenke dieser 
Ansatz nur davon ab, daß eben nicht nur arbeitslose, orientie- 
rungslose junge Männer rassistisch seien, sondern daf$ wir alle 
- unabhängig von Alter, Geschlecht und sozialer Stellung - In 
einer rassistischen Gesellschaft leben und davon geprägt sind. 
Für Rommelspacher ist Rechtsextremismus eine ErscheinungsS- 
torm der Dominanzkultur, der vorherrschenden Lebensweise 
des materiellen Überflusses in der westlichen Wohlstandsge- 
sellschaft. Die Identifikation mit der Dominanzkultur führe dazu, 
alle Auseinandersetzungen oder möglichen Verunsicherungen 
derselben zu vermeiden. Daher wurzele Rassismus im Wohl- 
standschauvinismus, im Versuch der Absicherung bereits VOr- 
handener Privilegien und einer befürchteten Behinderung der 
Bereicherung: 
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Bekanntes noch einmal zusammenfassen, zeigen wichtige An- 
satzpunkte für ein weitergehendes Verständnis von Rassismus, 
Nationalismus und Sexismus. 
Doch auch die anderen Aufsätze sollen nicht unerwähnt blei- 
ben: Georgios Tsıakalos tritt als Anthropologe und Sozialwissen- 
schaftler solchen Argumenten entgegen, die Rassismus als 
eine scheinbar unausweichliche, in der Biologie des Menschen 
festgelegte "Naturtatsache” behaupten. Der Künstler Walter 
Mofßßmann spürt die Heimatgeschichte des Antisemitismus an 
seinem Wohnort im Breisgau auf. Gottfried Merger weist auf 
ze ee a Ausbreitungsgeschichte Europas 
ee ne spürt die bis heute andauernden 
| gen des kolonialistischen Diskurses 
auf. Klaus F. Geiger analysiert zentrale Mediendiskurse ın der 
Bundesrepublik, die an der Konstruktion von Feindbildern über 
den Islam und an der Formierung einer 
ten. Der letzte Beitrag fällt etwas aus dem Rahmen, ist er doch 
aus dem Diskussionsprozeß der UnterstützerInnengruppe “Bleı- 
berecht für alle Roma” Tübingen/Reutlingen entstanden und 
damit Ergebnis antırassistischer Praxis. 
Alles in allem ein empfehlenswertes Buch, das auf fruchtbare 
Ansätze und Erfahrungen aufmerksam macht, die es lohn 
diskutieren und weiterzuentwickeln. | 


“Natien Europa” arbei- 
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Antırassistische Initiative e.V. 


Andreas Foitzık, Rudı Leiprecht, Athanasıos Marvakis, Uwe Seid 
(Hrsg.): "Ein Herrenvolk von Untertanen”. Rassısmus - Natıona- 
ısmus - Sexısmus, Duisburg: DISS-Studien, 1992, 202 Seiten, 
DM 18,—. 
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Neue Broschüren 


Wir stellen hier einige neue Broschüren zum Thema Antifa- 
schismus und Antirassismus kurz vor. Zugleich bitten wir 


“Der Mord an Amadeu Antonio” 

Mit der gemeinsam von der Antirassistischen Initiative e.V., 
dem AusländerInnenreferat des AStA FÜ und dem Berlin Black 
Liberation Sound System herausgegebene Broschüre erinnern 
diese an den Angolaner Amadeu Antonio, der im November 
1990 ın Eberwalde von Nazı-Schlägern ermordet wurde. Zu- 
gleich wird durch das ın der Broschüre gesammelte Material do- 
kumentiert, daß dieser Mord keineswegs die Tat verwirrter Ein- 
zeltäter war. 

Für 2,- DM inklusive Porto zu beziehen bei: 

Antirassistische Initiative e.V. 

Yorckstraße 59 

W-1000 Berlin. 


“Wer die Interessen der Bundesrepublik gefahrdet...” 

Das AusländerInnengesetz: Ausbeutung, Einschüchterung, und 
Spaltung. - Die Rote Hilfe Berlin beschäftigt sich in dieser Bro- 
schüre vor allem mit der Funktion des neuen AusländerInnen- 
Gesetzes als Herrschafts- und Unterdrückungsinstrument. 

Aus dem Inhalt: 

- Das neue AusländerInnen-Gesetz 

- Aufenthaltsstatus im neuen AusländerInnen-Gesetz 

- Ausweisungstatbestände im neuen AusländerInnen-Gesetz 

- Verbot und Beschränkung der politischen Betätigung 

- Das Ausländerzentralregister - Von den "Sicherheitsdateien” 
der BRD eine der größten 

- Ausbeutung, Einschüchterung und Spaltung: Ausländerrecht 
ım Kapitalismus 

Die Broschüre kostet 3,- DM zuzüglich 1,- DM Versandkosten- 
pauschale. 

Lieferung nur gegen Vorkasse (Briefmarken, Bargeld, Verrech- 
nungsscheck). 

Bestellung an: 

Rote Hilfe Berlin 

c/o A. Lüers 

Grüntaler Str. 30 

1000 Berlin 65 

Tel.: 030 / 493 65 20 


alle Gruppen und Initiativen, die eine neue Broschüre her- 
ausgeben, uns ein Besprechungsexemplar zuzusenden. 


Die grünen und bürgerbewegten RealpolitikerInnen möchten 
die rassistische Abschottungspolitik der Bundesrepublik nicht 
etwa abschaffen, sondern reformieren und humanisieren. Ihre 
Vorstellungen haben sie mal wieder in Form von Gesetzesent- 
würfen vorgelegt. 

Wer diese Politik fundiert kritisieren will, braucht die Broschüre 
“Für eine offene Bundesrepublik”, herausgegeben von Bünd- 
nis 90/Die Grünen im Bundestag. 

Inhalt: 

Entwurf eine Einwanderungsgesetzes 

Entwurf eines Flüchtlingsgesetzes 

Entwurf eines Einbürgerungsgesetzes 

Stellungnahmen von Wissenschaftlern und Politikern 

Die Schutzgebühr von 5,-DM ist nach Erhalt der Broschüre zu 
überweisen, Zahlschein wird beigelegt. 

Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag; Ozan Ceyhun, Bundes- 
haus HT, W-5300 Bonn 1. 


Am 13.3.92 veranstaltete der Arbeitskreis gegen Fremdenfeind- 
lichkeit eine Vietnam-Konferenz. Diese beschäftigte sich mit der 
Situation der vietnamesischen VertragsarbeiterInnen aus der ex- 
DDR. Die Beiträge der Referenten sind jetzt in der Broschüre 
“Die Vietnam-Konferenz - Zur Situation der Regierungsab- 
kommens-Arbeitnehmer” veröffentlicht. 

Aus dem Inhalt: 

Vietnamesen in den neuen Bundesländern: Heimkehr oder Teil- 
habe an der multikulturellen Gesellschaft? 

Über die politische und wirtschaftliche Lage in Vietnam und 
deren Einfluß auf die Rückkehr und Reintegration in Deutsch- 
land lebender Vietnamesen und Vietnamesinnen 

Zur Situation der Ausländer in den neuen Bundesländern 

Zur aufenthaltsrechtlichen Position der Abkommensarbeiterln- 
nen in den neuen Bundesländern 

Zur asylrechtlichen Situation vietnamesischer Regierungsab- 
kommens-Arbeitnehmer aus der ehemaligen DDR 

Zum Fachkräfteprogramm Vietnam 

Die Broschüre kann bestellt werden beim Arbeitskreis gegen 
Fremdenfeindlichkeit, Schuhmannstraße 5, 0-1020 Berlin 


Siegfried‘ Jäger: Helmut Kellershohn: 
BrandSätze 

Rassismus im Alltag 

1992, 310 Seiten, 24,- DM 
Andreas Foitzik u.a. (Hg.): 

"Ein Herrenvolk von Untertanen” 
Rassismus-Nationalismus-Sexismus 
1992, 202 S., 18,- DM 


S. Jäger / F. Januschek (Hg.): 
Der Diskurs des Rassismus 
Ergebnisse des DISS-Colloquiums 
vom Oktober 1991 

1992, 220 Seiten, 18,- DM 


Ein kritischer Rückblick auf die 
Golfkriegsdebatte 

1992, 56 Seiten, 6,- DM 

A. Quinkert/ S. Jäger: 
“Warum dieser Haß in 
Hoyerswerda?” 


1991, 51 Seiten A-4, 7,- DM 


in Briefmarken 


“Frieden oder ‘Rettet Israel’?” 


Die rassistische Hetze von BILD 
gegen Flüchtlinge im Herbst '91 


Gesamtverzeichnis gegen 1,80 DM 


DISS, Realschulstr. 51, DW-4100 Duisburg 1, 0203-20249 
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DAS ZAG KÖNNT IHR HIER UND DA UND DORT BEKOMMEN 
ABER GANZ BESTIMMT BEI: | 


.ADA, Reichenberger Str. 63 A, W-1000 
Berlin 36, Tel.: 6189272 


Antiquariat, Oranienstr. 45, W-1000 


Berlin 61 


Antirassistische Aktion an der FU, Info- 
Caf& (Raum L 25/15 in der FU "Silberlau- 
be”, nahe EWI-Bibliothek), Tel.: 8383651 


AStA der TU, Marchstr. 6, W-1000 Berlin 


12 


AStA der FHSS (Alice Salomon 
Fachhochschule), Kar-Schrader-Str. 6, W- 


1000 Berlin 30 


AStA der FU, Kiebitzweg 23, W-1000 


Berlin 33 


Bandito Rosso, Lottumstr. 10a, 0-1054 


Berlin 


Wenn Ihr 
das ZAG 
regel- 
mäßig 

in Eurem 
Brief- 
kasten 
haben 


wollt 


4269451 


Berlin 61 


Berlin 36 
Buchladen Schwarze Risse, 


Berlin 65 


Berlin 61 


Wichertstr. 51, O-1017 Berlin 


Diesen Bestellzettel fotokopieren oder 
ausschneiden und absenden an: 


ZAG/Antirassistische Initiative e.V. 
Yorckstr. 59, HH 
W-1000 Berlin 61 


Unser Konto: 
Antirassistische Initiative e.V. 
Bank für Sozialwirtschaft 
Keithstr. 2 

W-1000 Berlin 30 
Kontonummer :303 96 01 
Bankleitzahl: 100 205 00 
Stichwort ZAG 


Ein ZAG-Jahresabo (4 Ausgaben) kostet 16,- DM 
inclusive Porto, Lieferung nur gegen Vorkasse. 


Wer das ZAG unterstützen will: ein Förderabo für eın 
Jahr (4 Ausgaben) kostet 24,- DM oder mehr. 


WiederverkäuferInnen (Buchhandlungen, Infoläden, 
usw.) erhalten Rabatt, bitte beı der Redaktion mel- 
den. 


BAOBAB, Winsstr. 53, 0-1055 Berlin, Tel.: 


Buchladen im BAZ. Oranienstr. 159, 1000 
Buchladen im Haus am Köllnischen 
Park, Am Köllnischen Park, O-1054 Berlın 


Buchladen O 21, Oranienstr. 21, W-1000 


Gneisenaustr. 2a, W-1000 Berlin 61 


Cafe Cralie, Hochstädter Str. 10a, W-1000 
Copy Proppy. Gneisenaustr. 113, W-1000 


Eine Welt-Laden des BAOBAB, 


Ex, Gneisenaustr. 23, W-1000 Berlin 61 


Infoladen Lunte, Weisestr. 53, W-1000 
Berlin 44 


Kastanie, Schloßstr. 22, 
W-1000 Berlin 19 


Linde, Sophie-Charlotten-Str. 97, W-1000 
Berlin 19 


Mehlwurm, Vollkornbäckerei, Pannierstr. 
2, W-1000 Berlin 44 


Paui-Schneider-Haus (Caf6 im Keller), 
Schönwalder Str. 23, W-1000 Berlin 20. 


Rat und Tat, Liebenwalder Str. 16, W- 
1000 Berlin 65 


VHS Kolleg Schöneberg, Nürnberger Str. 
63, W-1000 Berlin 30 


U] Ich möchte ein ZAG-Jahresabo (4 Ausgaben). 


U Ich möchte das ZAG-Förderabo (4 Ausgaben) und 


bezahle -DM. 


Außerdem sind noch lieferbar ZAG Nr. 1, 2 und 3 für 
jeweils 3,- DM je Ausgabe inclusive Porto. 


[_] Ich bestelle Exemplare von ZAG Nr. 1 
____ Exemplare von ZAGNTr.2 
___ Exemplare von ZAG Nr. 3 
und bezahle 2 ,-DM. 


[_] Das Geld wird auf das Konto überwiesen. 


D Ich lege den Betrag als Verrechnungsscheck, Bar- 
geld (nur Scheine) oder ın Briefmarken beı. 


[] Ich benötige eine Rechnung. 


Meine Anschrift: 
Name: 

Straße: 

Ort: 


Datum: Unterschrift: 


